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Änderungen gegenüber früheren Zusammenstellungen 
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Musterbaurecht 
Musterbauordnung                  

Muster-Garagenverordnung     A1             

Muster-Hochhaus-Richtlinie    N              

Baden Württemberg 
Bauordnung   A1    A2           

Garagenverordnung          A1        

Versammlungsstättenverordnung          A1        

Ausführungsverordnung zur 
Bauordnung 

       A2          

Bayern 
Bauordnung A1  A2  A1  A1 A1          

Beherbergungsstättenverordnung     A1             
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Garagen- und Stellplatzverordnung    A1              

Gaststättenbauverordnung   N               

Berlin 
Bauordnung A1  A1    A1  A1  A1       

Brandenburg 
Bauordnung A1    A1 A1  A1   A1       

Hochhaus-Richtlinie     N             

Bremen 
Bauordnung  A1     A2           

Garagenverordnung  A1                

Hamburg 
Bauordnung A1     A1 A1 A1          

Bauprüfdienst 1/2008     N             

Garagenverordnung  A1                

Versammlungsstätten-Verordnung   A1       A1        

Hessen 
Hessische Bauordnung   A1    A1           

Versammlungsstättenverordnung  A1                

Hochhaus-Richtlinie    G              
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Einführung Muster-Hochhausrichtlinie    N              

Mecklenburg-Vorpommern 
Bauordnung A2      A1  A1  A1       

Hochhausrichtlinie      A2            

Niedersachsen 
Bauordnung   A1   A1 A1  A1  A1       

Nordrhein-Westfalen 
Bauordnung    A1 A1      A1       

Versammlungsstätten-Verordnung  A2                

Richtlinie über bauaufsichtliche 
Anforderungen an den Bau und 
Betrieb von Einrichtungen mit Pflege- 
und Betreuungsleistungen 

         N        

Krankenhausbauverordnung        G          

Rheinland-Pfalz 
Bauordnung   A1   A1 A1   A1        

Saarland 
Bauordnung    A1      A1        

Beherbergungsstätten-Verordnung     N             
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Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Hochhäusern 
(Hochhausverordnung - HochhVO) 

         N        

Versammlungsstätten-Verordnung     A2             

Sachsen 
Bauordnung    A1  A1 A1 A1   A1       

Durchführungsverordnung       A1           

Sächsische Garagen- und 
Stellplatzverordnung 

          A1       

Krankenhaus-Baurichtlinie     A1             

Sachsen-Anhalt 
Bauordnung       A1           

Garagenverordnung  G A2               

Beherbergungsstätten-Verordnung     N             

Versammlungsstätten-Verordnung     N             

Technische Anlagenverordnung  A                

Schleswig-Holstein 
Bauordnung   A1 A1  A2  A1  A1        

Garagenverordnung A1      A1           

Beherbergungsstättenverordnung       A           
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Versammlungsstättenverordnung       A1           

Thüringen 

Bauordnung       A1   A1        

Erläuterung 
N in diese Zusammenstellung neu aufgenommen 
G aus Zusammenstellung gestrichen 
A1 neue Ausgabe ohne aufzugsrelevante Änderungen 
A2 neue Ausgabe mit aufzugsrelevanten Änderungen 
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Musterbaurecht 
 
 
 

Vorwort: Alle Musterbauverordnungen können von 
der Homepage der ARGE BAU (www.is-
argebau.de) kostenlos heruntergeladen werden. 

 

Musterbauordnung - MBO - Vom November 2003  

 
§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen und 
Bauprodukte. Es gilt auch für Grundstücke und für 
andere Anlagen und Einrichtungen, an die in 
diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses 
Gesetzes Anforderungen gestellt werden. 

... 

 

§ 2 Begriffe 

(3) Gebäude werden in folgende Gebäudeklassen 
eingeteilt: 

1. Gebäudeklasse 1:  

a) freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m 
und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von 
insgesamt nicht mehr als 400 m² und 

b) freistehende land- oder forstwirtschaftlich 
genutzte Gebäude, 

2. Gebäudeklasse 2: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und nicht mehr 
als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht 
mehr als 400 m² und 

3. Gebäudeklasse 3: 

sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m, 

4. Gebäudeklasse 4: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und 
Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400 m² 

5. Gebäudeklasse 5: 

sonstige Gebäude einschließlich unterirdischer 
Gebäude. 

... 

 

§ 39 Aufzüge 
(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. In einem 

Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig 

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern, 

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken, 

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, 

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; 

sie müssen sicher umkleidet sein. 

(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile 

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, 

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
feuerhemmend, 

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend 

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus 
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Abs. 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden. 

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 v. H. der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 
m²

 
haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen 

muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen 
haben. Der Aufzug muss von allen Wohnungen in 
dem Gebäude und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar sein. 
Haltestellen im obersten Geschoss und in den § 50 
Abs. 3 Sätze 1 bis 5 gilt entsprechend. Haltestellen 
im obersten Geschoss und in den Kellergeschossen 
sind nicht erforderlich, wenn sie nur unter 
besonderen Schwierigkeiten hergestellt werden 
können. 

http://www.is-argebau.de/
http://www.is-argebau.de/
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(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhles 
von mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen 
müssen eine lichte Durchgangsbreite von 
mindestens 0,90 m haben. In einem Aufzug für 
Rollstühle und Krankentragen darf der für Rollstühle 
nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche 
durch eine verschließbare Tür abgesperrt werden. 
Vor den Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. 

 

§ 50 Barrierefreies Bauen 

(1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad sowie die Küche oder die Kochnische mit 
dem Rollstuhl zugänglich sein. § 39 Abs. 4 bleibt 
unberührt. 

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Diese Anforderungen gelten insbesondere für 

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens, 

2. Sport- und Freizeitstätten, 

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 

4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 

5 Verkaufs- und Gaststätten, 

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

(3) Bauliche Anlagen nach Absatz 2 müssen durch 
einen Eingang mit einer lichten Durchgangsbreite 
von mindestens 0,90 m stufenlos erreichbar sein. 
Vor Türen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Rampen dürfen 
nicht mehr als 6 v. H. geneigt sein; sie müssen 
mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig einen 
festen und griffsicheren Handlauf haben. Am 
Anfang und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, 
alle 6 m ein Zwischenpodest anzuordnen. Die 
Podeste müssen eine Länge von mindestens 
1,50 m haben. Treppen müssen an beiden Seiten 
Handläufe erhalten, die über Treppenabsätze und 
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu 
führen sind. Die Treppen müssen Setzstufen haben. 
Flure müssen mindestens 1,50 m breit sein. Ein 
Toilettenraum muss auch für Benutzer von 
Rollstühlen geeignet und erreichbar sein; er ist zu 
kennzeichnen. § 39 Abs. 4 gilt auch für Gebäude 
mit einer geringeren Höhe als nach § 39 Abs. 4 Satz 
1, soweit Geschosse mit Rollstühlen stufenlos 
erreichbar sein müssen. 

(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen des Einbaus eines 

sonst nicht erforderlichen Aufzugs, wegen 
ungünstiger vorhandener Bebauung oder im 
Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit 
Behinderungen oder alten Menschen nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden 
können. 
 

§ 51 Sonderbauten 

An Sonderbauten können im Einzelfall zur 
Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 Abs. 1 besondere Anforderungen gestellt 
werden. Erleichterungen können gestattet werden, 
soweit es der Einhaltung von Vorschriften wegen 
der besonderen Art und Nutzung baulicher Anlagen 
und Räume oder wegen besonderer Anforderungen 
nicht bedarf. Die Anforderungen und 
Erleichterungen nach den Sätzen 1 und 2 können 
sich insbesondere erstrecken auf 

... 

9. die Anordnung und Herstellung von Aufzügen, 
Treppen, Treppenräumen, Fluren, Ausgängen 
und sonstigen Rettungswegen, 

... 

 

 
Muster einer Verordnung über den Bau und 
Betrieb von Garagen (Muster-
Garagenverordnung-MGarVO) – Fassung Mai 
1993, geändert durch Beschlüsse vom 19.09.1996 
und 18.09.1997 und 30.05.2008 
 

§ 12 Verbindungen zu Garagen und zwischen 
Garagengeschossen 

(1), Treppenräume, Flure und Aufzüge, die nicht nur 
den Benutzern der Garagen dienen, dürfen 
verbunden sein 

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur 
durch Räume mit feuerbeständigen Wänden und 
Decken sowie mindestens feuerhemmenden 
und selbstschließenden, in Fluchtrichtung 
aufschlagenden Türen (Sicherheitsschleusen); 
es genügen zwischen Sicherheitsschleusen und 
Treppenräumen sowie zwischen 
Sicherheitsschleusen und Fluren rauchdichte 
und selbstschließende Türen, zwischen 
Sicherheitsschleusen und Aufzügen in 
Fahrschächten, Fahrschachttüren 

... 
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Muster-Richtlinie über den Bau und Betrieb von 
Hochhäusern (Muster-Hochhaus-Richtlinie – 
MHHR) Fassung April 2008 

 

6.1 Feuerwehraufzüge, Fahrschächte von 
Feuerwehraufzügen und deren Vorräume 

6.1.1 Feuerwehraufzüge 

6.1.1.1 Hochhäuser müssen Feuerwehraufzüge mit 
Haltestellen in jedem Geschoss haben. 

6.1.1.2 Jede Stelle eines Geschosses muss von 
einem Feuerwehraufzug in höchstens 50 m 
Entfernung erreichbar sein. Die Entfernung wird in 
der Lauflinie gemessen. 

6.1.1.3 Feuerwehraufzüge müssen eigene 
Fahrschächte haben, in die Feuer und Rauch nicht 
eindringen können. 

6.1.1.4 Vor jeder Fahrschachttür muss ein Vorraum 
angeordnet sein, in den Feuer und Rauch nicht 
eindringen können. Der Vorraum muss in 
unmittelbarer Nähe zu einem notwendigen 
Treppenraum angeordnet sein. 

6.1.1.5 Feuerwehraufzüge sind in allen Geschossen 
ausreichend zu kennzeichnen. 

6.1.1.6 Fahrkörbe von Feuerwehraufzügen müssen 
zur Aufnahme einer Krankentrage geeignet sein. 

6.1.2 Fahrschächte von Feuerwehraufzügen 

6.1.2.1 Fahrschacht- und Fahrkorbtüren müssen 
eine fest verglaste Sichtöffnung mit einer Fläche 
von mindestens 600 cm² haben. 

6.1.2.2 Im Fahrschacht müssen ortsfeste Leitern so 
angebracht sein, dass ein Übersteigen vom 
Fahrkorb zur Leiter und von der Leiter zu den 
Fahrschachttüren möglich ist. Die Fahrschachttüren 
müssen ohne Hilfsmittel vom Schacht aus geöffnet 
werden können. 

6.1.3 Vorräume der Fahrschächte von 
Feuerwehraufzügen 

6.1.3.1 Vorräume von Feuerwehraufzugsschächten 
müssen mindestens 6 m² Grundfläche haben und 
zur Aufnahme einer Krankentrage geeignet sein. 
Der Abstand zwischen der Fahrschachttür und der 
Tür zum notwendigen Flur muss mindestens 3 m 
betragen. 

6.1.3.2 Öffnungen in den Wänden der Vorräume 
sind zulässig für Türen 

1.  zu notwendigen Fluren, 

2.  zu Fahrschächten, 

3.  ins Freie. 

6.1.3.3 Feuerwehraufzüge und andere Aufzüge 
dürfen gemeinsame Vorräume haben, wenn diese 
die Anforderungen an Vorräume von 
Feuerwehraufzugsschächten erfüllen. 

6.1.3.4 In den Vorräumen müssen 
Geschosskennzeichnungen so angebracht sein, 

dass sie durch die Sichtöffnung der Fahrschacht- 
und Fahrkorbtür erkennbar sind. 

6.1.3.5 Feuerwehraufzüge müssen eine 
Bedieneinrichtung für den Notbetrieb haben. Bei 
maschinenraumlosen Feuerwehraufzügen muss 
sich diese im Vorraum der Zugangsebene für die 
Feuerwehr befinden. 

 

 

Musterverordnung über den Bau und Betrieb 
von Versammlungsstätten (Muster-
Versammlungsstättenverordnung  - MVStättV) – 
Fassung Juni 2005 

 

§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb von 
1. Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 
Besucher fassen. Sie gelten auch für 
Versammlungsstätten mit mehreren 
Versammlungsräumen, die insgesamt mehr als 200 
Besucher fassen, wenn diese Versammlungsräume 
gemeinsame Rettungswege haben;  

... 

3. Sportstadien, die mehr als 5000 Besucher 
fassen. 

 

§ 2  Begriffe 

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, 
wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, 
künstlerischer, politischer, sportlicher oder 
unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- 
und Speisewirtschaften 

... 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge das Erdgeschoss oder das diesem 
nächstgelegene,  nicht von der Brandmeldeanlage 
betroffene Geschoss unmittelbar anfahren und dort 
mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle für den Feuerschutz und den 
Rettungsdienst weitergeleitet werden. 
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Muster-Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Beherbergungsstätten (Muster-
Beherbergungsstättenverordnung – MBeVO)- 
Fassung Dezember 2000 

 

§ 9  Alarmierungseinrichtungen, Brandmelde-
anlagen, Brandfallsteuerung von Aufzügen 

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht vom Rauch betroffene 
Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrtrichtung 
davor liegende Geschoss, anfahren und dort mit 
geöffneten Türen außer Betrieb gehen. durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht vom Rauch betroffene 
Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrtrichtung 
davor liegende Geschoss, anfahren und dort mit 
geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

 

 

 

 



 

Aufzugsrelevante Forderungen im Baurecht - Zusammenstellung April 2012 Seite 12 

Baden-Württemberg 
 
 
 

Landesbauordnung für Baden-Württemberg - 
LBO - vom 5. März 2010 (GBl. Nr. 7, S. 358); in 
Kraft getreten am 1. März 2010, geändert durch 
Berichtigung der Bekanntmachung vom 25. Mai 
2010 (GBl. Nr. 8/2010 S. 416) 
 
 

§ 29 Aufzugsanlagen 

(1) Aufzugsanlagen müssen betriebssicher und 
brandsicher sein. Sie müssen so angeordnet und 
beschaffen sein, daß bei ihrer Benutzung Gefahren 
oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen. 

(2) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 4 Satz 2 
von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben, von denen einer auch 
zur Aufnahme von Rollstühlen, Krankentragen und 
Lasten geeignet sein muß. Zur Aufnahme von 
Rollstühlen bestimmte Aufzüge müssen von 
behinderten Menschen ohne fremde Hilfe 
zweckentsprechend genutzt werden können. 

 

§ 35 Wohnungen 

(1) In Wohngebäuden mit mehr als vier Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad und die Küche oder Kochnische mit dem 
Rollstuhl zugänglich sein. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht, soweit die Anforderungen insbesondere 
wegen schwieriger Geländeverhältnisse, wegen des 
Einbaus eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs 
oder wegen ungünstiger vorhandener Bebauung nur 
mit unverhältnismäßigem Mehraufwand erfüllt 
werden können. 

 

§ 38 Bauliche Anlagen und Räume besonderer 
Art oder Nutzung 

An Sonderbauten können zur Verwirklichung der 
allgemeinen Anforderungen nach § 3 Abs. 1 
besondere Anforderungen im Einzelfall gestellt 
werden; Erleichterungen können zugelassen 
werden, soweit es der Einhaltung von Vorschriften 
wegen der besonderen Art oder Nutzung baulicher 
Anlagen oder Räume oder wegen besonderer 
Anforderungen nicht bedarf. Die besonderen 
Anforderungen und Erleichterungen können 
insbesondere  betreffen 

... 

6. die Zahl, Anordnung und Herstellung der 
Treppen, Aufzüge, Ausgänge und 
Rettungswege, 

... 

(2) Sonderbauten sind Anlagen und Räume 
besonderer Art oder Nutzung, die insbesondere 
einen der nachfolgenden Tatbestände erfüllen:  

1. Hochhäuser (Gebäude mit einer Höhe nach § 2 
Abs. 4 Satz 2 von mehr als 22 m),  

2. Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und 
Ladenstraßen eine Grundfläche von insgesamt 
mehr als 400 m2 haben,  

3. bauliche Anlagen und Räume, die überwiegend 
für gewerbliche Betriebe bestimmt sind, mit einer 
Grundfläche von insgesamt mehr als 400 m2,  

4. Büro- und Verwaltungsgebäude mit einer 
Grundfläche von insgesamt mehr als 400 m2,  

5. Schulen, Hochschulen und ähnliche 
Einrichtungen,  

6. Einrichtungen zur Betreuung, Unterbringung oder 
Pflege von Kindern, behinderten oder alten 
Menschen,  

7. Versammlungsstätten und Sportstätten,  

8. Krankenhäuser und ähnliche Einrichtungen,  

9. bauliche Anlagen mit erhöhter Brand-, 
Explosions,- Strahlen- oder Verkehrsgefahr,  

10. bauliche Anlagen und Räume, bei denen im 
Brandfall mit einer Gefährdung der Umwelt 
gerechnet werden muss,  

11. Fliegende Bauten,  

12. Camping-, Wochenend- und Zeltplätze,  

13. Gemeinschaftsunterkünfte und 
Beherbergungsstätten mit mehr als 12 Betten,  

14. Freizeit- und Vergnügungsparks,  

15. Gaststätten mit mehr als 40 Gastplätzen,  

16. Spielhallen,  

17. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen 
für den Maßregelvollzug,  

18. Regallager mit einer Oberkante Lagerguthöhe 
von mehr als 7,50 m,  

19. bauliche Anlagen mit einer Höhe von mehr als 
30 m,  

http://cfbv/D0/D005000101000200-2010-357-2010-416.html
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20. Gebäude mit mehr als 1600 m2 Grundfläche des 
Geschosses mit der größten Ausdehnung, 
ausgenommen Wohngebäude.  

(3) Als Nachweis dafür, dass diese Anforderungen 
erfüllt sind, können Bescheinigungen verlangt 
werden, die bei den Abnahmen vorzulegen sind; 
ferner können Nachprüfungen und deren 
Wiederholung in bestimmten Zeitabständen verlangt 
werden. 

 

§ 39 Barrierefreie Anlagen 

(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, die 
überwiegend von kleinen Kindern, behinderten oder 
alten Menschen genutzt werden, wie 

1. Einrichtungen zur Frühförderung behinderter 
Kinder, Sonderschulen, Tages- und 
Begegnungsstätten, Einrichtungen zur 
Berufsbildung, Werkstätten, Wohnungen und Heime 
für behinderte Menschen,  

2. Altentagesstätten, Altenbegegnungsstätten, 
Altenwohnungen, Altenwohnheime, Altenheime und 
Altenpflegeheime,  

sind so herzustellen, dass sie von diesen Personen 
zweckentsprechend ohne fremde Hilfe genutzt 
werden können (barrierefreie Anlagen). 

(2) Die Anforderungen nach Absatz 1 gelten auch 
für 

1. Gebäude der öffentlichen Verwaltung und 
Gerichte, 

2. Schalter- und Abfertigungsräume der 
Verkehrs- und Versorgungsbetriebe, der Post sowie 
der Banken und Sparkassen, 

3. Kirchen und andere Anlagen für den 
Gottesdienst, 

4. Versammlungsstätten, 

5. Museen und öffentliche Bibliotheken, 

6. Sport-, Spiel- und Erholungsanlagen, 
Schwimmbäder, 

7. Camping- und Zeltplätze mit mehr als 50 
Standplätzen, 

8. Jugend- und Freizeitstätten, 

9. Messe-, Kongreß- und Ausstellungsbauten, 

10. Krankenhäuser, Kureinrichtungen und 
Sozialeinrichtungen, 

11. Bildungs- und Ausbildungsstätten aller Art, wie 
Schulen, Hochschulen, Volkshochschulen, 

12. Kindertageseinrichtungen und Kinderheime, 

13. öffentliche Bedürfnisanstalten, 

14. Bürogebäude, 

15. Verkaufsstätten und Ladenpassagen, 

16. Beherbergungsbetriebe, 

17. Gaststätten, 

18. Praxen der Heilberufe und der Heilhilfsberufe, 

19. Nutzungseinheiten, die in den Nummern 1 bis 
18 nicht aufgeführt sind und nicht Wohnzwecken 
dienen, soweit sie eine Nutzungsfläche von mehr 
als 1 200 m2 Nutzfläche haben, 

20. allgemein zugängliche Großgaragen sowie 
Stellplätze und Garagen für Anlagen nach Absatz 1 
und Absatz 2 Nr. 1 bis 19. 

3) Bei Anlagen nach Absatz 2 können Ausnahmen 
zugelassen werden, soweit die Anforderungen nur 
mit einem unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt 
werden können. Bei Schulen und 
Kindertageseinrichtungen dürfen Ausnahmen nach 
Satz 1 nur bei Nutzungsänderung und bauliche 
Änderung zugelassen werden.  

 

§ 73 Rechtsverordnungen 

(8) Die oberste Baurechtsbehörde wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß 

1. Ausführungsgenehmigungen für Fliegende 
Bauten nur durch bestimmte Behörden oder durch 
von ihr bestimmte Stellen erteilt und die in § 69 Abs. 
6 bis 8 genannten Aufgaben der Baurechtsbehörde 
durch andere Behörden oder Stellen 
wahrgenommen werden; dabei kann die Vergütung 
dieser Stellen geregelt werden, 

2. die Anforderungen der auf Grund des § 14 des 
Gerätesicherheitsgesetzes und des § 49 Abs. 4 des 
Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen entsprechend für Anlagen 
gelten, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und 
nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 
Verwendung finden; sie kann auch die 
Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen für 
anwendbar erklären oder selbst das Verfahren 
bestimmen sowie Zuständigkeiten und Gebühren 
regeln; dabei kann sie auch vorschreiben, daß 
danach zu erteilende Erlaubnisse die 
Baugenehmigung oder die Zustimmung nach § 70 
einschließlich der zugehörigen Abweichungen, 
Ausnahmen und Befreiungen einschließen, sowie 
daß § 15 Abs. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes 
insoweit Anwendung findet. 

 

 
Allgemeine Ausführungsverordnung des 
Wirtschaftsministeriums zur LBO (LBOAVO) 
vom 30. Mai 1996 (GBl. S. 419), zuletzt geändert 
am 5. Februar 2010 

§ 14 Aufzugsanlagen (Zu § 29 LBO) 

(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig 
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1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern, 

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken, 

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, 

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; 

sie müssen sicher umkleidet sein. 

(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile 

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, 

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
hochfeuerhemmend, 

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend 

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus 
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden. 

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien Quer-
schnitt von mindestens 2,5 Prozent der Fahr-
schachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,1 m2 
haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen muss 
so gewählt werden, dass der Rauchaustritt durch 
Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Aufzüge nach § 29 Abs. 2 Satz 2 LBO müssen 
von allen Nutzungseinheiten in dem Gebäude und 
von der öffentlichen Verkehrsfläche aus stufenlos 
erreichbar sein. Haltestellen im obersten Geschoss 
und in den Kellergeschossen sind nicht erforderlich, 
wenn sie nur unter besonderen Schwierigkeiten 
hergestellt werden können. 

(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,1 m Breite und 2,1 m Tiefe, zur Aufnahme eines 
Rollstuhls von mindestens 1,1 m Breite und 1,4 m 
Tiefe haben; Türen müssen eine lichte 
Durchgangsbreite von mindestens 0,9 m haben. In 
einem Aufzug für Rollstühle und Krankentragen darf 
der für Rollstühle nicht erforderliche Teil der 
Fahrkorbgrundfläche durch eine verschließbare Tür 
abgesperrt werden. Vor den Aufzügen muss eine 
ausreichende Bewegungsfläche vorhanden sein. 

(6) Aufzüge, die Haltepunkte in mehr als einem 
Rauchabschnitt haben, müssen über eine 
Brandfallsteuerung mit Rauchmeldern an 
mindestens einem Haltepunkt in jedem 
Rauchabschnitt verfügen. 

 

§ 19 Anwendung gewerberechtlicher 
Vorschriften (Zu  § 73 Abs. 8 Nr. 2 LBO) 

(1) Für Aufzugsanlagen im Sinne des § 1 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b der 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) vom 27. 
September 2002 (BGBl. I S. 3777), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 der Verordnung vom 18. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2768, 2778), die weder 
gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen 
und in deren Gefahrenbereich auch keine 
Arbeitnehmer beschäftigt werden, gelten §§ 2, 12, 
14 bis 21 und 25 bis 27 BetrSichV entsprechend.  

(2) Soweit durch die in Absatz 1 genannten 
gewerberechtlichen Vorschriften 
Zuständigkeitsregelungen berührt sind, entscheiden 
bei Anlagen im Anwendungsbereich der 
Landesbauordnung die Baurechtsbehörden im 
Benehmen mit den Gewerbeaufsichtsbehörden. 

 

 

Baden-Württembergische Garagenverordnung – 
GaV - vom 7. Juli 1997 (GVBl. 1989, S. 332) 
geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 5. 
Januar 2011 (GBl. Nr.: 1/2011 S. 25) 

 

 

§ 8 Verbindung mit anderen Räumen 

... 

(3) Geschlossene Mittel- und Großgaragen dürfen 
verbunden sein 

1. .mit Fluren, Treppenräumen und Aufzügen, die 
nicht nur der Garage dienen, nur durch Räume 
mit feuerbeständigen Wänden und Decken 
sowie mindestens feuerhemmenden und 
selbstschließenden, in Fluchtrichtung 
aufschlagenden Türen (Sicherheitsschleusen); 
zwischen Treppenräumen sowie 
Aufzugsvorräumen genügen selbstschließende 
und rauchdichte Türen, zwischen 
Sicherheitsschleusen und Aufzügen in 
Fahrschächten Fahrschachttüren, 

 

 

Verordnung des Wirtschaftsministeriums über 
den Bau und Betrieb von Versammlungsstätten 
(Versammlungsstättenverordnung – VStättVO) - 
vom 28. April 2004 (GBl. S. 311) geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 5. Januar 2011 (GBl. 
Nr.: 1/2011 S. 25) 

 

 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb von 

http://cfbv/D0/D00500010100021016-1997-332-2011-25.html
http://cfbv/D0/D005000101000210100-2004-653-2011-25.html
http://cfbv/D0/D005000101000210100-2004-653-2011-25.html
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1. Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 
Besucher fassen. Sie gelten auch für 
Versammlungsstätten mit mehreren 
Versammlungsräumen, die insgesamt mehr als 200 
Besucher fassen, wenn diese Versammlungsräume 
gemeinsame Rettungswege haben;  

... 

3. Sportstadien, die mehr als 5000 Besucher 
fassen. 

 

§ 2  Begriffe 

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, 
wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, 
künstlerischer, politischer, sportlicher oder 
unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- 
und Speisewirtschaften 

... 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene,  nicht von der 
Brandmeldeanlage betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen. 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle für den Feuerschutz und den 
Rettungsdienst weitergeleitet werden. 
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Bayern 
 
 
 
Bayerische Bauordnung - BayBO – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 
2007 (GVBl. 18/2007, S. 588), zuletzt geändert 
durch durch Artikel 78 Absatz 4 des Gesetzes vom 
25. Februar 2010 (GVBl Nr. 4/2010 S. 66) 

 

Artikel 2  Begriffe 

(3) Gebäude werden in folgende Gebäudeklassen 
eingeteilt: 

1. Gebäudeklasse 1: 

a) freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m 
und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von 
insgesamt nicht mehr als 400 m2 und 

b) land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebäude, 

2. Gebäudeklasse 2: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und nicht mehr 
als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht 
mehr als 400 m2, 

3. Gebäudeklasse 3: 

sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m, 

4. Gebäudeklasse 4: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und 
Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 
400 m2, 

5. Gebäudeklasse 5: 

sonstige Gebäude einschließlich unterirdischer 
Gebäude. 

 

Art. 37  Aufzüge 

(1) 1Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. 2In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
3Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig 

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraums, 
ausgenommen in Hochhäusern, 

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken, 

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, 

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; sie 
müssen sicher umkleidet sein. 

(2) 1Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile 

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, 

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
hochfeuerhemmend, 

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend sein; Fahrschachtwände aus 
brennbaren Baustoffen müssen schachtseitig eine 
Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in 
ausreichender Dicke haben. 2Fahrschachttüren und 
andere Öffnungen in Fahrschachtwänden mit 
erforderlicher Feuerwiderstandsfähigkeit sind so 
herzustellen, dass die Anforderungen nach Abs. 1 
Satz 1 nicht beeinträchtigt werden. 

(3) 1Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 v.H. der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 
m2 haben. 2Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen 
muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird. 

(4) 1Gebäude mit einer Höhe nach Art. 2 Abs. 3 
Satz 2 von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben. 2Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen 
haben. 
3Dieser Aufzug muss von allen Wohnungen in dem 
Gebäude und von der öffentlichen Verkehrsfläche 
aus stufenlos erreichbar sein. 4Art. 48 Abs. 4 Sätze 
1 bis 5 gelten entsprechend. 5Haltestellen im 
obersten Geschoss, im Erdgeschoss und in den 
Kellergeschossen sind nicht erforderlich, wenn sie 
nur unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt 
werden können. 

(5) 1Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von 
mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen müssen 
eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 
0,90 m haben. 2In einem Aufzug für Rollstühle und 
Krankentragen darf der für Rollstühle nicht 
erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche durch 
eine verschließbare Tür abgesperrt werden. 3Vor 
den Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. 

http://cfbv/D0/D005000101000300-2007-587-2010-66.html
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Art. 48 Barrierefreies Bauen 

(1) 1In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein; Abs. 4 Sätze 1 bis 5 
sind anzuwenden. 2Die Wohn- und Schlafräume, 
eine Toilette, ein Bad, die Küche oder Kochnische 
sowie der Raum mit Anschlussmöglichkeit für eine 
Waschmaschine müssen  

1. in den Wohnungen nach Satz 1 Halbsatz 1,  

2. in Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen und 
Aufzügen nach Art. 37 Abs. 4 in einem Drittel der 
Wohnungen  

mit dem Rollstuhl zugänglich und barrierefrei 
nutzbar sein. 3Art. 32 Abs. 6 Satz 2, Art. 35 Abs. 2 
und Art. 37 Abs. 4 bleiben unberührt. 

(2) 1Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich 
sind, müssen in den dem allgemeinen 
Besucherverkehr dienenden Teilen von Menschen 
mit Behinderung, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe in der allgemein üblichen Weise 
zweckentsprechend genutzt werden können. 2Diese 
Anforderungen gelten insbesondere für 

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens, 

2. Tageseinrichtungen für Kinder, 

3. Sport- und Freizeitstätten, 

4. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 

5. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 

6. Verkaufsstätten, 

7. Gaststätten, die keiner gaststättenrechtlichen 
Erlaubnis bedürfen, 

8. Beherbergungsstätten, 

9. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 
3Sie gelten nicht bei Nutzungsänderungen, wenn 
die Anforderungen nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand erfüllt werden können. 4Die Anforderungen 
an Gaststätten, die einer gaststättenrechtlichen 
Erlaubnis bedürfen, sind im Rahmen des 
gaststättenrechtlichen Erlaubnisverfahrens zu 
beachten. 

(3) Für bauliche Anlagen und Einrichtungen, die 
überwiegend oder ausschließlich von Menschen mit 
Behinderung, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern genutzt werden, wie 

1. Tagesstätten, Werkstätten und Heime für 
Menschen mit Behinderung, 

2. Altenheime, Altenwohnheime und 
Altenpflegeheime gilt Abs. 2 nicht nur für die dem 
allgemeinen Besucherverkehr dienenden Teile, 
sondern für alle Teile, die von diesem 
Personenkreis genutzt werden. 

(4) … 

10Art. 37 Abs. 4 gilt auch für Gebäude mit einer 
geringeren Höhe als nach Art. 37 Abs. 4 Satz 1, 
soweit Geschosse mit Rollstühlen stufenlos 
erreichbar sein müssen. 

(5) 1Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen ungünstiger 
vorhandener Bebauung oder im Hinblick auf die 
Sicherheit der Menschen mit Behinderung oder 
alten Menschen nur mit einem unverhältnismäßigen 
Mehraufwand erfüllt werden können, bei Anlagen 
nach Abs. 1 auch wegen des Einbaus eines sonst 
nicht erforderlichen Aufzugs. 2Bei bestehenden 
baulichen Anlagen im Sinn der Abs. 2 und 3 soll die 
Bauaufsichtsbehörde verlangen, dass ein 
gleichwertiger Zustand hergestellt wird, wenn das 
technisch möglich und dem Eigentümer 
wirtschaftlich zumutbar ist. 

 

 

Bauaufsichtliche Behandlung von Hochhäusern 
(MABL 18/1983 vom 25. Mai 1983, S. 495) 

 

4. Technische Einrichtungen 

4.1 Aufzüge 

Hochhäuser müssen mindestens zwei Aufzüge mit 
Haltestellen in jedem Vollgeschoß haben; beide 
Aufzüge müssen von jeder Stelle des Geschosses 
erreichbar sein. Die Haltestellen dürfen nur über 
Flure oder Vorräume, in fensterlosen Geschossen 
(z.B. Kellergeschossen, Technikgeschossen) nur 
über Vorräume  zugänglich sein. Mindestens einer 
der Aufzüge muß zur Aufnahme von Rollstühlen, 
Krankentragen und Lasten geeignet (Mindesttiefe 
2,1 m) und von der öffentlichen Verkehrsfläche und 
von allen Geschossen mit Aufenthaltsräumen 
stufenlos erreichbar sein. Bei den Zugängen zu den 
Aufzügen ist ein Schild anzubringen, das ein Verbot 
über die Benutzung im Brandfall enthält. In den 
Vorräumen zu den Aufzügen muß durch Schilder 
auf die Geschoßnummer und auf die Treppen 
hingewiesen werden. Es kann verlangt werden, daß 
die Aufzüge an eine Ersatzstromversorgungsanlage 
angeschlossen werden, damit sie bei Ausfall der 
allgemeinen Stromversorgung wenigstens 
nacheinander in das Eingangsgeschoß gefahren 
werden können. 

4.2 Feuerwehraufzüge 

4.2.1 Anzahl, Lage 

Hochhäuser, bei denen das Maß nach Art. 2 Abs. 3 
BayBO mehr als 30 m beträgt, müssen mindestens 
einen Aufzug mit einer Mindesttiefe von 2,1 m 
haben, der im Brandfall der Feuerwehr zur Verfü-
gung steht (Feuerwehraufzug); dieser Aufzug kann 
auf die Aufzüge nach Nummer 4.1 Satz 1 ange-
rechnet werden. Vom Feuerwehraufzug muß jeder 
Punkt eines Aufenthaltsraums in höchstens 50 m 
Entfernung erreichbar sein. Weitere Feuerwehrauf-
züge können verlangt werden bei Hochhäusern, bei 
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denen das Maß nach Art. 2 Abs. 3 BayBO mehr als 
100 m beträgt, oder bei denen nach der Art ihrer 
Nutzung im Brandfall mit höheren Gefahren zu 
rechnen ist als bei Hochhäusern mit Wohnungen 
oder Büros; die Aufzüge sollen so liegen, daß die 
Entfernungen zu den Aufenthaltsräumen möglichst 
kurz sind. 

4.2.2 Schächte und Vorräume 

Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen feuer-
beständigen Fahrschacht aus nichtbrennbaren 
Baustoffen anzuordnen. Er muß in jedem Geschoß 
eine Haltestelle haben, die durch einen Vorraum mit 
feuerbeständigen Wänden zugänglich ist. Der 
Vorraum muß mindestens so groß sein, daß eine 
belegte Krankentrage mit einer Breite von 0.6 m und 
einer Transportlänge von 2,26 m ungehindert in den 
Aufzug eingebracht werden kann. Der Vorraum darf 
nur Verbindung zu allgemein zugänglichen Fluren, 
Schleusen, Treppenräumen, Naßräumen oder 
anderen Aufzügen haben. Die Türen zu den Fluren 
müssen mindestens feuerhemmend und 
selbstschließend sein; sind andere Öffnungen in 
diesen Fluren weiter als 2,5 m entfernt, so genügen 
dichte und selbstschließende Türen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen (falls verglast, nur mit 
Drahtglas von mindestens 7 mm Dicke mit 
kreuzweise verschweißten Drähten oder 
gleichwertig). Der Vorraum muß Fenster oder 
Einrichtungen haben, durch die er im Brandfall 
ausreichend rauchfrei gehalten werden kann. Die 
Nummern 3.6.3.2 und 3.6.3.3 gelten sinngemäß.  

Ein Vorraum ist nicht erforderlich, wenn der Zugang 
zum Feuerwehraufzug über einen offenen Gang 
führt, der den Anforderungen an einen offenen 
Gang vor einem Sicherheitstreppenraum nach 
Nummer 3.6.7 entspricht. 

4.2.3 Triebwerksraum 

Das Triebwerk für den Feuerwehraufzug muß in 
einem eigenen Triebwerksraum liegen. Dieser muß 
feuerbeständige Wände und Decken haben; Türen 
müssen mindestens feuerhemmend und selbst-
schließend sein. Der Fahrschacht und der Trieb-
werksraum müssen jeder für sich unmittelbar oder 
über Schächte ins Freie ständig entlüftet  werden. 

4.2.4 Schalteinrichtungen und Leitungen 

Die elektrischen Schalteinrichtungen und die Lei-
tungen und Kabel für die Stark- und Schwach-
stromversorgung des Feuerwehraufzugs sind ab 
Hauptverteiler von entsprechenden anderen 
Anlagen baulich zu trennen. Die Kabelleitungen des 
Feuerwehraufzugs sind, wenn sie außerhalb des 
Fahrschachts verlegt werden, durch feuerbeständi-
ge Bauteile gegen Brandeinwirkung zu schützen. 
Der Feuerwehraufzug muß an eine Ersatzstromver-
sorgungsanlage angeschlossen sein. 

4.2.5 Kennzeichnung 

Der Feuerwehraufzug ist in allen Geschossen mit 
einem Schild nach der Norm DIN 4066 mit der 
Aufschrift "Feuerwehraufzug" zu kennzeichnen. Im 
Eingangsgeschoß sind Hinweisschilder anzu-

bringen, die das sofortige Auffinden des Feuer-
wehraufzugs erleichtern. 

 

 

Verordnung über den Bau von Gast- und 
Beherbergungsstätten (Gaststättenbauverordnung 
- GastBauV) - Verordnung vom 13. August 1986 
(GVBl. S. 304), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 18. November 2004 (GVBl S. 564) 

 

§ 25 Übersichtsplan, Brandschutzordnung 

(3) In Beherbergungsbetrieben ist auf der Innenseite 
der Türen aus den Beherbergungsräumen zum Flur 
ein gut lesbares Schild anzubringen, auf dem die 
Lage des Raums, der Verlauf der Rettungswege bis 
zu den Ausgängen oder Treppen und die Art des 
Alarmzeichens (§16 Abs. 2) darzustellen sind. 
Neben den Türen von Personenaufzügen ist ein 
Schild anzubringen mit der Aufschrift "Aufzug im 
Brandfall nicht benützen". 

 

 
Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Beherbergungsstätten 
(Beherbergungsstättenverordnung - BStättV) 
vom 2. Juli 2007 (GVBl. 16/2007 S. 538) geändert 
durch § 5 der Verordnung vom 29. November 2007 
(GVBl. Nr. 27/2007 S. 847) 
 
 

§ 9 Alarmierungseinrichtungen, 
Brandmeldeanlagen, Brandfallsteuerung von 
Aufzügen 

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht vom Rauch betroffene 
Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrtrichtung 
davor liegende Geschoss, anfahren und dort mit 
geöffneten Türen außer Betrieb gehen.  

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen sowie über die Zahl der notwendigen 
Stellplätze – GaStellV vom 30. November 1993 
(GVBl. Nr. 29 1993 S. 910) zuletzt geändert durch § 
2 der Verordnung vom 19. Februar 2008 (GVBl. Nr. 
5/2008 S. 69) 

 

§ 11 Verbindung zu anderen Räumen und zwi-
schen Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugsvorräume, die 
nicht nur der Benutzung der Garagen dienen, dürfen 
verbunden sein 
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1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur 
durch Räume mit feuerbeständigen Wänden und 
Decken sowie selbstschließenden und mindestens 
feuerhemmenden, in Fluchtrichtung aufschlagenden 
Türen (Sicherheitsschleusen); zwischen 
Sicherheitsschleusen und Fluren oder 
Treppenräumen sowie Aufzugsvorräumen genügen 
selbstschließende und rauchdichte Türen, 

2. mit anderen Garagen unmittelbar nur durch 
Öffnungen mit selbstschließenden und mindestens 
feuerhemmenden Türen.
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Berlin 
 
 
 
Bauordnung für Berlin - BauO Bln - vom  16. Juli 
2001 - in der Fassung vom 3. September 1997 
(GVBl. S. 422/512) zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 29. Juni 2011 (GVBl. Nr.: 
17/2011 S. 315) 
 
 
§ 39 Aufzüge 

(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lange zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig  
1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 

ausgenommen in Hochhäusern,  
2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 

überbrücken,  
3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 

miteinander in Verbindung stehen dürfen,  
4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; 
sie müssen sicher umkleidet sein.  
(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile  
1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 

feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen,  

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
hochfeuerhemmend,  

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend 

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus 
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden.  

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 Prozent der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 
m2 haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen 
muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird.  

(4) Gebäude mit mehr als vier oberirdischen 
Geschossen müssen Aufzüge in ausreichender Zahl 
haben. Von diesen Aufzügen muss mindestens ein 
Aufzug Kinderwagen, Rollstühle, Krankentragen 
und Lasten aufnehmen können und Haltestellen in 
allen Geschossen haben. Dieser Aufzug muss von 
der öffentlichen Verkehrsfläche aus und von allen 

Geschossen mit Aufenthaltsräumen stufenlos 
erreichbar sein. Hierbei ist das oberste Geschoss 
nicht zu berücksichtigen, wenn seine Nutzung einen 
Aufzug nicht erfordert oder wenn es in bestehenden 
Gebäuden nachträglich zu Wohnzwecken 
ausgebaut wird. Soweit Obergeschosse von 
Behinderten im Rollstuhl stufenlos zu erreichen sein 
müssen, gelten die Sätze 1 bis 4 auch für Gebäude 
mit weniger als fünf oberirdischen Geschossen.  

(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m × 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls 
von mindestens 1,10 m × 1,40 m haben; Türen 
müssen eine lichte Durchgangsbreite von 
mindestens 0,90 m haben. In einem Aufzug für 
Rollstühle und Krankentragen darf der für Rollstühle 
nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche 
durch eine verschließbare Tür abgesperrt werden. 
Vor den Aufzügen muss eine Bewegungsfläche von 
mindestens 1,50 m × 1,50 m vorhanden sein. 

 

§ 51 Barrierefreies Bauen 

1) In Gebäuden mit mehr als vier Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses über 
den üblichen Hauptzugang barrierefrei erreichbar 
sein. In diesen Wohnungen müssen die Wohn- und 
Schlafräume, eine Toilette, ein Bad sowie die Küche 
oder die Kochnische mit dem Rollstuhl zugänglich 
sein. § 39 Abs. 4 bleibt unberührt.  

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen so errichtet und instand gehalten werden, 
dass sie von Menschen mit Behinderungen, alten 
Menschen und Personen mit Kleinkindern über den 
Hauptzugang barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. In 
diesen baulichen Anlagen sind neben den 
Rettungswegen im Sinne von § 33 zusätzliche 
bauliche Maßnahmen für die Selbstrettung von 
Behinderten im Rollstuhl nur dann erforderlich, 
wenn die Anlage oder Teile davon von diesem 
Personenkreis überdurchschnittlich, bezogen auf 
den Bevölkerungsanteil der Behinderten, genutzt 
werden. Anderenfalls genügen betriebliche 
Maßnahmen, die die Rettung mittels fremder Hilfe 
sicherstellen.  

(3) Bauliche Anlagen nach Absatz 2 müssen durch 
einen Hauptzugang mit einer lichten 
Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m stufenlos 
erreichbar sein. Vor Türen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Rampen dürfen 
nicht mehr als 6 Prozent geneigt sein; sie müssen 
mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig einen 
festen und griffsicheren Handlauf haben. Am 
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Anfang und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, 
alle 6 m ein Zwischenpodest anzuordnen. Die 
Podeste müssen eine Länge von mindestens 1,50 
m haben. Treppen müssen an beiden Seiten 
Handläufe erhalten, die über Treppenabsätze und 
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu 
führen sind. Die Treppen müssen Setzstufen haben. 
Flure müssen mindestens 1,50 m breit sein. Bei der 
Herstellung von Toiletten muss mindestens ein 
Toilettenraum auch für Menschen mit 
Behinderungen geeignet und barrierefrei erreichbar 
und nutzbar sein; er ist zu kennzeichnen. § 39 Abs. 
4 gilt auch für Gebäude mit weniger als fünf 
oberirdischen Geschossen, soweit Geschosse mit 
Rollstühlen stufenlos erreichbar sein müssen.  

(4) Sollen rechtmäßig bestehende bauliche Anlagen 
nach Absatz 2 in ihrer Nutzung oder wesentlich 
baulich geändert werden, gelten die in Absatz 2 
genannten Anforderungen entsprechend; bei einer 
wesentlichen baulichen Änderung bleiben im 
Übrigen die in § 85 Abs. 3 aufgestellten 
Voraussetzungen unberührt.  

(5) Von den Absätzen 1 bis 4 dürfen Abweichungen 
gemäß § 68 Abs. 1 nur zugelassen werden, soweit 
die Anforderungen  
1. wegen schwieriger Geländeverhältnisse,  
2. wegen des Einbaus eines sonst nicht 

erforderlichen Aufzugs oder  
3. wegen ungünstiger vorhandener Bebauung 
nur mit einem unverhältnismäßigen Mehraufwand 
erfüllt werden können.  

 

 

Krankenhausbetriebs-Verordnung - KhbetrVO - 
vom 10. Juli 1995 (GVBl. 1995, S. 472) 

 

§ 30 Aufzüge, Abwurfschächte 

(1) Fahrkörbe von Bettenaufzügen sind so zu 
bemessen, daß Platz für ein Bett und zwei 
Begleitpersonen vorhanden und ein ungehindertes 
Ein- und Ausfahren gewährleistet ist. Die 
Innenflächen der Fahrkörbe müssen leicht gereinigt 
und desinfiziert werden können. 

(2) Personenaufzüge müssen auch von Behinderten 
problemlos bedient werden können. An den 
Innenwänden der Fahrkörbe sind Haltegriffe 
anzubringen. 

(3) Zugänge zu Aufzügen und Stützpunkten von 
Warentransportanlagen müssen bei 
Funktionsstellen oder Funktionsteilstellen mit hohen 
hygienischen Anforderungen grundsätzlich 
außerhalb dieser Stellen liegen. 

.... 
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Brandenburg 
 
 
 

Brandenburgische Bauordnung - BbgBO vom 
17. September 2008 (GVBl. Teil I Nr. 14/2008 S. 
226) zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 13. April 2010 (GVBl. Teil 1 Nr. 17/2010 S. 1)  

 

§ 34 Aufzüge 
(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, die eine Übertragung 
von Feuer und Rauch in andere Geschosse 
ausreichend lang verhindern.. In einem 
Aufzugsschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 

(2) Die Fahrschachtwände müssen die 
Anforderungen an tragende und 
raumabschließende Bauteile erfüllen. 
Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
feuerbeständigen Schachtwänden sind so 
herzustellen, dass Feuer und Rauch nicht in den 
Fahrschacht oder in andere Geschosse übertragen 
werden. 

 (3) Der Fahrschacht muss zu lüften und mit 
Rauchabzugsvorrichtungen versehen sein. Die 
Rauchabzugsöffnungen in Fahrschächten müssen 
eine Größe von mindestens 5 Prozent der 
Grundfläche des Fahrschachts, mindestens jedoch 
von 0,20 m² haben. 

(4) Aufzüge ohne Fahrschächte sind zulässig 

1. innerhalb notwendiger Treppenräume, 
ausgenommen in Hochhäusern, 

2  innerhalb von Hallen, 

3. innerhalb von Wohnungen, 

4. außerhalb von Gebäuden. 

Der Fahrbereich der Aufzüge ohne eigene 
Fahrschächte muss so umkleidet sein, das 
Personen nicht gefährdet werden können. 

(5) In Gebäuden, in denen der Fußboden eines 
Aufenthaltsraums mehr als 13m über der 
Geländeoberfläche liegt, müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl eingebaut werden. Dabei sind 
Aufenthaltsräume im obersten Geschoss nicht zu 
berücksichtigen, die eine Nutzungseinheit mit 
Aufenthaltsräumen im darunter liegenden Geschoss 
bilden. Satz 1 gilt nicht, wenn das Dach 
bestehender Gebäude nachträglich ausgebaut wird. 
Einer der Aufzüge muss zur Aufnahme von 
Krankentragen und Rollstühlen geeignet sein. 

 

§ 41 Wohnungen 

... 

(5) Wohngebäude müssen über einen leicht 
erreichbaren und gut zugänglichen Abstellraum für 
Kinderwagen, Rollstühle und Fahrräder sowie über 
leicht erreichbare und witterungsgeschützte 
Abstellplätze für Fahrräder verfügen. Dies gilt nicht 
für Wohngebäude geringer Höhe 

 

§ 44 Sonderbauten 

(1) Können durch die besondere Art oder Nutzung 
von baulichen Anlagen und Räumen 
(Sonderbauten) ihre Benutzer oder die 
Allgemeinheit gefährdet oder in unzumutbarer 
Weise belästigt werden, können im Einzelfall zur 
Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 Abs. 1 besondere Anforderungen gestellt 
werden. Erleichterungen können gestattet werden, 
soweit es der Einhaltung von Vorschriften wegen 
der besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen 
oder Räume oder wegen besonderer 
Anforderungen nicht bedarf.  

(2) Sonderbauten sind insbesondere 

1. Hochhäuser, 

2. Verkaufsstätten, 

3. Gast- und Beherbergungsstätten, 

4. Versammlungsstätten, 

5. Büro- und Verwaltungsgebäude, 

6. Krankenhäuser, Entbindungs- und 
Säuglingsheime, 

7. Altenwohn- und Altenpflegeheime, 
Einrichtungen für die Betreuung alter oder 
behinderter Menschen, 

8. Einrichtungen für Kinder und Jugendliche, 

9. Schulen und Sportstätten, 

10. bauliche Anlagen und Räume von großer 
Ausdehnung oder mit erhöhter Brand-, Explosions-, 
oder Verkehrsgefahr, 

.... 

(3) Die Anforderungen und Erleichterungen nach 
Absatz 1 können sich insbesondere auf 

... 

http://cfbv/D0/D005000101000500-2008-226-2010-17-1.html
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7. die Anordnung und Herstellung der Aufzüge 
sowie der Treppen, Treppenräume, Flure, 
Ausgänge und sonstige Rettungswege, 

... 

 

§ 45  Barrierefreies Bauen 

(1) In Wohngebäuden mit mehr als vier Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei sein. In Gebäuden mit Aufzügen und mit 
mehr als vier Wohnungen müssen die Wohnungen 
eines Geschosses barrierefrei sein 

(2) Bauliche Anlagen und andere Einrichtungen, die 
überwiegend oder ausschließlich von kranken, 
behinderten oder alten Menschen genutzt werden 
oder ihrer Betreuung dienen, müssen barrierefrei 
sein. 

(3) Bauliche Anlagen und andere Einrichtungen, die 
für die Öffentlichkeit bestimmt oder allgemein 
zugänglich sind, müssen in den dem allgemeinen 
Besucherverkehr dienenden teilen barrierefrei sein. 

.... 

(6) Lassen sich die Anforderungen der Absätze 1 
bis 4 nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
oder unzumutbaren Mehrkosten verwirklichen, so 
kann die Bauaufsichtsbehörde zulassen, dass die 
Anforderungen auf einen Teil der baulichen Anlage 
beschränkt werden, wenn dabei die 
zweckentsprechende Nutzung durch die 
barrierefreie Zugänglichkeit angewiesenen 
Personen gewährleistet bleibt. Im Fall des Absatzes 
1 muss die Zugänglichkeit der Wohnungen für die 
Benutzer von Rollstühlen gewährleistet bleiben. 

 

 

Verwaltungsvorschrift zur Brandenburgischen 
Bauordnung – VVBbgBO – Bekanntmachung des 
ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen und 
Verkehr vom 1. September 2003) 

 

34 Aufzüge (§ 34) 

34.1 Zu Absatz 1 

Für gewerbliche Aufzüge gilt die 
Betriebssicherheitsverordnung vom 22. September 
2002 (BGBl. I S. 3777). 

Die auf Grund der Ermächtigung des § 80 Abs. 6 
erlassene Verordnung über die Anwendung von 
Verordnungen nach § 11 des 
Gerätesicherheitsgesetzes auf bauliche Anlagen im 
Land Brandenburg (BbgBauGSGV) bestimmt, dass 
die Betriebssicherheitsverordnung vom 22. 
September 2002 (BGBl. S. 3777) auch für die 
Anlagen anzuwenden ist, die weder gewerblichen 
noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und durch die 
keine Beschäftigten gefährdet werden können. Dies 
betrifft neben Aufzugsanlagen auch Dampfkessel 
und Druckbehälter. 

 

41 Wohnungen (§41) 

41.5 Zu  Absatz 5 

Als leicht erreichbar und gut zugänglich können 
Abstellräume für Kinderwagen, Fahrräder und 
Rollstühle grundsätzlich nur angesehen werden, 
wenn sie zu ebener Erde oder im Keller mit einem 
Zugang über eine Rampe angeordnet sind; für 
Rollstühle jedoch nur dann, wenn der Keller 
zusätzlich mit einem Aufzug erreichbar ist. 

... 

44 Sonderbauten (§ 44) 

44.1.3 Die in § 44 Abs. 1 Satz 2 genannten 
Erleichterungen von einer Vorschrift der BbgBO 
können im Einzelfall als Abweichung zugelassen 
werden, wenn 

- die besondere Art oder Nutzung der baulichen 
Anlage oder Räume die Einhaltung einer 
bestimmten Vorschrift offensichtlich nicht erfordert, 
weil die besondere Art der Nutzung von dem 
Regelfall, die der Vorschrift zugrunde liegt, erheblich 
abweicht; 

- die Erleichterung durch eine besondere 
Anforderung kompensiert wird (z. B. automatische 
Feuerlöschanlagen bei größeren Brandabschnitten, 
Alarmmeldeanlagen bei größeren 
Rettungsweglängen) 

 

45 Barrierefreies Bauen 

45.1 Zu Absatz 1 

Die bundesrechtlichen Vorschriften des 
Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) vom 27. 
April 2002 (BGBl.I S.1468) und die 
landesrechtlichen Vorschriften des Gesetzes zur 
Gleichstellung behinderter Menschen und zur 
Änderung anderer Gesetze des Landes 
Brandenburg (BbgBGG) vom 20. März 2003 (GVBl. 
I S. 42) sind bei der Umsetzung dieser 
Bestimmungen anzuwenden. Für die bauliche 
Ausführung sind die als Technische 
Baubestimmung eingeführten DIN 18024-1:1998-
01, DIN 18024-2:1996-11, DIN 18025-1:1992-12 
sowie DIN 18025-2:1992-12 unter Berücksichtigung 
des Einführungserlasses zu beachten. 

Nach § 4 des Behindertengleichstellungsgesetzes 
sind bauliche und sonstige Anlagen dann 
barrierefrei, wenn sie für behinderte Menschen in 
der allgemein üblichen Weise, ohne besondere 
Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 
zugänglich und nutzbar sind. Der Begriff 
"barrierefrei" schließ die rollstuhlgerechte 
Bauausführung mit ein. 

45.2 Zu Absatz 2 

Diese baulichen Anlagen und andere Anlagen und 
Einrichtungen müssen insgesamt barrierefrei sein, 
das heißt, die DIN 18024 und DIN 18026 finden auf 
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die bauliche Ausführung der gesamten Anlage 
Anwendung. 

45.3  Zu Absatz 3 

Für die Öffentlichkeit bestimmt oder allgemein 
zugänglich sind z. B. Banken, Rathäuser, 
Gaststätten, Theater oder Geschäfte. Für die 
Gebäude ist DIN 18024-2:1996-11, für die 
Freiflächen auf den Baugrundstücken ist DIN 
18024-1:1998-01 anzuwenden. 

45.6 Zu Absatz 6 

Diese Vorschrift ist als Ausnahmetatbestand eng 
auszulegen. Dies bedeutet, dass sie in der Regel 
nur auf bestehende Gebäude anzuwenden ist. Die 
bei der Errichtung von Gebäuden entstehenden 
Mehrkosten sind regelmäßig zumutbar. 

 

 
Verordnung über bauaufsichtliche 
Anforderungen an Krankenhäuser und 
Pflegeheime im Land Brandenburg 
(Brandenburgische Krankenhaus- und Pflegeheim-
Bauverordnung – BbgKPBauV), geändert durch 
Artikel 6 der Verordnung vom 23. März 2005 (GVBl. 
II S. 159) 
 

§ 12 Aufzüge 

(1) Mehrgeschossige Krankenhäuser und 
Pflegeheime müssen eine ausreichende Zahl von 
Aufzügen haben. 

(2) In Pflegeheimen muss eine ausreichende Zahl 
von Aufzügen für den Transport von Tragen 
geeignet sein; ab 100 Betten sind mindestens zwei 
Aufzüge erforderlich. 

(3) In Krankenhäusern und in Pflegeheimen mit 
Intensivbereichen muss eine ausreichende Zahl von 
Aufzügen für den Transport von Betten geeignet 
sein (Bettenaufzüge); in Krankenhäusern sind 
mindestens zwei Bettenaufzüge erforderlich. 
Mehrere Bettenaufzüge sind so im Gebäude 
anzuordnen, dass im Gefahrfall ein Brandabschnitt 
mit einem nicht durch Feuer und Rauch gefährdeten 
Bettenaufzug erreicht werden kann. 
  
§ 14 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(1) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen 
Brandmeldeanlagen mit automatischen und 
nichtautomatischen Brandmeldern haben. 

(2) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen 
Alarmierungsanlagen haben, mit denen das 
Betriebspersonal alarmiert werden kann. 

... 

(4) Aufzüge müssen mit einer Brandfallsteuerung 
ausgestattet sein, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 

Aufzüge des betroffenen Brandabschnitts das 
Erdgeschoss oder das diesem nächstgelegene, 
nicht von der Brandmeldung betroffene Geschoss 
unmittelbar anfahren und dort mit geöffneten Türen 
außer Betrieb gehen. 

 

 
Brandenburgische Verordnung über den Bau 
von Garagen und Stellplätzen und den Betrieb 
von Garagen - Verordnung vom 12. Oktober 1994 
(GVBl. II S. 948), zuletzt geändert durch Artikel 5 
der Verordnung vom 23. März 2005 (GVBl. II S. 
159) 
 

§ 5  Einstellplätze für Kraftfahrzeuge besonderer 
Personengruppen 

(3) Mehrgeschossige Garagen müssen mit einem 
Aufzug ausgestattet sein, der auch zur Aufnahme 
von Lasten, Krankentragen und Rollstühlen 
geeignet ist. 

(4) Die Einstellplätze nach den Absätzen 1 und 2 
müssen in unmittelbarer Nähe zu den Zu- oder 
Abfahrten, den Ein- oder Ausgängen oder den 
Aufzügen gemäß Absatz 3 angeordnet sein. 

 

§ 13 Verbindungen zu Garagen und zwischen 
Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugsräume, die 
nicht nur den Benutzern der Garagen dienen, dürfen 
verbunden sein 

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen 
nur durch Räume mit feuerbeständigen Wänden 
und Decken sowie selbstschließenden und 
mindestens feuerhemmenden, in Fluchtrichtung 
aufschlagenden Türen (Sicherheitsschleusen); 
zwischen Sicherheitsschleusen und Fluren oder 
Treppenräumen sowie Aufzugsvorräumen genügen 
selbstschließende und rauchdichte Türen, 

2. mit anderen Garagen unmittelbar nur durch 
Öffnungen mit selbstschließenden und mindestens 
feuerhemmenden Türen. 

... 

 

 
Brandenburgische Verordnung über den Bau 
und Betrieb von Beherbergungsstätten 
(Beherbergungsstättenbau-Verordnung – 
BbgBeBauV) vom 15. Juni 2001 -(GVBl. II – Nr. 12 
vom 30. Juli 2001) geändert durch Artikel 4 der 
Verordnung vom 23. März 2005 (GVBl. II S. 159) 
 

§ 9  Alarmierungseinrichtungen, Brandmelde-
anlagen, Brandfallsteuerungen von Aufzügen 

(2) Beherbergungsstätten mit mehr als 60 
Gastbetten müssen Brandmeldeanlagen mit 
automatischen Brandmeldern, die auf die 
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Kenngröße Rauch in den notwendigen Fluren 
ansprechen, sowie mit nichtautomatischen 
Brandmeldern (Handfeuermelder) zur unmittelbaren 
Alarmierung der dafür zuständigen Stellen haben. 
Die automatischen Brandmeldeanlagen müssen in 
einer Betriebsart ausgeführt werden, bei der mit 
technischen Maßnahmen Falschalarme vermieden 
werden. Brandmeldungen sind unmittelbar und 
automatisch zur zuständigen 
Feuerwehralarmierungsstelle zu übertragen.  

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht vom Rauch betroffene 
Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrtrichtung 
davor liegende Geschoss, anfahren und dort mit 
geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

 

 
Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Versammlungsstätten im Land Brandenburg 
(Brandenburgische Versammlungsstätten-
verordnung - BbgVStättV) vom 29. November 2005 
(GVBl. II Seite 540) 
 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelderund Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge  

(1) Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen 
von insgesamt mehr als 1000 m2 Grundfläche 
müssen Brandmeldeanlagen mit automatischen und 
nichtautomatischen Brandmeldern haben.  

(2) Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen 
von insgesamt mehr als 10002 Grundfläche müssen 
Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen haben, mit 
denen im Gefahrenfall Besucher, Mitwirkende und 
Betriebsangehörige alarmiert und Anweisungen 
erteilt werden können.  

(3) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1000 m2 Grundfläche müssen zusätzlich zu den 
örtlichen Bedienungsvorrichtungen zentrale 
Bedienungsvorrichtungen für Rauchabzugs-, 
Feuerlösch-, Brandmelde-, Alarmierungs- und 
Lautsprecheranlagen in einem für die Feuerwehr 
leicht zugänglichen Raum (Brandmelder- und 
Alarmzentrale) zusammengefasst werden.  

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen.  

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle der Feuerwehr weitergeleitet werden.  

 

 
Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und 
Raumordnung über den Bau und Betrieb von 
Hochhäusern im Land Brandenburg* 
(Brandenburgische Hochhausrichtlinie - 
BbgHHR) vom 24. Juni 2008, geändert durch 
Bekanntmachung vom 29. Juli 2008 (ABl. 35/08 S. 
2043) 

 

(relevante Forderungen siehe Muster-Hochhaus-
Richtlinie)
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Bremen 
 
 
 

Bremische Landesbauordnung - BremLBO - vom 
27. März 1995 (Brem.GBl. S. 211), zuletzt geändert  
am 15. November 2011 (GBl. 40/2011 S. 435) 

 

 

§ 39 Aufzüge 

((1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig  

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern,  

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken,  

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen,  

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; sie 
müssen sicher umkleidet sein.  

(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile  

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen,  

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
hochfeuerhemmend,  

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend sein; Fahrschachtwände aus 
brennbaren Baustoffen müssen schachtseitig eine 
Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in 
ausreichender Dicke haben. Fahrschachttüren und 
andere Öffnungen in Fahrschachtwänden mit 
erforderlicher Feuerwiderstandsfähigkeit sind so 
herzustellen, dass die Anforderungen nach Absatz 1 
Satz 1 nicht beeinträchtigt werden.  

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 v. H. der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 
m2 haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen 
muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird.  

(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Absatz 3 Satz 
2 von mehr als 10,25 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl und Größe haben. Dabei sind 
Räume im obersten Geschoss nicht zu 
berücksichtigen, die eine Nutzungseinheit mit 

Aufenthaltsräumen im darunter liegenden Geschoss 
bilden. Mindestens einer der Aufzüge muss auch 
zur Aufnahme von Kinderwagen, Lasten, 
Krankentragen und Rollstühlen geeignet und von 
der öffentlichen Verkehrsfläche sowie in allen 
Geschossen barrierefrei erreichbar sein. 
Haltestellen im obersten Geschoss sind nicht 
erforderlich, wenn sie nur unter besonderen 
Schwierigkeiten hergestellt werden können. Satz 1 
gilt nicht beim nachträglichen Ausbau oberster 
Geschosse nach § 2 Absatz 7 Satz 1 in den am 1. 
Januar 1996 bestehenden Gebäuden.  

(5) Alle Aufzüge, die barrierefrei erreichbar sind, 
müssen unabhängig von einer entsprechenden 
Verpflichtung nach Absatz 4 zur Aufnahme von 
Rollstühlen geeignet sein.  

(6) Aufzugsanlagen müssen weitergehenden 
Anforderungen aufgrund des § 14 Geräte- und 
Produktsicherheitsgesetzes auch dann 
entsprechen, wenn sie weder gewerblichen noch 
wirtschaftlichen Zwecken dienen und in ihrem 
Gefahrenbereich keine Arbeitnehmer beschäftigt 
werden. Dies gilt auch für die Vorschriften über die 
Prüfung durch zugelassene Überwachungsstellen. 

 

§ 50  Barrierefreies Bauen 

(1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen und in den 
nach § 39 Absatz 4 barrierefrei erreichbaren 
Wohnungen müssen die Wohn- und Schlafräume, 
eine Toilette, ein Bad und die Küche oder 
Kochnische mit dem Rollstuhl zugänglich und 
nutzbar sein. § 39 Absatz 4 bleibt unberührt.  

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Diese Anforderungen gelten insbesondere für  

1. Verkaufsstätten und Ladenpassagen,  

2. Versammlungsstätten, einschließlich der für den 
Gottesdienst bestimmten Anlagen,  

3. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,  

4. Gaststätten, Kantinen sowie 
Beherbergungsbetriebe,  

5. Theater, Film- und Videovorführungsräume,  
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6. Schalter- und Abfertigungsräume der Verkehrs- 
und Versorgungseinrichtungen, der Deutschen Post 
AG und der Kreditinstitute sowie Flugsteige,  

7. Museen, öffentliche Bibliotheken, Messe- und 
Ausstellungsbauten,  

8. Krankenanstalten, Entbindungs- und 
Säuglingsheime sowie Tages- und 
Kurzzeitpflegeeinrichtungen,  

9. Praxisräume der Heilberufe, Einrichtungen der 
Gesundheits- und Sozialdienste, Kureinrichtungen 
und Apotheken,  

10. Schulen, Hochschulen, sonstige 
Ausbildungsstätten und 
Weiterbildungseinrichtungen, Gemeinschaftshäuser 
sowie Jugendfreizeiteinrichtungen,  

11. Schwimmbäder, Sportstätten und Spielplätze 
sowie Camping- und Zeltplätze,  

12. allgemein zugängliche Stellplätze und Garagen 
mit mehr als 1000 m2 Nutzfläche, Stellplätze und 
Garagen, die zu den Anlagen und Einrichtungen 
nach Nummern 1 bis 11 gehören sowie allgemein 
zugängliche Fahrradabstellplätze,  

13. öffentliche Bedürfnisanstalten sowie Tankstellen 
mit mehr als 12 Zapfstellen.  

(3) Für bauliche Anlagen und andere Anlagen und 
Einrichtungen, die überwiegend oder ausschließlich 
von behinderten Menschen, alten Menschen und 
Personen mit Kleinkindern genutzt oder betreten 
werden, wie  

1. Tagesstätten und Heime für behinderte 
Menschen,  

2. Altenwohnungen, Altenheime sowie Altenwohn- 
und Altenpflegeheime,  

3. Kindertagesstätten und Kinderheime,  

4. Schulen und Ausbildungsstätten für behinderte 
Menschen,  

gilt Absatz 2 für die gesamte Anlage und die 
gesamten Einrichtungen.  

(4) Werden Toiletten eingerichtet, muss mindestens 
ein Toilettenraum für die Benutzung mit dem 
Rollstuhl geeignet und entsprechend 
gekennzeichnet sein; § 51 bleibt unberührt. § 39 
Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend, wenn die 
Anforderungen nach Absatz 2 Satz 1 durch den 
Einbau eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs 
erfüllt werden.  

(5) Von den Absätzen 1 bis 4 dürfen Abweichungen 
gemäß § 67 nur zugelassen werden, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen ungünstiger 
vorhandener Bebauung oder im Hinblick auf die 
Sicherheit der Menschen mit Behinderungen oder 
alten Menschen oder bei Anlagen nach Absatz 1 
auch wegen des Einbaus eines sonst nicht 
erforderlichen Aufzugs nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden 
können.  

 

 

§ 51 Sonderbauten 

An Sonderbauten können im Einzelfall zur 
Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 Absatz 1 besondere Anforderungen 
gestellt werden. Erleichterungen können gestattet 
werden, soweit es der Einhaltung von Vorschriften 
wegen der besonderen Art oder Nutzung baulicher 
Anlagen oder Räume oder wegen besonderer 
Anforderungen nicht bedarf. Dasselbe gilt, wenn die 
besondere Art oder Nutzung in besonderem Maße 
Anlass oder Möglichkeit zur Schonung der 
natürlichen Lebensgrundlagen bietet. Die 
Anforderungen und Erleichterungen nach den 
Sätzen 1 bis 3 können sich insbesondere erstrecken 
auf  

…… 

9. die Anordnung und Herstellung von Aufzügen, 
Treppen, Treppenräumen, Fluren, Ausgängen und 
sonstigen Rettungswegen,  

…. 

16. die barrierefreie Nutzbarkeit,  

… 

 

Bremische Verordnung über Garagen und 
Stellplätze (Garagenverordnung – BremGAVO) 
vom 10. November 1980 GVBl. Brem 1981 Nr. 46, 
S. 281 geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. November 2006 (Gbl Nr. 54 S. 457) 

 

§ 9 Verbindung zwischen Garagengeschossen 

(3) Aufzüge und notwendige Treppen (§ 42 Abs. 2 
BremLBO), die Garagengeschosse miteinander 
verbinden, müssen in eigenen lüftbaren 
Fahrschächten und Treppenräumen mit 
feuerbeständigen Wänden liegen. Türen zu 
Treppenräumen müssen selbstschließend und 
mindestens feuerhemmend aus nichtbrennbaren 
Baustoffen sein. Satz 1 gilt nicht für 
Fahrzeugaufzüge in offenen Garagen. 

 

§ 10 Verbindung der Garagen mit anderen 
Räumen 

(1) Garagen dürfen mit Fluren, Treppenräumen und 
Aufzügen, die auch den Benutzern von Wohnungen 
oder anderen Räumen dienen sowie mit nicht zur 
Garage gehörenden Räumen nur durch 
Sicherheitsschleusen nach § 37 Abs. 3 BremLBO 
verbunden sein, soweit in den nachfolgenden 
Absätzen nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Offene Garagen dürfen mit Fluren, 
Treppenräumen und Aufzügen, die auch den 
Benutzern von Wohnungen oder anderen Räumen 
dienen, unmittelbar durch Öffnungen mit 
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mindestens feuerhemmenden, selbstschließenden 
Türen verbunden sein. 

... 

Richtlinien über die bauaufsichtliche 
Behandlung von Hochhäusern (Hochhaus-
Richtlinien-HHR) - Fassung Februar 1979 - 
eingeführt durch Verwaltungsvorschrift des 
Senators für das Bauwesen vom 27. August 1979 

 

4. Technische Einrichtungen 

4.1 Aufzüge 

Hochhäuser müssen mindestens zwei Aufzüge mit 
Haltestellen in jedem Vollgeschoß haben; beide 
Aufzüge müssen von jeder Stelle des Geschosses 
erreichbar sein. Die Haltestellen dürfen nur über 
Flure oder Vorräume, in fensterlosen Geschossen, 
z.B. Kellergeschosse, Technikgeschosse, nur über 
Vorräume zugänglich sein. Mindestens einer der 
Aufzüge muß zur Aufnahme von Rollstühlen, Kran-
kentragen und Lasten geeignet und von der öffent-
lichen Verkehrsfläche und von allen Geschossen 
mit Aufenthaltsräumen stufenlos erreichbar sein. 
Wegen des Anschlusses an eine 
Ersatzstromversorgungsanlage siehe Nr. 4.4. Bei 
den Zugängen zu den Aufzügen ist ein Schild 
anzubringen, das ein Verbot über die Benutzung im 
Brandfall enthält. In den Vorräumen zu den 
Aufzügen muß durch Schilder auf die 
Geschoßnummer und auf die Treppen hingewiesen 
werden. 

4.2 Feuerwehraufzüge 

4.2.1 Anzahl, Lage 

Hochhäuser, bei denen das Maß nach § 2 Abs. 4 
BremLBO mehr als 30 m beträgt, müssen 
mindestens einen Aufzug haben, der im Brandfall 
der Feuerwehr zur Verfügung steht 
(Feuerwehraufzug); dieser Aufzug kann auf die 
Aufzüge nach Nr. 4.1 Satz 1 angerechnet werden. 
Vom Feuerwehraufzug muß jeder Punkt eines Auf-
enthaltsraumes in höchstens 50 m Entfernung 
erreichbar sein. Weitere Feuerwehraufzüge können 
verlangt werden bei Hochhäusern, bei denen das 
Maß nach § 2 Abs. 4 BremLBO mehr als 100 m 
beträgt, oder bei denen nach der Art ihrer Nutzung 
im Brandfall mit höheren Gefahren zu rechnen ist 
als bei Hochhäusern mit Wohnungen oder Büros; 
die Aufzüge sollen so liegen, daß die Entfernungen 
zu den Aufenthaltsräumen möglichst kurz sind. 

4.2.2 Schächte und Vorräume 

Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen 
feuerbeständigen Fahrschacht aus nichtbrennbaren 
Baustoffen anzuordnen. Er muß in jedem Geschoß 
des Hochhauses eine Haltestelle haben, die durch 
eine Vorraum mit feuerbeständigen Wänden 
zugänglich ist. Der Vorraum muß mindestens so 
groß sein, daß eine belegte Krankentrage mit einer 
Breite von 0,6 m und einer Transportlänge von 2,29 
m ungehindert in den Aufzug eingebracht werden 
kann. Der Vorraum darf nur Verbindung zu 

allgemein zugänglichen Fluren, 
Sicherheitsschleusen, Treppenräumen, Naßräumen 
oder anderen Aufzügen haben. Die Türen zu den 
Fluren müssen selbstschließend und mindestens 
feuerhemmend sein; sind andere Öffnungen in 
diesen Fluren weiter als 2,5 m entfernt, so genügen 
rauchdichte und selbstschließende Türen aus nicht-
brennbaren Baustoffen (falls verglast, nur mit 
Drahtglas von mindestens 7 mm Dicke mit 
kreuzweise verschweißten oder gleichwertigen 
Drähten). Der Vorraum muß Fenster oder 
Einrichtungen haben, durch die er im Brandfall 
ausreichend rauchfrei gehalten werden kann. Nr. 
3.6.3.2 gilt sinngemäß. Im Vorraum ist ein Wandhy-
drant nach Nr. 4.9. 1 anzubringen. Ein Vorraum ist 
nicht erforderlich, wenn der Zugang zum 
Feuerwehraufzug über einen offenen Gang führt, 
der den Anforderungen an einen offenen Gang vor 
einem Sicherheitstreppenraum nach Nr. 3.6.6.1 
entspricht. 

4.2.3 Triebwerksraum 

Das Triebwerk für den Feuerwehraufzug muß in 
einem eigenen Triebwerksraum liegen. Dieser muß 
feuerbeständige Wände und Decken haben; Türen 
müssen selbstschließend und mindestens 
feuerhemmend sein. Der Fahrschacht und der 
Triebwerksraum müssen voneinander und von 
anderen Fahrschächten und Triebwerksräumen 
getrennt unmittelbar oder über Schächte ins Freie 
ständig entlüftet werden. 

4.2.4 Schalteinrichtungen und Leitungen 

Die elektrischen Schalteinrichtungen und die 
Leitungen und Kabel für die Stark- und 
Schwachstromversorgung des Feuerwehraufzugs 
sind vom Hauptverteiler ab von entsprechenden 
anderen Anlagen baulich zu trennen. Die 
Kabelleitungen des Feuerwehraufzugs sind, wenn 
sie außerhalb des Fahrschachts verlegt werden, 
durch feuerbeständige Bauteile gegen 
Brandeinwirkung zu schützen. 

Der Feuerwehraufzug muß an eine 
Ersatzstromversorgungsanlage angeschlossen sein, 
siehe Abschnitt 4.4. 

4.2.5 Kennzeichnung 

Der Feuerwehraufzug ist in allen Geschossen mit 
einem Schild nach der Norm DIN 4066 Teil 2 Form 
D 1 mit der Aufschrift "Feuerwehraufzug" zu 
kennzeichnen. Im Eingangsgeschoß sind 
Hinweisschilder anzubringen, die das sofortige 
Auffinden des Feuerwehraufzugs erleichtern. 

4.4 Ersatzstromversorgungsanlage 

Hochhäuser müssen eine vom öffentlichen 
Versorgungsnetz unabhängige 
Ersatzstromversorgungsanlage mit einem bei 
Ausfall des Netzstromes sich selbsttätig innerhalb 
von höchstens 15 Sekunden einschaltenden 
Stromerzeugungsaggregat haben. An die Anlage 
sind alle elektrisch betätigten notwendigen Anlagen 
anzuschließen, die der Sicherheit dienen und für die 
eine Unterbrechung der Stromversorgung bis zu 15 
Sekunden zulässig ist. Anlagen dieser Art sind z.B. 
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... 

2. Feuerwehraufzüge, 

... 

8. Lüftungsanlagen von Sicherheitstreppenräumen, 
Sicherheitsschleusen, innenliegende 
Treppenräume, Fahrschächte und Triebwerksräume 
von Feuerwehraufzügen 

9. CO-Warnanlagen, Gaswarnanlagen. 

Sind nur Anlagen nach Nr. 4 bis 7 vorhanden, so 
kann anstelle des Stromerzeugungsaggregates eine 
Batterie vorgesehen werden. Sind Anlagen 
vorhanden, die eine unterbrechungslose 
Stromversorgung erfordern (z. B. nach dem 
Ruhestromprinzip gehaltene Rauchabzugsklappen) 
muß das durch geeignete Maßnahmen gesichert 
sein. 

Die elektrischen Betriebsmittel der 
Ersatzstromversorgungsanlage müssen von den 
Betriebsmitteln der allgemeinen Stromversorgung 
getrennt sein; sie müssen feuerbeständig geschützt 
sein. Sie brauchen nur feuerhemmend geschützt zu 
sein, wenn wegen der Gebäudekonstruktion, der 
örtlichen Verhältnisse oder der Durchführung der 
Brandbekämpfung keine Bedenken bestehen. Das 
gilt nicht für Stromkreise der Ersatzstrombeleuch-
tung, sofern diese Stromkreise einzeln verlegt sind. 

Die Ersatzstromversorgung muß VDE 0108 
entsprechen. Für die Ausführung der Betriebsräume 
der elektrischen Anlagen siehe die Verordnung über 
den Bau von Betriebsräumen für elektrische 
Anlagen (Elt BauVO). 
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Hamburg 
 
 
 

Hamburgische Bauordnung - HBauO - vom 14. 
Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525) zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 11. Mai 
2010 (HmbGVBl. Nr. 18/2010 S. 350) 
 
 

§ 37 Aufzüge 
(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lange zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig  

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern,  

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken,  

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen,  

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2. 
Sie müssen sicher umkleidet sein.  
(2) Die Fahrschachtwände müssen als Raum 
abschließende Bauteile  

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nicht brennbaren 
Baustoffen,  

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hoch 
Feuer hemmend,  

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 Feuer 
hemmend 

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus nicht 
brennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden.  

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 vom Hundert der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,1 m² 
haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen muss 
so gewählt werden, dass der Rauchaustritt durch 
Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird.  

(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Absatz 3 Satz 
2 von mehr als 13,0 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen 

haben. Dieser Aufzug muss von allen Wohnungen 
in dem Gebäude und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar sein. § 52 
Absatz 4 Sätze 1 bis 4 gilt entsprechend. 
Haltestellen im obersten Geschoss und in den 
Kellergeschossen sind nicht erforderlich, wenn sie 
nur unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt 
werden können.  
(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,1 m x 2,1m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von 
mindestens 1,1 m x 1,4 m haben; Türen müssen 
eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,9 m 
haben. In einem Aufzug für Rollstühle und 
Krankentragen darf der für Rollstühle nicht 
erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche durch 
eine verschließbare Tür abgesperrt werden. Vor den 
Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein.  
 

§ 38 Sicherheitstechnisch bedeutsame und 
überwachungsbedürftige Anlagen 

Für sicherheitstechnisch bedeutsame und 
überwachungsbedürftige Anlagen, die weder 
gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen 
und in deren Gefahrenbereich auch keine 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt 
werden, gelten die Sachanforderungen und die 
Festlegungen über erstmalige Prüfungen vor 
Inbetriebnahme und wiederkehrende Prüfungen 
nach  

1. den auf Grund von § 14 des Geräte- und 
Produktsicherheitsgesetz vom 6. Januar 2004 
(BGBl. I S. 2, 219) erlassenen Verordnungen 
und  

2. der Betriebssicherheitsverordnung vom 27. 
September 2002 (BGBl. I S. 3777), zuletzt 
geändert am 23. Dezember 2004 (BGBl. I S. 
3758, 3813),  

sowie der zugehörigen Technischen Regeln 
sinngemäß. Für wiederkehrende Prüfungen gelten 
die in den Vorschriften nach Satz 1 genannten 
Höchstfristen.  

 

§ 52 Barrierefreies Bauen 

(1) Gebäude mit mehr als vier Wohnungen sowie 
die Wohnungen eines Geschosses müssen 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad sowie die Küche oder der Kochplatz mit 
dem Rollstuhl zugänglich sein. § 37 Absatz 4 bleibt 
unberührt. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit 

http://cfbv/D0/D005000101000700-2005-526-2010-350.html


 

Aufzugsrelevante Forderungen im Baurecht - Zusammenstellung April 2012 Seite 31 

Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen des Einbaus eines 
sonst nicht erforderlichen Aufzugs oder wegen 
ungünstiger vorhandener Bebauung nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden 
können.  

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Diese Anforderungen gelten insbesondere für  

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens,  

2. Sport- und Freizeitstätten,  
3. Einrichtungen des Gesundheitswesens,  
4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,  
5. Verkaufs-, Gaststätten und 

Beherbergungsbetriebe,  
6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

(3) Für bauliche Anlagen und Einrichtungen, die 
überwiegend oder ausschließlich von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern genutzt werden, wie  

1. Tagesstätten, Werkstätten, 
Ausbildungsstätten, Heime und Wohnungen 
für Menschen mit Behinderungen,  

2. Altenheime, Altenwohnheime, Pflegeheime 
und gleichartige Einrichtungen,  

3. Tagesstätten und Heime für Kleinkinder 
gilt Absatz 2 nicht nur für die dem allgemeinen 
Besucherverkehr dienenden Teile, sondern für alle 
Teile, die von diesem Personenkreis genutzt 
werden.  

(4) Bauliche Anlagen nach Absatz 2 sowie 
Wohnungen nach Absatz 1 müssen durch einen 
Eingang mit einer lichten Durchgangsbreite von 
mindestens 0,9 m stufenlos erreichbar sein. Vor 
Türen muss eine ausreichende Bewegungsfläche 
vorhanden sein. Rampen dürfen nicht mehr als 6 
vom Hundert geneigt sein; sie müssen mindestens 
1,2 m breit sein und beidseitig einen festen und 
griffsicheren Handlauf haben. In Abständen von 6,0 
m ist ein Absatz von mindestens 1,2 m Länge, in 
Laufrichtung gemessen, anzuordnen. Treppen 
müssen an beiden Seiten Handläufe erhalten, die 
über Treppenabsätze und Fensteröffnungen sowie 
über die letzten Stufen zu führen sind. Die 
Handläufe müssen mit dem Tastsinn erkennbar und 
deutlich vom Hintergrund abgesetzt sein. Jeweils 
die erste und letzte Stufe einer Treppe muss 
deutlich erkennbar abgesetzt sein. Flure müssen 
mindestens 1,5 m breit sein. § 37 Absatz 4 gilt auch 
für Gebäude mit einer geringeren Höhe als nach § 
37 Absatz 4 Satz 1 vorgeschrieben, soweit 
Geschosse mit Rollstühlen stufenlos erreichbar sein 
müssen. 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Beherbergungsstätten (Beherbergungs-
stättenverordnung – BeVO) vom 5. August 2003 
(HmbGVBl. I S. 448) 

 

§ 9 Alarmierungseinrichtungen, Brandmelde-
anlagen, Brandfallsteuerung von Aufzügen 

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht vom Rauch betroffene 
Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrtrichtung 
davor liegende Geschoss, anfahren und dort mit 
geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Versammlungsstätten (Versammlungs-
stättenverordnung – VStättVO) vom 5. August 
2003 (HmbGVBl. I S. 420) zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 1. März 2011 (HmbGVBl. Nr. 
8/2011 S. 91) 

 

 

§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb von 

1. Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 
200 Besucher fassen. Sie gelten auch für 
Versammlungsstätten mit mehreren 
Versammlungsräumen, die insgesamt mehr 
als 200 Besucher fassen, wenn diese 
Versammlungsräume gemeinsame 
Rettungswege haben;  

... 
3. Sportstadien, die mehr als 5000 Besucher 

fassen. 
 

§ 2  Begriffe 

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, 
wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, 
künstlerischer, politischer, sportlicher oder 
unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- 
und Speisewirtschaften 

... 

http://cfbv/D0/D00500010100071002-2003-420-2011-91.html
http://cfbv/D0/D00500010100071002-2003-420-2011-91.html
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§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1 000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle der Feuerwehr weitergeleitet werden. 

 

 

Bauprüfdienst 8/1994 

Rauchabzugseinrichtungen und 
Lüftungsanlagen von Aufzugsschächten 
(Fahrschächten) und Triebwerksräumen (ersetzt 
Bauprüfdienst 9/1987) 

(Hinweis VDMA: Es gibt einen Bauprüfdienst 3/97 
zum gleichen Thema, der jedoch nicht zugänglich 
gemacht wird) 

3.1 Rauchabzugseinrichtungen von 
Fahrschächten 

Nach § 35 Abs. 5 HBauO müssen Fahrschächte mit 
einer Rauchabzugseinrichtung versehen sein. Die 
Rauchabzugsöffnungen müssen eine Größe von 
mindestens 2,5 v. H. der Grundfläche des 
Fahrschachtes, mindestens jedoch 0,1 m² haben. 
Zur wirksamen Rauchabführung ist die Anordnung 
einer Luftnachströmöffnung erforderlich, die 
mindestens den gleichen Querschnitt wie die 
Rauchabzugsöffnungen hat. 

3.1.1 Die Rauchabzugsöffnungen sind am oberen 
Ende - d.h. in der Decke oder direkt unterhalb der 
Decke - des Fahrschachtes anzuordnen; der Rauch 
muß unmittelbar oder über eigene Leitungen (z.B. 
Schächte, Kanäle) aus nichtbrennbaren Baustoffen, 
die eine Feuerwiderstandsdauer von mindestens 90 
Minuten haben, ins Freie geführt werden. Das 
gleiche gilt für die Luftnachströmöffnungen, die am 
unteren Ende des Schachtes vorzusehen sind. Wird 
der Rauchabzug durch den darüber befindlichen 
Triebwerksraum geführt, gelten die vorgenannten 
Anforderungen erst ab Triebwerksraumdecke. 

3.1.2 Bei größeren Rauchabzugsöffnungen wird 
sehr häufig aus betriebstechnischen Gründen (z.B. 
Schutz gegen Witterung) eine Schließung der 
Öffnungen durch Klappen erforderlich sein (vgl. Nr. 
4, 2. Spiegelstrich). 

In diesem Falle sind die Anforderungen gemäß der 
Anlage in den entsprechenden 
Baugenehmigungsbescheid aufzunehmen. 

3.1.3 Auf den Querschnitt der 
Rauchabzugsöffnungen können andere notwendige 
Öffnungen - z.B. Lüftungsöffnungen und 
betriebstechnisch notwendige Öffnungen wie 
Seildurchführungen - angerechnet werden (vgl. Nr. 
3.2.1, letzter Spiegelstrich). 

3.2 Lüftungsanlagen von Fahrschächten und 
Triebwerksräumen 

Nach § 35 Abs. 5 und 7 HBauO müssen 
Fahrschächte und Triebwerksräume zu lüften sein. 

3.2.1 Fahrschächte: 

- Die Rauchabzugseinrichtungen nach Nr. 3.1 
können gleichzeitig der Lüftung dienen. 

- Andernfalls müssen Lüftungsöffnungen im 
oberen und unteren Bereich des Fahrschachtes 
vorgesehen werden. Die Öffnungen müssen 
unmittelbar oder über eigene Leitungen (z.B. 
Schächte, Kanäle) aus nichtbrennbaren Baustoffen, 
die eine Feuerwiderstandsdauer von mindestens 90 
Minuten haben, ins Freie geführt werden. Wird die 
Luft durch den Triebwerksraum geführt, gelten die 
vorgenannten Anforderungen ab 
Triebwerksraumluftaustritt. 

- Die Lüftungsöffnungen der Fahrschächte 
sollen einen Querschnitt von 1 - 1,5 v. H. der 
Grundfläche des Fahrschachtes haben. Auf den 
Querschnitt können andere unverschlossene 
Öffnungen ins Freie (wie z.B. Seildurchführungen) 
angerechnet werden. 

3.2.2 Triebwerksräume: 

Triebwerksräume müssen zur Abführung von 
Wärme Lüftungsöffnungen haben, die eine 
Durchlüftung des Raumes bewirken. Grenzen die 
Lüftungsöffnungen an andere Räume, sind 
selbstschließende Brandschutzklappen oder 
Leitungen mit einer Feuerwiderstandsdauer von 90 
Minuten vorzusehen. Lüftungsöffnungen zu 
Räumen, in denen gesundheitsgefährdende Stoffe 
auftreten können wie z.B. in Garagen, sind nicht 
zulässig. 

 

Anlage: Rauchabzugsöffnungen mit Klappen 

Sofern Rauchabzugsöffnungen durch Klappen 
geschlossen werden sollen, sind zur Sicherstellung 
der Wirksamkeit im Brandfalle (§ 35 Abs. 5 Satz 1 
i.V.m. § 3 Abs. 1 HBauO), folgende Anforderungen 
an die Bauausführung in den 
Baugenehmigungsbescheid aufzunehmen: 

1. Die Klappen müssen ein gültiges Prüfzeichen 
als Absperrvorrichtung in Lüftungsleitungen der 
Feuerwiderstandsklasse K 90 haben. Sie sind mit 
Rauchmelder und Temperaturfühler auszustatten. 
Sie sind so zu schalten, daß sie sich bei Auftreten 
von Rauch oder bei Temperaturen von etwa + 70° C 
selbsttätig öffnen. Sie müssen außerdem von einer 
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geeigneten Stelle aus von Hand betätigt werden 
können. 

2. Rauchmelder und Temperaturfühler müssen 
unmittelbar unter der Fahrschachtdecke und au-
ßerhalb der Fahrkorb-Projektion so angebracht sein, 
daß sie von außerhalb des Fahrschachtes geprüft 
bzw. gewartet werden können. 

3. Die Klappen müssen unmittelbar von der 
zentralen Versorgungsanlage bzw. von der 
Hauptverteilung aus, die eine netzunabhängige 
Energiequelle haben muß, über eigene 
Energieleitungen (elektrische Leitungen, Preßluft- 
oder Hydraulikleitungen) betätigt werden. An diese 
Leitungen dürfen andere Anlagen nicht 
angeschlossen werden. Die Leitungen müssen 
gegen Brand- und Wärmeeinwirkung durch Bauteile 
mit einer Feuerwiderstandsdauer von mindestens 
30 Minuten geschützt sein. 

4. Die Klappen müssen leicht zugänglich und ihre 
Betriebsbereitschaft und Funktion müssen leicht 
kontrollierbar sein. 

 

 

Bauprüfdienst 1/2008 

Anforderungen an den Bau und Betrieb von 
Hochhäusern (BPD Hochhäuser) 

Gründe für die Herausgabe 

Dieser BPD stellt Anforderungen an den Bau und 
Betrieb von Hochhäusern (§ 2 Abs. 4 Nr. 1 HBauO). 
Mit dem BPD wird die aktuelle Muster-Hochhaus-
Richtlinie (MHHRL) umgesetzt und der geltende 
BPD 5/1992 ersetzt. Zugleich wird die 
regelungstechnische Lücke, die durch den Entfall 
der spezifischen Vorschriften zu Hochhäusern mit 
der neuen Hamburgischen Bauordnung (HBauO) 
entstanden ist, geschlossen. 

Die MHHRL wird analog der Empfehlung der 
ARGEBAU als verwaltungsinterne, 
ermessenssteuernde Richtlinie (entsprechend in 
Hamburg als BPD) umgesetzt. Damit soll eine 
flexible Handhabung der Einzelfälle im Rahmen der 
vorgegebenen Schutzziele ermöglicht werden. 

Der BPD orientiert sich eng an der MHHRL, um 
neben der verwaltungsinternen Vollzugssteuerung 
auch die Benutzbarkeit für überregional agierende 
Bauherren und Architekten sicherzustellen. Die von 
der MHHRL abweichenden Anforderungen sind 
kursiv dargestellt. 

Der BPD konkretisiert – abweichend von der 
MHHRL - vor allem die Anforderungen an Gebäude 
bis 60m Höhe. Hochhäuser dieses Höhensegments 
stellen in Hamburg mit 85% den Schwerpunkt der 
baulichen Praxis dar. Dieses Höhensegment ist 
aber in der MHHRL, die höhenunabhängig 
konzipiert ist und vor allem auf eine freie 
Grundrissgestaltung ausgerichtet ist, kaum 
dargestellt. Aus diesem Grund wurde der BPD für 
Vorhaben bis 60m um ein alternatives, bauliches 

Brandschutzkonzept mit reduzierten technischen 
Sicherheitseinrichtungen ergänzt. 

 

6  Sicherheitstechnische Gebäudeausrüstung 

6.1 Feuerwehraufzüge, Fahrschächte von 
Feuerwehraufzügen und deren Vorräume 

6.1.1 Feuerwehraufzüge § 17 HBauO 

6.1.1.1 Hochhäuser müssen Feuerwehraufzüge mit 
Haltestellen in jedem Geschoss haben. 

6.1.1.2 Jede Stelle eines Geschosses muss von 
einem Vorraum eines Feuerwehraufzug in 
höchstens 50 m Entfernung erreichbar sein. 2Die 
Entfernung wird in der Lauflinie gemessen. 

6.1.1.3 Feuerwehraufzüge müssen eigene 
Fahrschächte haben, in die Feuer und Rauch nicht 
eindringen können. 

6.1.1.4 Vor jeder Fahrschachttür muss ein Vorraum 
angeordnet sein, in den das Eindringen von 

Feuer und Rauch ausgeschlossen sein soll. 2Der 
Vorraum muss in unmittelbarer Nähe zu einem 
notwendigen Treppenraum angeordnet sein. 

6.1.1.5 Feuerwehraufzüge sind in allen Geschossen 
ausreichend zu kennzeichnen. 

6.1.1.6 Fahrkörbe von Feuerwehraufzügen müssen 
zur Aufnahme einer Krankentrage geeignet sein 
(siehe § 37 Abs. 5 HBauO). 

6.1.2 Fahrschächte von Feuerwehraufzügen  

6.1.2.1 Fahrschacht- und Fahrkorbtüren müssen 
eine fest verglaste Sichtöffnung mit einer Fläche 
von mindestens 600 cm² haben. 

6.1.2.2 Im Fahrschacht müssen ortsfeste Leitern so 
angebracht sein, dass ein Übersteigen vom 
Fahrkorb zur Leiter und von der Leiter zu den 
Fahrschachttüren möglich ist. Die Fahrschachttüren 
müssen ohne Hilfsmittel vom Schacht aus geöffnet 
werden können. 

6.1.3 Vorräume der Fahrschächte von 
Feuerwehraufzügen  

6.1.3.1 Vorräume von Feuerwehraufzugsschächten 
müssen mindestens 6 m² Grundfläche haben und 
Rettungs- und Angriffsmöglichkeiten für die 
Feuerwehr gewährleisten. Ein Mindestabstand 
zwischen der Fahrschachttür und anderen Türen ist 
nicht erforderlich. Auf die Ausbildung von eigenen 
Vorräumen vor Feuerwehraufzugsschächten kann 
verzichtet werden, wenn vor 
Feuerwehraufzugsschächten Vorräume von 
Sicherheitstreppenräumen mit einer Grundfläche 
von mindestens 6 m² angeordnet werden. 

6.1.3.2 1Öffnungen in den Wänden der Vorräume 
sind zulässig für Türen 

1. zu notwendigen Fluren, 

2. zu Fahrschächten, 

3. ins Freie. 
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Wird ein Feuerwehraufzug an den Vorraum eines 
Sicherheitstreppenraumes angegliedert, sind 
Öffnungen in den Wänden des gemeinsamen 
Vorraumes zulässig für insgesamt bis zu 2 
Nutzungseinheiten, die entweder einer 
Wohnungsnutzung, einer sonstigen Nutzung mit 
jeweils bis zu 200 m² Bruttogrundfläche oder einer 
Büro- oder Verwaltungsnutzung mit jeweils bis zu 
400 m² Bruttogrundfläche dienen. 

6.1.3.3 Feuerwehraufzüge und andere Aufzüge 
dürfen gemeinsame Vorräume haben, wenn diese 
die Anforderungen an Vorräume von 
Feuerwehraufzugsschächten erfüllen. 

6.1.3.4 In den Vorräumen müssen 
Geschosskennzeichnungen so angebracht sein, 
dass sie durch die Sichtöffnung der Fahrschacht- 
und Fahrkorbtür erkennbar sind. 

6.1.3.5 Feuerwehraufzüge müssen eine 
Bedieneinrichtung für den Notbetrieb haben. Bei 
maschinenraumlosen Feuerwehraufzügen muss 
sich diese im Vorraum der Zugangsebene für die 
Feuerwehr befinden. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen und offenen Stellplätzen - 
(Garagenverordnung (GaVO) - vom 17. April 1990, 
zuletzt geändert durch § 24 Abs. 3 der Verordnung 
vom 14. Februar 2006 (HmbGVBl. S. 79)) 

 

§ 7 Feuerschutzabschlüsse von Öffnungen in 
Wänden 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugvorräume, die 
nicht nur den Benutzern der Garagen dienen, dürfen 
verbunden sein 

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen 
sowie mit allen automatischen Garagen nur durch 
Räume mit feuerbeständigen Wänden und Decken 
sowie selbstschließenden und mindestens 
feuerhemmenden, in Fluchtrichtung aufschlagenden 
Türen (Sicherheitsschleusen); abweichend davon 
genügen bei geschlossenen Mittel- und 
Großgaragen zwischen Sicherheitsschleusen und 
Fluren oder Treppenräumen sowie 
Aufzugvorräumen rauchdichte Türen, 

... 



 

Aufzugsrelevante Forderungen im Baurecht - Zusammenstellung April 2012 Seite 35 

Hessen 
 
 
 

Hessische Bauordnung - HBO - Vom 18. Juni 
2002 (GVBl. 2002, Nr. 14, S. 274) zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. Dezember 
2009 (GVBl. Nr. 22/2009 S. 716) 
 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen und 
Bauprodukte. Es gilt auch für Grundstücke und für 
andere Anlagen und Einrichtungen, an die in 
diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses 
Gesetzes Anforderungen gestellt werden. 

... 

 

§ 2 Begriffe 

(3) Gebäude werden in folgende Gebäudeklassen 
eingeteilt: 

1. Gebäudeklasse 1:  

a) freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m 
und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von 
insgesamt nicht mehr als 400 m² und 

b) freistehende land- oder forstwirtschaftlich 
genutzte Gebäude, 

2. Gebäudeklasse 2: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und nicht mehr 
als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht 
mehr als 400 m² und 

3. Gebäudeklasse 3: 

sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m, 

4. Gebäudeklasse 4: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und 
Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400 m² 
in einem Geschoss, 

5. Gebäudeklasse 5: 

sonstige Gebäude bis zu 22 m Höhe. 

... 

7) Barrierefreiheit ist die Zugänglichkeit und 
Nutzbarkeit der gestalteten Lebensbereiche für alle 
Menschen. 

 

§ 33 Aufzüge 
(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, die eine Übertragung 
von Feuer und Rauch in andere Geschosse 

ausreichend lang verhindern. In einem Fahrschacht 
dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. Aufzüge ohne 
eigene Fahrschächte sind zulässig 

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern, 

2. innerhalb mehrgeschossiger Räume, wie 
Hallen, 

3. in den Gebäudeklassen 1 und 2, 
4. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht 

mehr als 400 m2 Brutto-Grundfläche in nicht 
mehr als zwei Geschossen; 

die Aufzüge müssen sicher umkleidet sein. 

(2) Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Abs. 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden. 

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 vom Hundert der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,1 m2 

haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen muss 
so gewählt werden, dass der Rauchaustritt durch 
Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 3 
von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen 
haben. Der Aufzug nach Satz 2 muss von allen 
Wohnungen in dem Gebäude und von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus barrierefrei 
erreichbar sein. Haltestellen im obersten Geschoss 
und in den Kellergeschossen können entfallen, 
wenn sie nur unter besonderen Schwierigkeiten 
hergestellt werden können. 

(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhles 
von mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen 
müssen eine lichte Durchgangsbreite von 
mindestens 0,90 m haben. In einem Aufzug für 
Rollstühle und Krankentragen darf der für Rollstühle 
nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche 
durch eine verschließbare Tür abgesperrt werden. 
Vor den Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. 

 

§ 43 Wohnungen 
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(2) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad und die Küche oder Kochnische mit dem 
Rollstuhl zugänglich sein. Satz 1 und 2 gelten nicht, 
soweit die Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen des Einbaus eines 
sonst nicht erforderlichen Aufzugs oder wegen 
ungünstiger vorhandener Bebauung nur mit 
unverhältnismäßigem Mehraufwand erfüllt werden 
können. 

 

§ 46 Barrierefreies Bauen 

(1) Bauliche Anlagen und andere Anlagen und 
Einrichtungen nach § 1 Abs. 1 Satz 2, die öffentlich 
zugänglich sind, müssen in den dem allgemeinen 
Besucherverkehr dienenden Teilen so errichtet und 
instand gehalten werden, dass sie von Menschen 
mit Behinderungen, alten Menschen und Personen 
mit Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne 
fremde Hilfe zweckentsprechend genutzt werden 
können. Diese Anforderungen gelten insbesondere 
für 

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens, 

2. Sport- und Freizeitstätten, 
3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
4. Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 
5. Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstätten, 
6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

Sie gelten nicht bei Nutzungsänderungen, wenn die 
Anforderungen nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand erfüllt werden können. 

(2) Abweichend von § 33 Abs. 4 müssen Gebäude 
mit barrierefreien Aufzügen oder Rampen 
ausreichend ausgestattet sein, soweit Geschosse 
barrierefrei erreichbar sein müssen. 

(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, ungünstiger vorhandener 
Bebauung oder im Hinblick auf die Sicherheit der 
Menschen mit Behinderungen oder alten Menschen 
nur mit einem unverhältnismäßigen Mehraufwand 
erfüllt werden können. 
 

 

Handlungsempfehlungen zum Vollzug der HBO 
2002 (HE-HBO) (Stand 12. Juli 2004) 

 

33 Zu § 33 - Aufzüge 

... 

Die Anforderungen des Gerätesicherheitsgesetzes 
gelten außerhalb wirtschaftlicher Unternehmen nicht 
unmittelbar. Solange von der 
Verordnungsermächtigung des § 80 Abs. 2 noch 
nicht Gebrauch gemacht ist, gelten anch § 78 Abs. 

7 die materiellen Anforderungen der auf Grund des 
Gerätesicherheitsgesetzes erlassenen 
Verordnungen bauordnungsrechtlich auch 
außerhalb des Bereichs wirtschaftlicher 
Unternehmen. Die wiederkehrende Überprüfung 
von Aufzugsanlagen außerhalb des Bereichs 
wirtschaftlicher Unternehmen obliegt der 
Eigenverantwortung des Betreibers oder der 
Betreiberin.  

33.1.3    

Hinweis: Die Erlaubnispflicht für 
Behindertenaufzüge nach Gerätesicherheitsrecht ist 
entfallen. Bei einer Absturzhöhe von mehr als 3,00 
m handelt es sich um eine überwachungsbedürftige 
Anlage (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 b BetrSichV). 

33.4.1   Aufzüge sind in "ausreichender" Zahl 
vorhanden, wenn für je 20 auf den Aufzug 
angewiesene Personen ein Platz zur Verfügung 
steht. 

... 

33.4.4   Der Verzicht auf Haltestellen im obersten 
Geschoss und in den Kellergeschossen bedarf 
keiner Abweichungsentscheidung der 
Bauaufsichtsbehörde. "Besondere 
Schwierigkeiten" stehen der Herstellung der 
Haltestellen im obersten Geschoss z. B. entgegen, 
wenn der Triebwerksraum aus baurechtlichen 
gründen nicht als Dachaufbau angeordnet werden 
kann. Im Kellergeschoss kann das Herstellen einer 
Haltestelle besonders schwierig sein, wenn der 
Aufzug als hydraulischer Aufzug ausgeführt wird. 
Als Gründe für die Nichterschließung sind 
Kostengesichtspunkte nur relevant, wenn sie auf 
technischen oder rechtlichen Schwierigkeiten 
beruhen. 

33.5.3   "Ausreichend" ist eine Bewegungsfläche 
vor den Aufzügen, die zur Aufnahme von 
Krankentragen geeignet sein müssen (§ 33 Abs. 4 
Satz 2), wenn eine belegte Krankentrage mit einer 
Breite von 0,60 m und einer Transportlänge von 
2,26 m ungehindert in den Aufzug eingebracht 
werden kann. 

Im Hinblick auf Bewegungsflächen für 
Rollstuhlbenutzer muss die Bewegungsfläche vor 
Fahrschachttüren mindestens 1,50 m breit und und 
mindestens 1,50 m tief sein. 

 

 

Hessische Garagenverordnung - GaV - vom 16. 
November 1995 (GVBl. I S. 514) 

 

§ 2 Allgemeine Anforderungen 

(1) In Mittel- und Großgaragen sind Einstellplätze, 
Verkehrsflächen, Treppenräume und allgemein 
zugängliche Flächen so übersichtlich zu gestalten, 
daß sich jede Benutzerin und jeder Benutzer 
gefahrlos orientieren kann, auch wenn sie oder er 
mit der Anlage nicht vertraut ist. Dies gilt 
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insbesondere für Zu- und Ausgänge. Treppenräume 
und Aufzüge sind, soweit möglich, an den 
Außenwänden anzuordnen. Sie sollen großzügig 
bemessen und gut auffindbar sein. ... 

(2) Mittel- und Großgaragen müssen eine 
ausreichende Anzahl von Garageneinstellplätzen 
haben, die ausschließlich Personen, die einen 
Rollstuhl benutzen, vorbehalten sind 
(Behindertenparkplätze); diese sind als solche 
kenntlich zu machen. Der Anteil der 
Behindertenparkplätze bezogen auf die Gesamtzahl 
der Einstellplätze muß mindestens 3 von Hundert 
betragen; mindestens ein Behindertenparkplatz 
muß jedoch vorhanden sein. Sie müssen 
barrierefrei erreichbar und sollen in der Nähe der 
Aufzüge angeordnet sein. Satz 1 bis 3 gilt für 
Stellplätze mit einer Gesamtfläche von mehr als 100 
m² entsprechend. 

 

§ 9 Verbindung zwischen Garagengeschossen 

(3) Aufzüge und notwendige Treppen, die 
Garagengeschosse miteinander verbinden, müssen 
in eigenen lüftbaren Fahrschächten und 
Treppenräumen mit feuerbeständigen Wänden 
liegen. Türen zu Treppenräumen müssen 
selbstschließend und mindestens feuerhemmend 
aus nichtbrennbaren Baustoffen sein. Satz 1 gilt 
nicht für Fahrzeugaufzüge in offenen Garagen. 

 

§ 10 Verbindung der Garagen mit anderen 
Räumen 

(1) Garagen dürfen mit Fluren, Treppenräumen und 
Aufzügen, die auch den Benutzern von Wohnungen 
oder anderen Räumen dienen, sowie mit nicht zur 
Garage gehörenden Räumen nur durch 
Sicherheitsschleusen nach § 37 Abs. 2 der 
Hessischen Bauordnung verbunden sein, soweit in 
den nachfolgenden Absätzen nichts anderes 
bestimmt ist. 

... 

(4) Offene Garagen dürfen mit Fluren, 
Treppenräumen und Aufzügen, die auch den 
Benutzern von Wohnungen oder anderen Räumen 
dienen, unmittelbar durch Öffnungen mit 
mindestens feuerhemmenden selbstschließenden 
Türen verbunden sein. 

... 

 

 

Richtlinien über Anlage, Bau, Betrieb und 
Einrichtung von Krankenhäusern (Krankenhaus-
Richtlinien) - KHR - vom 31. Dezember 1986, 
zuletzt geändert am 25. Januar 1996 (StAnz. Nr. 
9/1996, S. 704-710) 

 

3.14 Aufzüge 

3.14.1 In mehrgeschossigen Gebäuden mit Pflege-, 
Untersuchungs- oder Behandlungsbereichen 
müssen Bettenaufzüge in ausreichender Zahl, 
mindestens jedoch zwei, vorhanden sein; 
Ausnahmen können gestattet werden, wenn wegen 
der Zweckbestimmung und Größe der Gebäude 
Bedenken nicht bestehen. Darüber hinaus können 
Personen- und Lastenaufzüge sowie die Einhaltung 
der besonderen Anforderungen an Feuerwehraufzü-
ge verlangt werden, wenn es die Zweckbestimmung 
und Größe der Gebäude erfordert. 

3.14.2 Aufzüge, die der Personenbeförderung 
dienen können, müssen bei Ausfall der öffentlichen 
Stromversorgung selbsttätig - wenigstens 
nacheinander - in das Eingangsgeschoß fahren 
(Evakuierungsschaltung). 

Die Kraftzuleitung zum Triebwerksraum der Aufzüge 
ist so auszubilden oder zu verlegen, daß sie im 
Brandfall über mindestens 90 Minuten betriebsfähig 
bleibt. 

Bei den Zugängen zu den Aufzügen ist ein Schild 
anzubringen, das auf das Verbot über die 
Benutzung im Brandfall hinweist. 

3.14.3 Fahrkörbe von Bettenaufzügen und 
Feuerwehraufzügen sind so zu bemessen, daß 
mindestens Platz für ein Bett und zwei 
Begleitpersonen vorhanden ist (siehe DIN 15309). 
Die Innenflächen der Fahrkörbe müssen glatt, 
waschfest und desinfizierbar sein; der Boden ist 
rutschsicher herzustellen. An den Innenwänden der 
Fahrkörbe sind griffsichere Haltevorrichtungen 
anzubringen. 

 

 

Musterverordnung über den Bau und Betrieb 
von Versammlungsstätten (Muster-
Versammlungsstättenverordnung - MVStättV) 
der Fachkommission 'Bauaufsicht' der ARGEBAU – 
Stand Juni 2005. Erlass des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und 
Landesentwicklung vom 25. Juni 2002 (StAnz. S. 
2709)) 

 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb von 

1. Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 
200 Besucher fassen. Sie gelten auch für 
Versammlungsstätten mit mehreren 
Versammlungsräumen, die insgesamt mehr 
als 200 Besucher fassen, wenn diese 
Versammlungsräume gemeinsame 
Rettungswege haben;  

§ 2  Begriffe 

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, 
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wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, 
künstlerischer, politischer, sportlicher oder 
unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- 
und Speisewirtschaften 

... 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1 000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge das Erdgeschoss oder das diesem 
nächstgelegene, nicht von der Brandmeldung 
betroffene Geschoss unmittelbar anfahren und dort 
mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle für den Feuerschutz und den 
Rettungsdienst weitergeleitet werden. 

 

 

Bekanntmachung der Muster-Richtlinie über den 
Bau und Betrieb von Hochhäusern (Muster-
Hochhaus-Richtlinie - MHHR) - Fassung April 2008 
vom 5. Mai 2008 (StAnz. S. 1340) 

"Hiermit wird das als Anlage beigefügte Muster der 
Hochhaus-Richtlinie (MHHR) der Fachkommission 
„Bauaufsicht“ der ARGEBAU – Fassung April 2008 
– als bauaufsichtliche Richtlinie eingeführt (§ 80 
Abs. 11 HBO); es ist bei der bauaufsichtlichen 
Beurteilung von Hochhäusern (§ 2 Abs. 8 Nr. 1 
HBO) zugrunde zu legen. Anforderungen, die sich 
aus dieser bauaufsichtlichen Richtlinie ergeben, 
sind auf der Grundlage des § 45 HBO im 
bauaufsichtlichen Verfahren geltend zu machen." 

. 
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Mecklenburg-Vorpommern 
 
 
 

Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern - 
LBauO M-V - Vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V 
S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 2 vom 20. 
Mai 2011 (GVOBl. M-V Nr.: 9/2011 S.102) 

 

 
§ 39 Aufzüge 

(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig 

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes 
ausgenommen in Hochhäusern, 

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken, 

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, 

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; 

sie müssen sicher umkleidet sein. 

(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile 

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, 

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
hochfeuerhemmend,  

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend 

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus 
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden. 

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 vom Hundert der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 
m2 haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen 
muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 

ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen 
haben. Dieser Aufzug muss von allen Wohnungen 
in dem Gebäude und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar sein. § 50 
Abs. 3 Satz 1 bis 5 gilt entsprechend. Haltestellen 
im obersten Geschoss, im Erdgeschoss und in den 
Kellergeschossen sind nicht erforderlich, wenn sie 
nur unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt 
werden können. 

(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von 
mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen müssen 
eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,90 
m haben. In einem Aufzug für Rollstühle und 
Krankentragen darf der für Rollstühle nicht 
erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche durch 
eine verschließbare Tür abgesperrt werden. Vor den 
Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. 

 

§ 50 Barrierefreies Bauen 

(1) In Wohngebäuden mit mehr als sechs 
Wohnungen müssen die Wohnungen eines 
Geschosses barrierefrei erreichbar sein. In diesen 
Wohnungen müssen die Wohn- und Schlafräume, 
eine Toilette, ein Bad, die Küche oder die 
Kochnische und, soweit vorhanden, der Freisitz mit 
dem Rollstuhl zugänglich sein. § 39 Abs. 4 bleibt 
unberührt. 

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Diese Anforderungen gelten insbesondere für 

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens, 

2. Sport- und Freizeitstätten, 

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 

4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 

5. Verkaufsstätten mit mehr als 500 m2 
Verkaufsraumfläche und Gaststätten mit mehr als 
100 m2 Gastraumfläche, 

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

http://cfbv/D0/D005000101000900-2006-102-2011-102.html
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(3) Bauliche Anlagen nach Absatz 2 müssen durch 
einen Eingang mit einer lichten Durchgangsbreite 
von mindestens 0,90 m stufenlos erreichbar sein. 
Vor Türen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Rampen dürfen 
nicht mehr als 6 vom Hundert geneigt sein; sie 
müssen mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig 
einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Am 
Anfang und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, 
alle 6 m ein Zwischenpodest anzuordnen. Die 
Podeste müssen eine Länge von mindestens 
1,50 m haben. Treppen müssen an beiden Seiten 
Handläufe erhalten, die über Treppenabsätze und 
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu 
führen sind. Die Treppen müssen Setzstufen haben. 
Flure müssen mindestens 1,50 m breit sein. Ein 
Toilettenraum muss auch für Benutzer von 
Rollstühlen geeignet und erreichbar sein; er ist zu 
kennzeichnen. § 39 Abs. 4 gilt auch für Gebäude 
mit einer geringeren Höhe als nach § 39 Abs. 4 Satz 
1, soweit Geschosse mit Rollstühlen stufenlos 
erreichbar sein müssen. 

(4) Von den Absätzen 1 bis 3 kann abgewichen 
werden, soweit dies aus Gründen des 
Denkmalschutzes erforderlich ist oder die 
Anforderungen nur mit einem unverhältnismäßigen 
Mehraufwand erfüllt werden können. 

 

 

Verwaltungsvorschrift zur Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern (VVLBauO M-V) 

zuletzt geändert durch Erlass vom 28. Oktober 2003 
(AmtsBl. M-V S. 1036) 

  

33 Treppenräume und Ausgänge (§ 33) 

33.424  Hochhäuser 

33.4243 Auf die Lüftung gemäß Nummer 33.4242 
kann verzichtet werden, wenn der Treppenraum mit 
einer Überdrucklüftungsanlage entsprechend 
Nummer 33.4222 ausgestattet wird. 

Bei Überdrucklüftungsanlagen dürfen Aufzüge von 
den Vorräumen nur zugänglich sein, wenn die 
Wirksamkeit der Lüftungsanlage dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. 

 

52 Barrierefreies Bauen (§52) 

Auf die als Technische Baubestimmung eingeführte 
DIN 18024-2 wird hingewiesen. 

 

 

Richtlinie über den Bau und Betrieb von 
Hochhäusern (M-V - Hochhausrichtlinie - HHRL) 
vom 23. März 2009 (ABl. Nr. 16/2009 S. 349) 

(relevante Forderungen siehe Muster-Hochhaus-
Richtlinie) 

 

 

Landesverordnung über den Bau und Betrieb 
von Garagen (Garagenverordnung – GaV -) 
Verordnung vom 10. November 1993 (GVBl. M-V S. 
962), zuletzt geändert am 20. März 2001 (GVBl. M-
V S. 77) 

 

§ 12 Verbindungen zu Garagen und zwischen 
Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugvorräume, die 
nicht nur den Benutzern der Garagen dienen, dürfen 
verbunden sein 

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur 
durch Räume mit feuerbeständigen Wänden und 
Decken sowie selbstschließenden und mindestens 
feuerhemmenden, in Fluchtrichtung aufschlagenden 
Türen (Sicherheitsschleusen); zwischen 
Sicherheitsschleusen und Fluren oder 
Treppenräumen sowie Aufzugvorräumen genügen 
selbstschließende und rauchdichte Türen, 

... 

 

 

Richtlinie über den Bau und Betrieb von 
Krankenhäusern (Krankenhausbaurichtlinie) - 
KrBauR - (Gemeinsamer Einführungserlaß zur 
Bauordnung vom 22. Oktober 1990 (BAnz. 1991 Nr. 
14 a, S. 3)) auf der Grundlage der Muster-
Krankenhausverordnung, Fassung Dezember 1976 

 

§ 19 Ersatzstromversorgung 

(1) Zur Aufrechterhaltung des 
Krankenhausbetriebes bei Ausfall der allgemeinen 
Stromversorgung müssen die folgenden 
Einrichtungen (Verbraucher) über eine sich 
selbsttätig innerhalb von 15 Sekunden 
einschaltende Ersatzstromversorgung für eine 
Dauer von mindestens 24 Stunden weiterbetrieben 
werden können: 

... 

6. die haustechnischen Anlagen, insbesondere die 
Heizungs-, Lüftungs- und Aufzugsanlagen sowie die 
Ruf- und Suchanlagen, soweit diese Anlagen ganz 
oder zum Teil weiterbetrieben werden müssen, 

... 
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§ 24 Aufzüge, Transportanlagen und Abwurf-
schächte 
(1) In Gebäuden, in denen Pflege-, Untersuchungs- 
oder Behandlungsbereiche in Obergeschossen 
untergebracht sind, müssen Aufzüge, die für den 
Transport von Betten geeignet sind 
(Bettenaufzüge), in ausreichender Zahl, mindestens 
jedoch zwei, vorhanden sein; Ausnahmen können 
gestattet werden, wenn wegen der Zweckbe-
stimmung und Größe der Gebäude Bedenken nicht 
bestehen. Personen- und Lastenaufzüge können 
verlangt werden. 

(2) In Hochhäusern muß mindestens einer der 
Bettenaufzüge als Feuerwehraufzug hergestellt 
sein. 

 (3) Fahrkörbe von Bettenaufzügen und 
Feuerwehraufzügen sind so zu bemessen, daß 
mindestens Platz für ein Bett und zwei 
Begleitpersonen vorhanden ist; sie müssen jedoch 
eine nutzbare Grundfläche von mindestens 1,80 m x 
2,50 m haben. Die Innenflächen der Fahrkörbe 
müssen glatt, waschfest- und desinfizierbar sein; 
der Boden ist rutschsicher herzustellen. An den 
Innenwänden der Fahrkörbe sind 
Haltevorrichtungen anzubringen. 

(4) Aufzüge müssen Schächte in feuerbeständiger 
Bauart haben. 

... 

 

 

Beherbergungsstättenverordnung (BstättVO M-
V) vom 12. Februar 2002 - GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 
2130 - 3 – 12 (GVOBl. M-V S. 119) ), in Kraft am 01. 
Juni 2002 GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2130-3-12 

 

§ 9 Alarmierungseinrichtungen, Brandmelde-
anlagen, Brandfallsteuerung von Aufzügen 

... 

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht vom Rauch betroffene 
Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrtrichtung 
davor liegende Geschoss, anfahren und dort mit 
geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Versammlungsstätten (Versammlungs-
stättenverordnung - VstättVO M-V)*) Vom 28. 
April 2003 (GVOBl. M-V S. 310) 

 

 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb von 

1. Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 
Besucher fassen. Sie gelten auch für 
Versammlungsstätten mit mehreren 
Versammlungsräumen, die insgesamt mehr als 200 
Besucher fassen, wenn diese Versammlungsräume 
gemeinsame Rettungswege haben;  

... 

3. Sportstadien, die mehr als 5000 Besucher 
fassen. 

 

§ 2  Begriffe 

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, 
wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, 
künstlerischer, politischer, sportlicher oder 
unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- 
und Speisewirtschaften 

... 

 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1 000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge das Erdgeschoss oder das diesem 
nächstgelegene, nicht von der Brandmeldung 
betroffene Geschoss unmittelbar anfahren und dort 
mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle für den Feuerschutz und den 
Rettungsdienst weitergeleitet werden. 
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Niedersachsen 
 
 
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Februar 
2003 (Nds. GVBl. S. 89) zuletzt geändert durch § 13 
des Gesetzes vom 10. November 2011 (Nds. GVBI. 
Nr. 27/2011 S. 413) 

 

 

§ 21 Schall-, Wärme- und Erschütterungsschutz 

(2) Von technischen Bauteilen der Gebäude wie von 
Anlagen für Wasserversorgung, Abwässer oder 
Abfallstoffe, von Heizungs- oder Lüftungsanlagen 
oder von Aufzügen dürfen, auch für Nachbarn, 
keine Gefahren oder unzumutbaren Belästigungen 
durch Geräusche, Erschütterungen oder 
Schwingungen ausgehen. 

 

§ 36 Aufzugsanlagen 

(1) Aufzugsanlagen müssen betriebssicher und 
brandsicher sein. Sie müssen so angeordnet und 
beschaffen sein, dass bei ihrer Benutzung Gefahren 
oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen. 

(2) Gebäude mit Aufenthaltsräumen, deren 
Fußboden mehr als 12,25 m über der 
Eingangsebene liegt, müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl und Anordnung haben. Satz 1 
gilt nicht bei Nutzungsänderungen oberster Ge-
schosse zu Wohnzwecken in Gebäuden, die am 31. 
Dezember 1992 errichtet oder genehmigt waren. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 muss mindestens 
ein Aufzug Kinderwagen, Rollstühle, Krankentragen 
und Lasten aufnehmen können und Haltestellen in 
allen Geschossen haben. Dieser Aufzug muss von 
allen Wohnungen in dem Gebäude und von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar 
sein. Dabei sind für Rollstühle geeignete Rampen 
zulässig. Haltestellen im obersten Geschoss, im 
Erdgeschoss und in Kellergeschossen können 
ausnahmsweise entfallen, wenn sie nur unter 
besonderen Schwierigkeiten eingerichtet werden 
können. 

 

§ 44 Wohnungen 

... 

(3) In Gebäuden mit mehr als vier Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei sein. In jeder achten Wohnung eines 
Gebäudes müssen die Wohn- und Schlafräume, 
eine Toilette, ein Bad und die Küche oder 
Kochnische zusätzlich rollstuhlgerecht sein. Die 

Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen, insbesondere wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen des Einbaus eines 
sonst nicht erforderlichen Aufzugs oder wegen 
ungünstiger vorhandener Bebauung, nur mit 
unverhältnismäßigem Mehraufwand erfüllt werden 
können. 

 

§ 48 Barrierefreie Zugänglichkeit und 
Benutzbarkeit bestimmter baulicher Anlagen 

(1) Folgende bauliche Anlagen oder Teile baulicher 
Anlagen müssen von Behinderten, besonders 
Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrern, sowie 
alten Menschen und Personen mit Kleinkindern 
ohne fremde Hilfe zweckentsprechend besucht und 
benutzt werden können: 

1. Büro- und Verwaltungsgebäude, Gerichte, 
soweit sie für den Publikumsverkehr bestimmt sind, 

2. Schalter und Abfertigungsanlagen der Verkehrs- 
und Versorgungsbetriebe sowie der Banken und 
Sparkassen, 

3. Theater, Museen, öffentliche Bibliotheken, 
Freizeitheime, Gemeinschaftshäuser, 
Versammlungsstätten und Anlagen für den 
Gottesdienst, 

4. Verkaufsstätten und Gaststätten, 

5. Schulen, Hochschulen und sonstige 
vergleichbare Ausbildungsstätten, 

6. Krankenanstalten, Praxisräume der Heilberufe 
und Kureinrichtungen, 

7. Tagesstätten und Heime für Behinderte, alte 
Menschen oder Kinder, 

8. Altenwohnungen, in Gebäuden mit nicht mehr 
als zwei Vollgeschossen jedoch nur 
Altenwohnungen im Erdgeschoss, 

9. Sport-, Spiel- und Erholungsanlagen, soweit sie 
für die Allgemeinheit bestimmt sind, 

10. Campingplätze mit mehr als 200 Standplätzen, 

11. Geschosse mit Aufenthaltsräumen, die nicht 
Wohnzwecken dienen und insgesamt mehr als 
500 m2 Nutzfläche haben, 

12. öffentliche Bedürfnisanstalten, 

13. Stellplätze oder Garagen für Anlagen nach den 
Nummern 1 bis 11 sowie Parkhäuser. Eine dem 
Bedarf entsprechende Zahl von Einstellplätzen oder 
Standplätzen muss für Behinderte hergerichtet und 
gekennzeichnet sein. 

http://cfbv/D0/D005000101000A00-2003-89-2011-413.html
http://cfbv/D0/D005000101000A00-2003-89-2011-413.html
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... 

 

§ 51 Bauliche Anlagen und Räume besonderer 
Art oder Nutzung 

(1) Soweit die Vorschriften der §§ 5 bis 49 und die 
zu ihrer näheren Bestimmung erlassenen 
Verordnungen nicht ausreichen, um die 
Anforderungen des § 1 zu wahren, können an 
bauliche Anlagen oder Räume besonderer Art oder 
Nutzung im Einzelfall besondere Anforderungen 
gestellt werden. Diese können sich insbesondere 
erstrecken auf 

..... 

7. die Zahl, Anordnung und Beschaffenheit der 
Treppen, Aufzüge, Ausgänge und Rettungswege, 

... 

 

(2) Bauliche Anlagen oder Räume besonderer Art 
oder Nutzung sind insbesondere 

... 

14. Aufzugsanlagen. 

 

 

Anhang Genehmigungsfreie bauliche Anlagen 
und Teile baulicher Anlagen 

... 

14 Sonstige bauliche Anlagen und Teile baulicher 
Anlagen 

... 

14.11. Personenaufzüge, die zur Beförderung 
von nur einer Person bestimmt sind. 

 

 

Allgemeine Durchführungsverordnung zur 
Niedersächsischen Bauordnung - DVNBauO - 
vom 6. Juni 1996 (Nieders. GVBl. S. 288), zuletzt 
geändert am 22. Juli 2004 durch die Verordnung zur 
Änderung baurechtlicher Vorschriften (GVBl. Nr. 
20/2004 ausgegeben am 27. Juli 2004) 

 

§ 10 Decken (Zu § 31 NBauO) 

(4) In Decken, die mindestens feuerhemmend sein 
müssen, sind nur Öffnungen zulässig 

 

1. für notwendige Treppen, Aufzugsanlagen 
sowie für Schächte, an die Anforderungen 
hinsichtlich des Brandschutzes gestellt werden, und 

... 

 

§ 18 Aufzugsanlagen (Zu § 36 NBauO) 

(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Schächte haben. In einem Schacht dürfen 
bis zu drei Aufzüge eingebaut sein. In Gebäuden 
mit nicht mehr als sechs Geschossen sind Aufzüge 
ohne eigenen Schacht zulässig, wenn sie innerhalb 
der Umfassungswände des Treppenraumes liegen 
und unfallsicher umkleidet sind. 

(2) Die Wände und Decken von Aufzugsschächten 
müssen feuerbeständig sein. Fahrschachtzugänge 
in feuerbeständigen Schachtwänden sind mit 
Fahrschachttüren so abzuschließen, dass Feuer 
und Rauch nicht in andere Geschosse übertragen 
werden können. Das gilt auch für sonstige 
Öffnungen in den Schachtwänden. 

(3) Aufzugsschächte müssen an der obersten Stelle 
ins Freie führende unverschließbare 
Rauchabzugsvorrichtungen haben, deren freier 
Querschnitt mindestens 2,5 vom Hundert der 
Grundfläche der Aufzugsschächte, mindestens 
jedoch 0,1 m² betragen muss. 

(4) Der Triebwerksraum muss von benachbarten 
Räumen feuerbeständig abgetrennt sein. Türen in 
diesen Wänden müssen mindestens feuerhemmend 
sein. 

(5) Bei Aufzügen, die nach § 36 Abs. 2 NBauO 
erforderlich sind, muss für je 20 auf diese Aufzüge 
angewiesene Personen ein Fahrkorbplatz zur 
Verfügung stehen. Bei Aufzügen, die nach § 36 
Abs. 3 NBauO Rollstühle und Krankentragen 
aufzunehmen haben, muss die Fahrkorbgrundfläche 
für Rollstühle mindestens 1,10 m x 1,40 m, für 
Krankentragen mindestens 1,10 m x 2,10 m 
betragen. In einem Aufzug für Rollstühle und 
Krankentragen darf der für Rollstühle nicht 
erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche durch 
eine verschließbare Tür abgesperrt werden. 

(6) Für Aufzüge, die außerhalb von Gebäuden 
liegen oder die nicht mehr als drei unmittelbar 
übereinander liegende Geschosse verbinden, sowie 
für vereinfachte Güteraufzüge, Kleingüteraufzüge, 
Mühlenaufzüge und Lagerhausaufzüge können 
Ausnahmen von den Absätzen 1 und 2 zugelassen 
werden, wenn wegen der Betriebs- und 
Brandsicherheit Bedenken nicht bestehen. 

(7) Für Aufzugsanlagen im Sinne der 
Betriebssicherheitsverordnung einschließlich der für 
ihren sicheren Betrieb erforderlichen Einrichtungen, 
die weder gewerblichen noch wirtschaftlichen 
Zwecken dienen und durch die Beschäftigte nicht 
gefährdet werden können, gelten die Vorschriften 
der Betriebssicherheitsverordnung entsprechend; 
zuständige Behörde ist die untere 
Bauaufsichtsbehörde.. 

 

§ 29 Barrierefreie Zugänglichkeit und 
Benutzbarkeit baulicher Anlagen (Zu den §§ 44, 
45 und 48 NBauO) 

(1) Wohnungen, die nach § 44 Abs. 3 NBauO 
barrierefrei oder rollstuhlgerecht sein müssen, und 
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bauliche Anlagen nach § 48 Abs. 1 NBauO müssen 
von öffentlichen Verkehrsflächen über mindestens 
einen Zugang stufenlos erreichbar sein. Sind 
Wohnungen nach § 48 Abs. 1 NBauO nur mit einem 
Aufzug stufenlos erreichbar, so gilt § 36 Abs. 3 
Sätze 1 bis 3 NBauO sinngemäß. 

 

§ 32 regelmäßige Überprüfung technischer 
Anlagen und Einrichtungen (Zu § 87 NBauO) 

(1) In 

1. Verkaufsstätten nach § 1 der 
Verkaufsstättenverordnung, 

2. Versammlungsstätten nach § 1 der 
Versammlungsstättenverordnung, 

3. Krankenanstalten, 

4. Hochhäusern sowie 

5. Mittel- und Großgaragen nach 
Garagenverordnung 

müssen nach Absatz 2 prüfungsbedürftige 
technische Anlagen und Einrichtungen, wenn sie 
der Erfüllung bauordnungsrechtlicher 
Anforderungen dienen, durch bauordnungsrechtlich 
anerkannte Sachverständige auf ihre Wirksamkeit 
und Betriebssicherheit geprüft werden. 

(2) Prüfungsbedürftige Technische Anlagen und 
Einrichtungen sind 

... 

7. Alarmierungsanlagen und Brandmeldeanlagen 
einschließlich der Brandfallsteuerung von Aufzügen 

... 

(3) Der Bauherr oder der Betreiber der baulichen 
Anlage hat die Prüfungen nach Absatz 1 vor der 
ersten Inbetriebnahme der baulichen Anlage, 
unverzüglich nach einer wesentlichen Änderung der 
technischen Anlage oder Einrichtungen sowie 
danach in Abständen von längstens drei Jahren 
durchführen zu lassen. 

(4) Der Bauherr oder der Betreiber der baulichen 
Anlage hat die Berichte über Prüfungen vor der 
ersten Inbetriebnahme und vor der 
Wiederinbetriebnahme nach wesentlichen 
Änderungen der zuständigen Bauaufsichtsbehörde 
zuzuleiten sowie die Berichte über die folgenden 
Prüfungen fünf Jahre lang aufzubewahren und der 
Bauaufsichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen.  

(5) Für Technische Anlagen und Einrichtungen, die 
am 1. August 2004 bereits bestehen, beginnt die 
Dreijahresfrist nach Absatz 3 mit dem Abschluss der 
letzten Prüfung; endet die Frist vor dem 1. August 
2005, so verlängert sie sich bis zu diesem Datum. 
Ist eine Prüfung vor dem 1. August 2004 nicht 
vorgenommen worden, so ist die erste Prüfung bis 
zum 1. August 2005 durchzuführen. 

(6) Die Prüfbestimmungen nach den Absätzen 3 
und 5 haben Vorrang vor Einzelfallregelungen nach 
§ 87 NBauO, die vor dem 1. August 2004 bekannt 

gegeben wurden und nach denen eine spätere 
Prüfung genügen würde. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen (Garagenverordnung - GaVO -) vom 4. 
September 1989 (Nieders. GVBl. S. 327), zuletzt 
geändert am 22. Juli 2004 durch die Verordnung zur 
Änderung baurechtlicher Vorschriften (GVBl. Nr. 
20/2004 ausgegeben am 27. Juli 2004) 

 

§ 12 Verbindungen zu Garagen und zwischen 
Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzüge, die nicht nur 
den Benutzern der Garage dienen, dürfen 

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen 
nur durch Räume mit feuerbeständigen Wänden 
und Decken sowie selbstschließenden und 
mindestens feuerhemmenden, in Fluchtrichtung 
aufschlagenden Türen (Sicherheitsschleusen), 

2. mit anderen Garagen unmittelbar nur durch 
Öffnungen mit selbstschließenden und mindestens 
feuerhemmenden Türen 

verbunden sein. 

... 

(3) Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 gelten nicht für 
Verbindungen 

1. zu offenen Kleingaragen, 

2. zwischen Kleingaragen und Räumen oder 
Gebäuden, die nur Abstellzwecken dienen und 
insgesamt nicht mehr als 20 m² Grundfläche haben. 

 

 
(Niedersächsische Versammlungsstätten-
verordnung -NVStättVO ) Vom 8.11.2004 
(Nds.GVBl. Nr.32/2004 S.426), geändert durch VO 
v. 22.4.2005 (Nds.GVBl. Nr.9/2005 S.126) - VORIS 
21072  
 

§ 1 Anwendungsbereich  
(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb von  
1. Versammlungsstätten  
a) mit Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 
200 Besucherinnen und Besucher fassen, oder 
b) mit mehreren Versammlungsräumen, die 
insgesamt mehr als 200 Besucherinnen und 
Besucher fassen und einen gemeinsamen 
Rettungsweg haben, 

... 

§ 2 Begriffe 
(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
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gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen bestimmt sind, sowie Schank- und 
Speisewirtschaften.  
(3) Versammlungsräume sind Räume für 
Veranstaltungen oder für den Verzehr von Speisen 
oder Getränken. Hierzu gehören auch Aulen und 
Foyers, Vortrags- und Hörsäle sowie Studios. 

 
§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, Brandfall-
steuerung der Aufzüge  
(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1.000m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge das Geschoss mit dem Hauptausgang ins 
Freie oder das diesem nächstgelegene, nicht von 
der Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen.  
(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Feuerwehreinsatzleitstelle weitergeleitet 
werden. 
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Nordrhein-Westfalen 
 
 
 

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesbauordnung - BauO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW. 
S. 256) zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GVBL. Nr.: 12/2011 S. 
269) 
 

§ 39 Aufzüge 

(1) Aufzugsanlagen müssen weitergehenden 
Anforderungen aufgrund des § 11 des 
Gerätesicherheitsgesetzes auch dann entsprechen, 
wenn sie weder gewerblichen noch wirtschaftlichen 
Zwecken dienen und in ihrem Gefahrenbereich 
keine Arbeitnehmer beschäftigt werden. Dies gilt 
auch für die Vorschriften über die Prüfung durch 
Sachverständige mit der Maßgabe, dass 
festgestellte Mängel auch den unteren 
Bauaufsichtsbehörden mitzuteilen sind. 

(2) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben. In einem Fahrschacht 
dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. Die Wände der 
Fahrschächte sind in der Feuerwiderstandsklasse F 
90 und in den wesentlichen Teilen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen (F 90-AB) herzustellen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind 

- innerhalb eines Raumes und 

- innerhalb eines Treppenraumes nach § 37 in 
Gebäuden mit nicht mehr als fünf Geschossen über 
der Geländeoberfläche  

zulässig; die Aufzüge müssen sicher umkleidet sein. 

(3) Der Fahrschacht muss zu lüften und mit 
Rauchabzugsvorrichtungen versehen sein. Die 
Rauchabzugsöffnungen in Fahrschächten müssen 
eine Größe von mindestens 2,5 vom Hundert der 
Grundfläche des Fahrschachtes, mindestens jedoch 
von 0,10 m² haben. 

(4) Fahrschachttüren oder andere Abschlüsse in 
Schachtwänden nach Absatz 2 Satz 1 sind so 
herzustellen, dass Feuer und Rauch nicht in andere 
Geschosse übertragen werden können. 

(5) Bei Aufzügen, die außerhalb von Gebäuden 
liegen oder die nicht mehr als drei 
übereinanderliegende Geschosse verbinden, sowie 
bei vereinfachten Güteraufzügen, 
Kleingüteraufzügen, Mühlenaufzügen, Lagerhaus-
aufzügen, Behindertenaufzügen und bei 
Aufzugsanlagen, die den bundesrechtlichen 
Vorschriften aufgrund von § 11 des 
Gerätesicherheitsgesetzes nicht unterliegen, kann 
von den Anforderungen nach Absätzen 1 und 2 
abgewichen werden, wenn wegen der 

Betriebssicherheit und des Brandschutzes 
Bedenken nicht bestehen. 

(6) In Gebäuden mit mehr als fünf Geschossen über 
der Geländeoberfläche müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl eingebaut werden, von denen 
einer auch zur Aufnahme von Kinderwagen, 
Rollstühlen, Krankentragen und Lasten geeignet 
sein muss; das oberste Geschoss ist nicht zu 
berücksichtigen, wenn seine Nutzung einen Aufzug 
nicht erfordert oder wenn durch den nachträglichen 
Ausbau des Dachgeschosses Wohnungen 
geschaffen werden. Fahrkörbe zur Aufnahme einer 
Krankentrage müssen eine nutzbare Grundfläche 
von mindestens 1,10 m x 2,10 m haben; ihre Türen 
müssen eine lichte Durchgangsbreite von 
mindestens 0,90 m haben. Vor den Aufzügen muss 
eine ausreichende Bewegungsfläche vorhanden 
sein. Zur Aufnahme von Rollstühlen bestimmte 
Aufzüge müssen eine nutzbare Grundfläche von 
mindestens 1,10 m x 1,40 m haben und von allen 
Wohnungen in dem Gebäude und von der 
öffentlichen Verkehrsfläche stufenlos erreichbar 
sein; ihre Türen müssen eine lichte Durch-
gangsbreite von mindestens 0,90 m haben. § 55 
Abs.4 Sätze 2 bis 6 gilt entsprechend. 

(7) Aufzüge müssen zur Aufnahme von Rollstühlen 
geeignet sein. Von mehreren Aufzügen muss 
mindestens einer zur Aufnahme von Rollstühlen 
geeignet sein. 

 

§ 49 Wohnungen 

(2) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad und die Küche oder Kochnische mit dem 
Rollstuhl zugänglich sein. Abweichungen von den 
Sätzen 1 und 2 sind zuzulassen, soweit die 
Anforderungen nur mit unverhältnismäßigem 
Mehraufwand erfüllt werden können, insbesondere 
wegen schwieriger Geländeverhältnisse, 
ungünstiger vorhandener Bebauung oder weil sie 
den Einbau eines sonst nicht notwendigen Aufzugs 
erfordern. 

 

§ 54 Sonderbauten 

(1) Für bauliche Anlagen und Räume besonderer 
Art oder Nutzung können im Einzelfall zur 
Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 besondere Anforderungen 
gestellt werden. Erleichterungen können im 

http://cfbv/D0/D005000101000B00-2000-256-2011-269.html
http://cfbv/D0/D005000101000B00-2000-256-2011-269.html
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Einzelfall gestattet werden, soweit es der Einhaltung 
von Vorschriften 

a) wegen der besonderen Art oder Nutzung 
baulicher Anlagen und Räume oder 

b) wegen der besonderen Anforderungen nach 
Satz 1 nicht bedarf. 

(2) Anforderungen und Erleichterungen können sich 
insbesondere erstrecken auf 

... 

7. die Anordnung und Herstellung der Aufzüge 
sowie die Treppen, Ausgänge, sonstige 
Rettungswege und ihre Kennzeichnung, 

... 

 

§ 55 Barrierefreiheit öffentlich zugänglicher 
baulicher Anlagen 

(1) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit Behinderung, 
alten Menschen und Personen mit Kleinkindern 
barrierefrei erreicht und ohne fremde Hilfe 
zweckentsprechend genutzt werden können.  

(2) Absatz 1 gilt insbesondere für 

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens, 

2. Sport- und Freizeitstätten, 

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 

4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 

5. Verkaufs- und Gaststätten, 

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

Bei Stellplätzen und Garagen muss mindestens 1 
vom Hundert der Einstellplätze, mindestens jedoch 
ein Einstellplatz, für schwerbehinderte Menschen 
vorgehalten werden. 

(3) Für bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und 
Einrichtungen, die überwiegend oder ausschließlich 
von Menschen mit Behinderungen oder alten 
Menschen genutzt werden, wie 

1. Tagesstätten, Schulen, Werkstätten und 
Heime für Menschen mit Behinderungen, 

2. Altenheime, Altenwohnheime, 
Altenpflegeheime und Altenwohnungen 

gilt Absatz 1 nicht nur für die dem allgemeinen 
Besucherverkehr dienenden Teile, sondern für die 
gesamte Anlage und die gesamten Einrichtungen. 

(4) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und 
Einrichtungen nach den Absätzen 2 und 3 müssen 
mindestens durch einen Eingang stufenlos 
erreichbar sein. Der Eingang muss eine lichte 
Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m haben. 
Vor Türen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Rampen dürfen 
nicht mehr als 6 vom Hundert geneigt sein, sie 

müssen mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig 
einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Am 
Anfang und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, 
alle 6,0 m ein Zwischenpodest anzuordnen. Die 
Podeste müssen eine Länge von mindestens 1,50 
m haben. Treppen müssen an beiden Seiten 
Handläufe erhalten, die über Treppenabsätze und 
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu 
führen sind. Die Treppen müssen Setzstufen haben. 
Flure müssen mindestens 1,40 m breit sein. Ein 
Toilettenraum muss auch für Benutzerinnen und 
Benutzer von Rollstühlen geeignet und erreichbar 
sein; er ist zu kennzeichnen. 

(5) § 39 Abs. 6 gilt auch für Gebäude mit weniger 
als sechs Geschossen, soweit Geschosse von 
Menschen mit Behinderungen mit Rollstühlen 
stufenlos erreichbar sein müssen. 

(6) Abweichungen von den Absätzen 1, 4 und 5 
können zugelassen werden, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, ungünstiger vorhandener 
Bebauung oder im Hinblick auf die Sicherheit der 
Menschen mit Behinderungen oder alten Menschen 
nur mit einem unverhältnismäßigen Mehraufwand 
erfüllt werden können. 

 

§ 65 Genehmigungsfreie Vorhaben 

(1) Die Errichtung oder Änderung folgender 
baulicher Anlagen sowie anderer Anlagen und 
Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 bedarf 
keiner Baugenehmigung: 

... 

12a. Aufzüge mit Ausnahme solcher in 
Sonderbauten (§ 54). 

 

 

Verwaltungsvorschrift zur Landesbauordnung - 
VV BauO NRW - RdErl d. Ministeriums für 
Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport v. 12. 10. 
2000 - II A 3 100/85 -(MBl. NRW 2000 S. 1432) 
gültig bis 31.12. 2005) 

 

37 Treppenräume (§ 37) 

37.432 Sicherheitstreppenräume mit 
Sicherheitsschleuse 

37.4325 Aufzüge dürfen von den notwendigen 
Treppenräumen und von Sicherheitsschleusen nicht 
zugänglich sein. 

 

39 Aufzüge (§ 39) 

39.1 Zu  Absatz 1 

Nach dieser Vorschrift haben die 
Bauaufsichtsbehörden bei Aufzugsanlagen, die 
weder gewerblichen Zwecken dienen noch im 
Rahmen einer wirtschaftlichen Unternehmung 



 

Aufzugsrelevante Forderungen im Baurecht - Zusammenstellung April 2012 Seite 48 

Verwendung finden und in deren Gefahrenbereich 
auch keine Arbeitnehmer beschäftigt werden (z. B. 
Aufzugsanlagen in Eigentumswohnanlagen ohne 
Mietwohnungen), darüber zu wachen, dass die 
Anforderungen der AufzV an die Errichtung und den 
Betrieb von Aufzugsanlagen sowie hinsichtlich der 
Prüfung von Aufzugsanlagen durch amtliche oder 
amtlich anerkannte Sachverständige eingehalten 
werden. Die Anforderungen nach § 3 Abs. 1 AufzV 
sind als erfüllt anzusehen, soweit die 
Aufzugsanlagen den Vorschriften des Anhangs zur 
AufzV und den vom Deutschen Aufzugsausschuss 
ermittelten und vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung im Bundesarbeitsblatt bekannt 
gemachten technischen Regeln entsprechen. 

Vor Aufzügen und in den Aufzugskabinen sind 
deutlich sichtbare Schilder anzubringen, die darauf 
hinweisen, dass es verboten ist, den Aufzug im 
Brandfalle zu benutzen. 

39.5 Zu  Absatz 5 

Nach § 39 Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 10 und 
11 AufzV unterliegen Aufzugsanlagen im Abstand 
von zwei Jahren wiederkehrenden Hauptprüfungen 
und Zwischenprüfungen durch den 
Sachverständigen. Es bestehen keine Bedenken, 
wenn die unteren Bauaufsichtsbehörden bei 
Behindertenaufzügen, die bestimmten Personen 
dienen, die Prüffristen für die Hauptprüfungen von 
zwei auf vier Jahre verlängern - mit der Folge, daß 
auch die Zwischenprüfungen nur noch einmal 
innerhalb dieser vier Jahre stattfinden -, wenn der 
tatsächliche Zustand der Behindertenaufzüge nach 
dem Ergebnis der letzten Sachverständigenprüfung 
zu keinen Bedenken Anlaß gibt und die 
Behindertenaufzüge aufgrund eines 
Wartungsvertrages mit einer Fachfirma regelmäßig 
gewartet werden. 

 

70 Bauvorlagenberechtigung (§ 70) 

... 

70.34 Eingeschränkte Bauvorlageberechtigung 
für Innenarchitektinnen oder Innenarchitekten 
(Nr. 4) 

... 

70.342 Im Zusammenhang mit der Berufsaufgabe 
der Innenarchitektin und des Innenarchitekten (§ 1 
Abs. 2 BauKaG NRW) umfasst die "bauliche 
Änderung von Gebäuden" die Umgestaltung von 
Innenräumen einschließlich der Änderung des 
konstruktiven Gefüges des Gebäudes. Die 
eingeschränkte Bauvorlageberechtigung umfasst 
auch Änderungen an Außenwänden und Dach des 
Gebäudes, wenn sie in unmittelbarem 
Zusammenhang mit einer Änderung von 
Innenräumen stehen und dieser untergeordnet sind. 

Dies ist z. B. dann der Fall, wenn 

... 

-am Gebäude Bauteile oder Vorkehrungen 
angebracht werden sollen, damit Nutzungseinheiten 

erschlossen oder barrierefrei erreicht werden 
können, wie z. B. Treppen, Rampen oder Aufzüge, 
letztere jedoch nur, wenn sie nicht über mehr als 
zwei Geschosse führen; 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen (Garagenverordnung - GarVO) vom 20. 
Februar 2000 (GV. NRW. S. 226) zuletzt geändert 
durch Artikel 91 des Gesetzes vom 5. April 2005 
(GV. NRW. S. 306 

 

§ 12 Verbindungen zu Garagen und zwischen 
Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzüge, die nicht nur 
den Benutzern der Garage dienen, dürfen 

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur 
durch Räume mit Wänden und Decken der Feuerwi-
derstandsklasse F 90 und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen (F 90 - A) sowie selbstschließenden 
Türen der Feuerwiderstandsklasse T 30, die in 
Fluchtrichtung aufschlagen (Sicherheitsschleusen), 

2. mit offenen Mittel- und Großgaragen unmittelbar 
nur durch Öffnungen mit selbstschließenden Türen 
der Feuerwiderstandsklasse T 30 

verbunden sein. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Hochhäusern (Hochhausverordnung – 
HochhVO) vom 5. Dezember 1995 (GV. NW. S. 
1236), zuletzt geändert durch Artikel 119 des 
Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274) 

 

§ 10 Aufzüge 

(1) Hochhäuser müssen mindestens zwei Aufzüge 
mit Haltestellen in jedem Geschoss haben; beide 
Aufzüge müssen von jeder Stelle des Geschosses 
erreichbar sein. Die Haltestellen dürfen nur über 
Flure oder Vorräume, in fensterlosen Geschossen, 
z.B. Kellergeschossen, Technikgeschossen, nur 
über Vorräume zugänglich sein. Mindestens einer 
der Aufzüge muss zur Aufnahme von Rollstühlen, 
Krankentragen und Lasten geeignet und von der 
öffentlichen Verkehrsfläche und von allen Geschos-
sen mit Aufenthaltsräumen stufenlos erreichbar 
sein. Bei den Zugängen zu den Aufzügen ist ein 
Schild anzubringen, das auf das Verbot der 
Benutzung im Brandfall hinweist. In den Vorräumen 
zu den Aufzügen muss durch Schilder auf die 
Geschossnummer und auf die Treppen hingewiesen 
werden. Aufzüge, die der Personenbeförderung 
dienen, müssen bei Ausfall der öffentlichen Strom-
versorgung selbsttätig - wenigstens nacheinander - 
in das Eingangsgeschoss fahren 
(Evakuierungsschaltung). 
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(2) Hochhäuser, bei denen der Fußboden 
mindestens eines Aufenthaltsraumes mehr als 30 m 
über der Geländeoberfläche liegt, müssen 
mindestens einen Aufzug haben, der im Brandfall 
der Feuerwehr zur Verfügung steht 
(Feuerwehraufzug); dieser Aufzug kann auf die Zahl 
der erforderlichen Aufzüge angerechnet werden. 
Vom Feuerwehraufzug muss jeder Punkt eines 
Aufenthaltsraumes in höchstens 50 m Entfernung 
erreichbar sein. Weitere Feuerwehraufzüge können 
verlangt werden bei Hochhäusern, bei denen der 
Fußboden mindestens eines Aufenthaltsraumes 
mehr als 60 m über der Geländeoberfläche liegt; die 
Aufzüge sollen so liegen, dass die Entfernungen zu 
den Aufenthaltsräumen möglichst kurz sind. 

(3) Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen 
Schacht anzuordnen; er muss in jedem Geschoss 
des Hochhauses eine Haltestelle haben, die durch 
einen Vorraum zugänglich ist. Die 
Umfassungswände der Schächte sowie die Wände 
der Vorräume sind entsprechend § 3 Abs. 1 
auszuführen. 

(4) Der Vorraum des Feuerwehraufzuges muss 
mindestens so groß sein, dass eine belegte 
Krankentrage mit einer Breite von 0,60 m und einer 
Transportlänge von 2,25 m ungehindert in den 
Aufzug eingebracht werden kann. Der Vorraum darf 
nur Öffnungen zu allgemein zugänglichen Fluren, 
Sicherheitsschleusen, Treppenräumen oder 
Nassräumen haben. Die Öffnungen zu den Fluren 
müssen selbstschließende Türen mindestens der 
Feuerwiderstandsklasse T 30 erhalten. Der 
Vorraum muss Fenster oder Einrichtungen haben, 
durch die er im Brandfall ausreichend rauchfrei 
gehalten werden kann. Vor dem Vorraum ist 
flurseitig ein Wandhydrant anzubringen. Ein 
Vorraum ist nicht erforderlich, wenn der Zugang 
zum Feuerwehraufzug über einen offenen Gang im 
Sinne des § 8 Abs. 1 führt. 

(5) Das Triebwerk für den Feuerwehraufzug muss in 
einem eigenen Triebwerksraum liegen. Wände und 
Decken des Triebwerkraumes sind entsprechend § 
3 Abs. 1 und § 4 auszuführen. 

(6) Die elektrischen Schalteinrichtungen sowie die 
Leitungen und Kabel für die Stark- und 
Schwachstromversorgung des Feuerwehraufzuges 
sind von Leitungen und Kabeln der allgemeinen 
Stromversorgung ab Hauptverteiler getrennt zu 
verlegen und von anderen Anlagen baulich zu 
trennen. Die Kabel und Leitungen des Feu-
erwehraufzuges müssen, wenn sie außerhalb des 
Fahrschachtes verlegt werden, so beschaffen oder 
so geschützt sein, dass sie bei einem Brand ihre 
Funktionsfähigkeit für mindestens 90 min. behalten. 

(7) Im Eingangsgeschoss sind Hinweisschilder 
anzubringen, die das sofortige Auffinden des 
Feuerwehraufzuges erleichtern. 

 

§ 11 Ersatzstromversorgungsanlage 

(1) Hochhäuser müssen eine 
Ersatzstromversorgungsanlage haben, die sich bei 

Ausfall der allgemeinen Stromversorgung selbsttätig 
innerhalb von 15 s einschaltet. An die Anlage 
müssen alle elektrisch betätigten, notwendigen 
Sicherheitsanlagen und -einrichtungen angeschlos-
sen sein. Anlagen und Einrichtungen dieser Art sind 
insbesondere 

... 

2. Feuerwehraufzüge 

3. Aufzüge, die der Personenbeförderung dienen 

... 

(2) Für das Stromerzeugungsaggregat der 
Ersatzstromversorgungsanlage ist ständig ein 
Kraftstoffvorrat für eine Betriebszeit von mindestens 
drei Stunden bei Nennlast bereitzuhalten. Batterien 
müssen für einen mindestens einstündigen Betrieb 
aller angeschlossenen Leuchten bemessen sein. 

(3) Anlagen, die eine unterbrechungslose 
Stromversorgung erfordern, wie Gefahrenmelde- 
und Warnanlagen, müssen durch geeignete 
Maßnahmen gesichert sein. 

(4) Die an die Ersatzstromquellen angeschlossenen 
eigenen Leitungsnetze für die Stromversorgung 
müssen mindestens bis zur geschossweisen 
Unterverteilung so beschaffen oder geschützt sein, 
dass sie bei einem Brand ihre Funktionsfähigkeit für 
mindestens 90 min. behalten. 

 

 
Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Beherbergungsstätten (Beherbergungsstätten-
verordnung - BeVO -)  vom 20. September 2002 
(GVBl. Nr. 26 S. 454), geändert durch Artikel 61 des 
Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351) 
 

§ 9 Alarmierungseinrichtungen, Brandmelde-
anlagen, Brandfallsteuerung von Aufzügen 

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht von der Brandmeldung betroffene 
Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrtrichtung 
davor liegende Geschoss, unmittelbar anfahren und 
dort mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Versammlungsstätten (Versammlungsstätten-
verordnung - VStättVO -) vom 20. September 
2002), geändert durch Verordnung vom 14. 
November 2006 (GV. NRW. S. 567)) 

 

§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb von 
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1. Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 
Besucher fassen. Sie gelten auch für 
Versammlungsstätten mit mehreren 
Versammlungsräumen, die insgesamt mehr als 200 
Besucher fassen, wenn diese Versammlungsräume 
gemeinsame Rettungswege haben;  

... 

3. Sportstadien, die mehr als 5000 Besucher 
fassen. 

 

§ 2  Begriffe 

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, 
wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, 
künstlerischer, politischer, sportlicher oder 
unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- 
und Speisewirtschaften 
(3) Versammlungsräume sind Räume für 
Veranstaltungen oder für den Verzehr von Speisen 
oder Getränken. Hierzu gehören auch Aulen und 
Foyers, Vortrags- und Hörsäle sowie Studios. 
 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss, unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen. 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle für den Feuerschutz und den 
Rettungsdienst weitergeleitet werden. 

Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen 
an den Bau und Betrieb von Einrichtungen mit 
Pflege- und Betreuungsleistungen vom 17. März 
2011 (MBl. Nr.: 11/2011 S. 125) 

 

 

5.7  Aufzüge 

Aufzüge zur Erschließung von Einrichtungen mit 
Pflege- und Betreuungsleistungen müssen mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die im 
Brandfall durch eine Brandmeldeanlage selbsttätig 
ausgelöst wird. Ist eine Brandmeldeanlage nicht 
vorgesehen, muss die unmittelbare Auslösung der 
Brandfallsteuerung der Aufzüge auf andere Weise 
sichergestellt sein. Die Brandfallsteuerung muss 
sicherstellen, dass die Aufzüge das Erdgeschoss 
oder das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen. 
Soweit Aufzüge für den liegenden Transport von 
Personen vorgesehen sind, müssen sie über eine 
entsprechende Mindestgröße verfügen 
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Rheinland-Pfalz 
 
 
 

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz - LBauO - 
vom 24. November 1998 (GVBl. S. 365, BS 213-1) 
zuletzt geändert durch § 47 des Gesetzes vom 9. 
März 2011 (GVBl. Nr.: 4/2011 S. 47) 

 

 

§ 36 Aufzüge 

(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Schächte haben. In einem Aufzugsschacht 
dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. In Gebäuden mit 
nicht mehr als fünf Geschossen über der 
Geländeoberfläche dürfen Aufzüge ohne eigene 
Schächte innerhalb der Umfassungswände des 
Treppenraums liegen. Die Aufzüge müssen sicher 
umkleidet sein. 

(2) Die Fahrschächte von Aufzügen im Innern von 
Gebäuden müssen feuerbeständige Wände haben; 
Verkleidungen der Innenseiten müssen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Für die 
Decken der Fahrschächte gilt § 31 Abs. 1 
entsprechend. Fahrschachttüren und anderen 
Öffnungen in Fahrschachtwänden sind so herzu-
stellen, dass Feuer und Rauch nicht in andere 
Geschosse übertragen werden können. 

(3) Die Fahrschächte dürfen nur für 
Aufzugseinrichtungen benutzt werden. Sie müssen 
zu lüften und mit Rauchabzugsvorrichtungen mit 
einem freien Querschnitt von 2,5 v. H. der 
Grundfläche des Fahrschachts, mindestens von 
0,10 m² versehen sein. 

(4) Bei Aufzügen, die außerhalb von Gebäuden 
liegen oder die nicht mehr als drei unmittelbar 
übereinanderliegende Geschosse verbinden, bei 
vereinfachten Güter-, Kleingüter-, Mühlen-, 
Lagerhaus- und Behindertenaufzügen sowie bei 
Aufzugsanlagen, die den auf Grund der 
Gewerbeordnung erlassenen Vorschriften nicht 
unterliegen, sind Abweichungen von den Absätzen 
1 bis 3 zulässig, wenn die Betriebssicherheit und 
der Brandschutz gewährleistet sind. 

(5) In Gebäuden mit mehr als fünf Geschossen über 
der Geländeoberfläche müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl eingebaut und betrieben 
werden; hierbei zählt das oberste Geschoss nicht, 
wenn seine Nutzung einen Aufzug nicht erfordert. 
Mindestens einer der Aufzüge muss auch zur 
Aufnahme von Rollstühlen, Krankentragen und 
Lasten geeignet sein; dieser Aufzug soll von den 
Wohnungen im Gebäude und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus stufenlos zu erreichen sein. 
Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 

müssen eine nutzbare Grundfläche von 1,10 m  x 
2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von 1,10 m x 
1,40 m haben; Türen müssen eine lichte 
Durchgangsbreite von 0,90 m haben. Vor den 
Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Satz 1 gilt nicht 
beim nachträglichen Ausbau von Geschossen im 
Dachraum bestehender Gebäude. 

(6) Der Maschinenraum muss von benachbarten 
Räumen feuerbeständig abgetrennt sein; seine 
Türen müssen feuerhemmend und rauchdicht sein. 

 

§ 44 Wohnungen 

(2) Gebäude mit mehr als vier Wohnungen sind so 
herzustellen und instand zu halten, dass von den 
ersten fünf Wohnungen eine und von jeweils zehn 
weiteren Wohnungen zusätzlich eine Wohnung 
barrierefrei erreichbar ist. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad und die Küche oder Kochnische mit dem 
Rollstuhl zugänglich sein. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht, soweit die Anforderungen insbesondere 
wegen schwieriger Geländeverhältnisse, wegen des 
Einbaus eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs 
oder wegen ungünstiger vorhandener Bebauung nur 
mit unverhältnismäßigem Mehraufwand erfüllt 
werden können. 

 

§ 50 Bauliche Anlagen und Räume besonderer 
Art oder Nutzung 

(1) Soweit die Bestimmungen der §§ 6 bis 48 zur 
Abwehr von Gefahren oder unzumutbaren 
Belästigungen nicht ausreichen, können für bauliche 
Anlagen und Räume besonderer Art oder Nutzung 
im Einzelfall besondere Anforderungen gestellt 
werden. Erleichterungen können zugelassen 
werden, soweit es im Einzelfall der Einhaltung 
dieser Bestimmungen wegen der besonderen Art 
oder Nutzung der baulichen Anlagen und Räume 
oder wegen besonderer Anforderungen nach Satz 1 
nicht bedarf. Anforderungen und Erleichterungen 
können sich insbesondere erstrecken auf die 

... 

7. Anordnung und Herstellung der Aufzüge sowie 
der Treppen, Ausgänge und sonstigen 
Rettungswege, 

... 

Als Nachweis dafür, dass die besonderen 
Anforderungen erfüllt sind, können 
Bescheinigungen verlangt werden. Ferner kann 

http://cfbv/D0/D005000101000C00-1998-365-2011-47.html
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gefordert werden, dass Prüfungen und deren 
Wiederholungen in festzulegenden Zeitabständen 
durch die Bauaufsichtsbehörde oder 
sachverständige Personen oder Stellen 
vorgenommen werden. Soweit notwendig, können 
auch Anforderungen an den Betrieb der Anlagen 
und Räume gestellt werden. 
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten 
insbesondere für  
1. Hochhäuser,  
2. Verkaufsstätten,  
3. Versammlungsstätten,  
4. Büro- und Verwaltungsgebäude,  
5. Gaststätten,  
6. Krankenhäuser, Entbindungs- und 

Säuglingsheime, Heime für behinderte und alte 
Menschen,  

7. Kinder- und Jugendheime, Kindertagesstätten,  
8. Schulen und Sportstätten,  
9. bauliche Anlagen und Räume von großer 

Ausdehnung oder mit erhöhter Brand-, 
Explosions- oder Verkehrsgefahr,  

10. bauliche Anlagen und Räume, die für 
gewerbliche Betriebe bestimmt sind,  

11. bauliche Anlagen und Räume, deren Nutzung 
mit einem starken Abgang schädlicher Stoffe 
verbunden ist,  

12. Fliegende Bauten,  
13. Camping- und Wochenendplätze. 
 

 

Hinweise zum Vollzug der Landesbauordnung 
(LBauO) - vom 3. Februar 1999 (13200-4533) - 
Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen 
(MBl. II S. 90) 

 

1.23 Zu § 36 

1.23.1 Absatz 3 

Der neue Begriff "Rauchabzugsöffnung" entspricht 
dem heutigen technischen Sprachgebrauch; er 
findet auch in § 34 Abs. 11 Verwendung. 

1.23.2 Absatz 5 

Mit der Anhebung der erforderlichen lichten 
Durchgangsbreite von Türen in Fahrkörben von 
0,80 m auf 0,90 m erfolgte eine Angleichung an die 
Norm DIN 18024 Teil 2 (Öffentlich zugängige 
Gebäude und Arbeitsstätten - Planungsgrundlagen - 
sowie die Normen DIN 18025 Teil 1 - Barrierefreie 
Wohnungen; Wohnungen für Rollstuhlbesitzer; 
Planungsgrundlagen - und DIN 18025 Teil 2 - 
Barrierefreie Wohnungen; Planungsgrundlagen -. 

1.23.3 Absatz 6 

Weiter gehend als das frühere Recht verlangt der 
neu gefasste Absatz 6, dass Türen von 
Maschinenräumen nicht nur feuerhemmend, 
sondern dem heutigen Stand der Technik 
entsprechend auch rauchdicht sein müssen. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen (Rheinland-Pfälzische 
Garagenverordnung  - GaVO -) vom 13. Juli 1990, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2002 
(GVBl. S. 481) 

 

§ 12 Verbindung mit anderen Räumen 

(1) Geschlossene Mittel- und Großgaragen dürfen 
verbunden sein 

1. mit Fluren, Treppenräumen und Aufzügen, die 
nicht nur den Benutzern der Garage dienen, nur 
durch Räume mit feuerbeständigen Wänden und 
Decken sowie mit mindestens feuerhemmenden 
und selbstschließenden, in Fluchtrichtung 
aufschlagenden Türen (Sicherheitsschleusen); 
zwischen Sicherheitsschleusen und Treppenräumen 
sowie zwischen Sicherheitsschleusen und Fluren 
sind rauchdichte und selbstschließende Türen, 
zwischen Sicherheitsschleusen und Aufzügen in 
Fahrschächten Fahrschachttüren ausreichend, 

... 

(2) Offene Mittel- und Großgaragen sowie 
Kleingaragen dürfen 

1. mit Fluren, Treppenräumen und Aufzügen, die 
nicht nur den Benutzern der Garage dienen, 

... 

unmittelbar nur durch Öffnungen mit mindestens 
feuerhemmenden und selbstschließenden Türen 
verbunden sein. 
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Saarland 
 
 
 

Landesbauordnung für das Saarland- LBO - vom 
18. Februar 2004 (ABl. Nr. 18/2004 S. 822), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juni 
2010 (ABl. I Nr.: 24/2010 S. 1312) 

 

 

§ 39 Aufzüge 
(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. Sie müssen den 
Anforderungen der Nummer 9 der im Anhang 
enthaltenen Übersicht entsprechen. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig 

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern, 

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken, 

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, 

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; 

die Aufzüge müssen sicher umkleidet sein. 

(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile die Anforderungen 
nach Nummer 9.1 der im Anhang enthaltenen 
Übersicht erfüllen. 

(3) Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden. Türen in Wänden von 
Maschinenräumen müssen den Anforderungen 
nach Nummer 9.2 der im Anhang enthaltenen 
Übersicht entsprechen. 

(4) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 v. H. der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 
m²

 
haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen 

muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird. 

(5) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen 
haben. Dieser Aufzug muss von allen Wohnungen 

in dem Gebäude und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar sein. § 50 
Abs. 4 Satz 1 bis 5 gilt entsprechend. Haltestellen 
im obersten Geschoss, im Erdgeschoss und in den 
Kellergeschossen können entfallen, wenn sie nur 
unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt 
werden können. 

(6) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhles 
von mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen 
müssen eine lichte Durchgangsbreite von 
mindestens 0,90 m haben. In einem Aufzug für 
Rollstühle und Krankentragen darf der für Rollstühle 
nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche 
durch eine verschließbare Tür abgesperrt werden. 
Vor den Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. 

 

§ 50 Barrierefreies Bauen 

(1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. Die Räume in diesen 
Wohnungen müssen mit dem Rollstuhl zugänglich 
sein. § 39 Abs. 5 bleibt unberührt. 

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen so errichtet und instandgehalten 
werden, dass sie von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Dies gilt insbesondere für 

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens, 

2. Sport- und Freizeitstätten, 

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 

4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 

5 Verkaufsstätten, Schank- und 
Speisegaststätten, 

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen, 

7. Beherbergungsstätten, 

8. Serviceautomaten, insbesondere zur 
Bargeldbeschaffung. 

(3) Für bauliche Anlagen, die überwiegend oder 
ausschließlich von Menschen mit Behinderungen 
oder alten Menschen genutzt werden, wie 

http://cfbv/D0/D005000101000D00-2004-05-2010-1312.html
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1 Tagesstätten, Schulen, Werkstätten und 
Heime für behinderte Menschen, 

2. Altenheime, Altenwohnheime und 
Altenpflegeheime, 

gelten die Anforderungen des Absatzes 2 Satz 1 für 
die gesamte Anlage oder Einrichtung. 

(4) Bauliche Anlagen nach den Absätzen 2 und 3 
müssen durch einen Eingang mit einer lichten 
Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m stufenlos 
erreichbar sein. Vor Türen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Rampen dürfen 
nicht mehr als 6 v. H. geneigt sein; sie müssen 
mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig einen 
festen und griffsicheren Handlauf haben. Am 
Anfang und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, 
alle 6,0 m ein Zwischenpodest anzuordnen. Die 
Podeste müssen eine Länge von mindestens 1,50 
m haben. Treppen müssen an beiden Seiten 
Handläufe erhalten, die über Treppenabsätze und 
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu 
führen sind. Die Treppen müssen Setzstufen haben. 
Flure müssen mindestens 1,50 m breit sein. Ein 
Toilettenraum muss auch für Benutzer von 
Rollstühlen geeignet und erreichbar sein; er ist zu 
kennzeichnen. § 39 Abs. 5 gilt auch für Gebäude 
mit einer geringeren Höhe als nach § 39 Abs. 5 Satz 
1, soweit Geschosse mit Rollstühlen stufenlos 
erreichbar sein müssen. 

... 

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen  

1. wegen schwieriger Geländeverhältnisse, 
wegen des Einbaus eines sonst nicht erforderlichen 
Aufzugs, wegen ungünstiger vorhandener 
Bebauung oder im Hinblick auf die Sicherheit der 
Menschen mit Behinderungen oder alten Menschen 
oder 

2. bei der Nutzungsänderung einer 
bestehenden Anlage in eine Anlage nach den 
Absätzen 2 oder 3 

nur mit einem unverhältnismäßigen Mehraufwand 
erfüllt werden können. 
 

§ 51 Sonderbauten 

An Sonderbauten können im Einzelfall zur 
Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 besondere Anforderungen gestellt werden. 
Erleichterungen können gestattet werden, soweit es 
der Einhaltung von Vorschriften wegen der 
besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen 
oder Räume oder wegen besonderer 
Anforderungen nach Satz 1 nicht bedarf. Die 
besonderen Anforderungen und Erleichterungen 
können sich insbesondere erstrecken auf 

... 

9. die Anordnung und Herstellung von Aufzügen, 
Treppen, Treppenräumen, Fluren, Ausgängen 
und sonstigen Rettungswegen, 

... 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Beherbergungsstätten (Beherbergungsstätten-
verordnung — BeVO) vom 25. August 2008 
(Amtsbl. Nr. 38/2008 S. 1520) 

 

§ 9 Alarmierungseinrichtungen, 
Brandmeldeanlagen, Brandfallsteuerung von 
Aufzügen  

… 

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht vom Rauch betroffene 
Eingangsgeschoss, ansonsten das in Fahrtrichtung 
davor liegende Geschoss, anfahren und dort mit 
geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Versammlungsstätten (Versammlungsstätten-
verordnung - VStättVO) vom 25. August 2008 
(AmtsBl. Nr. 38/2008 S. 1489) 

 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

… 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1.000 m² Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen. 

 

 

Gaststättenbauverordnung - GastBauVo - vom 
22. Januar 1979 (Amtsblatt S. 237); Korrektur 
18.02.2004 

 

§ 18 Personenaufzüge 

(1) Beherbergungsbetriebe mit 
Beherbergungsräumen auch über dem dritten 
Vollgeschoß sollen mindestens einen 
Personenaufzug haben. 
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(2) Neben den Türen von Personenaufzügen ist ein 
Schild anzubringen mit der Aufschrift "Aufzug im 
Brandfall nicht benutzen". 

(3) Beherbergungsbetriebe in Gebäuden oder 
Gebäudeteilen, bei denen der Fußboden 
mindestens eines Beherbergungsraumes mehr als 
22 m über der festgelegten Geländeoberfläche liegt, 
müssen mindestens einen Aufzug haben, der im 
Brandfall der Feuerwehr zur Verfügung steht 
(Feuerwehraufzug). 

Der Feuerwehraufzug muß folgende Anforderungen 
erfüllen: 

1. Der Feuerwehraufzug ist in einem eigenen 
feuerbeständigen Fahrschacht anzuordnen. Er muß 
in jedem Geschoß des Hochhauses eine Haltestelle 
haben, die durch einen Vorraum mit 
feuerbeständigen Wänden zugänglich ist. Der 
Vorraum muß mindestens so groß sein, daß eine 
Krankentrage mit einer Breite von  60 cm und einer 
Transportlänge von 2,26 m ungehindert in den 
Aufzug eingebracht werden kann. Der Vorraum darf 
nur Verbindung zu allgemein zugänglichen Fluren, 
Sicherheitsschleusen, Treppenräumen, Wasch- und 
Aborträumen oder anderen Aufzügen haben. Die 
Türen zu den Fluren müssen feuerhemmend und 
selbstschließend sein; sind andere Öffnungen in 
diesen Fluren weiter als 2,50 m entfernt, so 
genügen dicht- und selbstschließende Türen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen; Glasfüllungen müssen 
aus Drahtglas von mindestens 6 mm Dicke mit 
verschweißtem Netz bestehen. Der Vorraum muß 
Fenster oder Einrichtungen haben, durch die er im 
Brandfall ausreichend rauchfrei gehalten werden 
kann. Im Vorraum ist ein Wandhydrant anzubringen. 
Ein Vorraum ist nicht erforderlich, wenn der Zugang 
zum Feuerwehraufzug über einen offenen Gang 
führt, der den Anforderungen an einen offenen 
Gang vor einem Sicherheitstreppenraum entspricht. 

2. Das Triebwerk für den Feuerwehraufzug muß in 
einem eigenen Triebwerkraum liegen. Der Fahr-
schacht und der Triebwerkraum müssen 
voneinander und von anderen Fahrschächten und 
Triebwerkräumen getrennt unmittelbar oder über 
Schächte ins Freie ständig entlüftet werden. 

3. Die elektrischen Schalteinrichtungen und die 
Kabel für die Stark- und Schwachstromversorgung 
des Feuerwehraufzuges sind ab Hauptverteiler 
räumlich und baulich von entsprechenden Anlagen 
für andere Aufzüge zu trennen. Die Kabelleitungen 
des Feuerwehraufzuges sind, wenn sie außerhalb 
des Fahrschachtes verlegt werden, durch 
feuerbeständige Bauteile gegen Brandeinwirkung zu 
schützen. 

4. Der Feuerwehraufzug muß an eine 
Ersatzstromversorgungsanlagen angeschlossen 
sein, die so ausgelegt und so geschaltet ist, daß der 
Feuerwehraufzug auch bei Netzausfall ständig 
betrieben werden kann. Die 
Ersatzstromversorgungsanlagen muß mit einem bei 
Ausfall des Netzstromes sich selbsttätig innerhalb 
von höchsten 15 Sekunden einschaltenden 
Stromerzeugungsaggregat ausgerüstet sein. 

5. Der Feuerwehraufzug ist in allen Geschossen 
mit einem Schild mit der Aufschrift 
"Feuerwehraufzug" zu kennzeichnen. Im 
Eingangsgeschoß sind Hinweisschilder 
anzubringen, die das sofortige Auffinden des 
Feuerwehraufzugs erleichtern. 

(4) Bei Schank- oder Speisewirtschaften mit mehr 
als 400 Gastplätzen, die nicht im Erdgeschoß 
liegen, muß mindestens ein Aufzug vorhanden sein, 
der für Rollstuhlbenutzer geeignet ist. Fahrkörbe 
von Aufzügen für Rollstuhlbenutzer müssen im 
Lichten mindestens 1,10 m breit und 1,40 m tief 
sein. Ihre Türen müssen mindestens 85 cm breit 
sein. Die Aufzüge müssen an eine 
Ersatzstromversorgungsanlagen angeschlossen 
sein. 

 

 

Garagenverordnung - GarVO - in der Fassung 
vom 1. November 1976 (Amtsblatt S. 951); 
Berichtigung 1.8.1990 

 

§ 9 Verbindung zwischen Garagengeschossen 

(3) Aufzüge und notwendige Treppen, die 
Garagengeschosse miteinander verbinden, müssen 
in eigenen lüftbaren Fahrschächten und 
Treppenräumen mit feuerbeständigen Wänden 
liegen. Türen zu Treppenräumen müssen 
selbstschließend und mindestens feuerhemmend 
aus nichtbrennbaren Baustoffen sein. Satz 1 gilt 
nicht für Fahrzeugaufzüge in offenen Garagen. 

 

§ 10 Verbindung der Garagen mit anderen 
Räumen 

(1) Garagen dürfen mit Fluren, Treppenräumen und 
Aufzügen, die auch den Benutzern von Wohnungen 
oder anderen Räumen dienen, sowie mit nicht zur 
Garage gehörenden Räumen nur durch 
Sicherheitsschleusen nach § 35 Abs. 3 LBO 
verbunden sein, soweit in den nachfolgenden 
Absätzen nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Offene Garagen dürfen mit Fluren, 
Treppenräumen und Aufzügen, die auch den 
Benutzern von Wohnungen oder anderen Räumen 
dienen, unmittelbar durch Öffnungen mit 
mindestens feuerhemmenden selbstschließenden 
Türen verbunden sein. 

... 
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Richtlinie für den Bau und Betrieb von 
Krankenhäusern – Krankenhausbaurichtlinie - 
vom 1. März 2003 (GMBl. Saar S. 406) geändert 
durch Erlass vom 17. Juli 2008 (AmtsBl. Nr. 
38/2008 S. 1538) 

 

2.3 Wand- und Deckenverkleidungen, 
Dämmschichten 

2.3.2 Wand- und Deckenverkleidungen sowie 
Dämmschichten in Rettungswesen nach Abschnitt 
2.6.1, in Vorräumen von Aufzügen nach Abschnitt 
2.4.3 und in Treppenräumen nach Abschnitt 2.9 
müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen hergestellt 
sein. 

 

2.4 Brandabschnitte 

2.4.3  Vor Aufzügen nach Abschnitt 2.18.1 Satz 1 
und zugehörigen Treppenräumen müssen 
Vorräume angeordnet sein, die durch 
feuerbeständige Wände von anderen Räumen zu 
trennen sind. Die Vorräume müssen zu lüften sein. 
Türen zu Fluren müssen feuerhemmend, 
selbstschließend und rauchdicht sein. 

 

4.2 Abteilungen für Infektionskranke 

4.2.1 Die Räume der Infektionsabteilung sind von 
anderen Räumen des Krankenhauses zu trennen. 
Der Zugang zu einer Infektionsabteilung darf nicht 
über allgemein benutzbare Verkehrswege führen. 
Ein besonderer Aufzug kann verlangt werden.... 

 

4.3  Abweichende Anforderungen an 
Sonderkrankenhäuser und entsprechende 
Fachabteilungen 

4.3.2 An Sonderkrankenhäuser und entsprechende 
Fachabteilungen, insbesondere solche, die nicht für 
Liegendkranke bestimmt sind, können 
Erleichterungen gestattet werden, soweit sich dies 
aus der Zweckbestimmung ergibt. Diese 
Erleichterungen können sich insbesondere 
erstrecken auf: 

... Bettenaufzüge (Abschnitt 2.18.1) und ... 

 

2.13 Sicherheitsstromversorgung 

2.13.1 Zur Aufrechterhaltung des 
Krankenhausbetriebes bei Ausfall der allgemeinen 
Stromversorgung müssen folgende Einrichtungen 
über eine sich selbsttätig einschaltende 
Sicherheitsstromversorgung für eine Dauer von 
mindestens 24 Stunden weiterbetrieben werden 
können: 

... 

f) die haustechnischen Anlagen, insbesondere die 
Heizungs-, Lüftungs- und Aufzugsanlagen sowie die 
Ruf- und Suchanlagen, soweit diese Anlagen ganz 
oder z.T. weiterbetrieben werden müssen. 

... 

2.18 Aufzüge, Transportanlagen und Abwurf-
schächte 

2.18.1 In Gebäuden, in denen Pflege-, 
Untersuchungs- oder Behandlungsbereiche in 
Obergeschossen untergebracht sind, müssen 
Aufzüge, die für den Transport von Betten geeignet 
sind (Bettenaufzüge), in ausreichender Zahl, minde-
stens jedoch zwei, vorhanden sein; Abweichungen 
hiervon können gestattet werden, wenn wegen der 
Zweckbestimmung und Größe der Gebäude 
Bedenken nicht bestehen. Personen- und 
Lastenaufzüge können verlangt werden. 

2.18.2 In Hochhäusern muß mindestens einer der 
Bettenaufzüge als Feuerwehraufzug hergestellt 
sein. 

2.18.3 Fahrkörbe von Bettenaufzügen und 
Feuerwehraufzügen sind so zu bemessen, daß 
mindestens Platz für ein Bett und zwei 
Begleitpersonen vorhanden ist; sie müssen jedoch 
eine nutzbare Grundfläche von mindestens 1,50 x 
2,70 m haben. Die Innenflächen der Fahrkörbe 
müssen glatt, waschfest und desinfizierbar sein; der 
Boden ist rutschsicher herzustellen. An den 
Innenwänden der Fahrkörbe sind Haltevorrich-
tungen anzubringen. 

2.18.4 Aufzüge müssen Schächte in 
feuerbeständiger Bauart haben. 

 

 

Erlass betreffend Richtlinie über 
bauaufsichtliche Anforderungen an Altenheime, 
Altenwohnheime und Pflegeheime (auch 
Kurzzeitpflege) und Wohnheime für Behinderte 
(HeimR) vom 11. Februar 2000 

 

9. Aufzugsanlagen sind mit 
Evakuierungsschaltungen nach § 15 Abs. 8 TVO 
(letzter Satz) auszustatten. Fahrschachttüren und 
andere Abschlüsse in feuerbeständigen 
Schachtwänden sind so herzustellen, dass Feuer 
und Rauch nicht in andere Geschosse übertragen 
werden können. Bei Großprojekten oder mehreren 
Aufzugsanlagen ist der Einbau einer Aufzugskabine 
in der Größe 1,40 x 2,40 m vorzusehen. 

(VDMA-Hinweis: Die TVO gilt nicht mehr. Es sollte 
sinngemäß vorgegangen werden) 
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Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Hochhäusern (Hochhausverordnung - HochhVO) 
vom 26. Januar 2011 (Amtsbl. I Nr. 5/2011 S. 24) 

 

Abschnitt 4 - Technische Gebäudeausrüstung 

§ 14 Feuerwehraufzüge, Fahrschächte von 
Feuerwehraufzügen und deren Vorräume 

(1) Hochhäuser müssen Feuerwehraufzüge mit 
Haltestellen in jedem Geschoss haben. Sie müssen  

1.  so angeordnet sein, dass ein Feuerwehraufzug 
von jeder Stelle eines Geschosses in höchstens 
50 m Entfernung erreichbar ist; die Entfernung wird 
in der Lauflinie gemessen, 

2.  eigene Fahrschächte haben, in die Feuer und 
Rauch nicht eindringen können, 

3.  vor jeder Fahrschachttür einen Vorraum haben, 
in den Feuer und Rauch nicht eindringen können; 
der Vorraum muss in unmittelbarer Nähe zu einem 
notwendigen Treppenraum angeordnet sein, 

4.  in allen Geschossen ausreichend 
gekennzeichnet sein, 

5.  Fahrkörbe haben, die zur Aufnahme einer 
Krankentrage geeignet sind, 

6.  eine Bedieneinrichtung für den Notbetrieb 
haben; bei maschinenraumlosen 
Feuerwehraufzügen muss sich diese im Vorraum 
der Zugangsebene für die Feuerwehr befinden. 

(2) Fahrschächte von Feuerwehraufzügen müssen  

1.  Fahrschacht- und Fahrkorbtüren mit einer fest 
verglasten Sichtöffnung mit einer Fläche von 
mindestens 600 cm2 haben, 

2.  ortsfeste Leitern im Fahrschacht haben, die so 
angebracht sind, dass ein Übersteigen vom 
Fahrkorb zur Leiter und von der Leiter zu den 
Fahrschachttüren möglich ist. Die Fahrschachttüren 
müssen ohne Hilfsmittel vom Schacht aus geöffnet 
werden können. 

(3) 1Vorräume der Fahrschächte von 
Feuerwehraufzügen müssen  

1.  mindestens eine Grundfläche von 6 m2 
Grundfläche haben und zur Aufnahme einer 
Krankentrage geeignet sein; der Abstand zwischen 
der Fahrschachttür und der Tür zum notwendigen 
Flur muss mindestens 3 m betragen, 

2.  Geschosskennzeichnungen haben, die so 
angebracht sind, dass sie durch die Sichtöffnung 
der Fahrschacht- und Fahrkorbtür erkennbar sind. 

Öffnungen in den Wänden der Vorräume sind 
zulässig für Türen zu notwendigen Fluren, zu 
Fahrschächten und ins Freie. 

(4) Feuerwehraufzüge und andere Aufzüge dürfen 
gemeinsame Vorräume haben, wenn diese die 
Anforderungen an Vorräume von 
Feuerwehraufzugsschächten erfüllen. 

 

§ 17 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(3) Hochhäuser müssen Alarmierungs- und 
Lautsprecheranlagen haben, mit denen im 
Gefahrenfall Personen alarmiert und Anweisungen 
erteilt werden können. Die Vorräume der 
Feuerwehraufzüge müssen eine 
Gegensprechanlage mit Verbindung zur 
Brandmelder- und Alarmzentrale haben. 

(5) Aufzüge müssen mit einer Brandfallsteuerung 
ausgestattet sein, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen. 
 
§ 18 Sicherheitsbeleuchtung 

(1) In Hochhäusern muss eine 
Sicherheitsbeleuchtung vorhanden sein, die bei 
Ausfall der allgemeinen Beleuchtung selbsttätig in 
Betrieb geht. 

(2) Eine Sicherheitsbeleuchtung muss vorhanden 
sein  

1.  in Rettungswegen, 

2.  in Vorräumen von Aufzügen, 

3.  für Sicherheitszeichen von Rettungswegen. 

 

§ 19 Sicherheitsstromversorgungsanlagen, 
Blitzschutzanlagen, Gebäudefunkanlagen 

(1) Hochhäuser müssen 
Sicherheitsstromversorgungsanlagen haben, die bei 
Ausfall der allgemeinen Stromversorgung den 
Betrieb der sicherheitstechnischen 
Gebäudeausrüstung übernimmt, insbesondere der  

… 

7.  Aufzüge, 

 
§ 21 Aufzüge 

(1) Jedes Geschoss muss von mindestens zwei 
Aufzügen angefahren werden. 

(2) Vor den Fahrschachttüren der Aufzüge müssen 
Vorräume angeordnet sein. 

(3) In den Vorräumen ist auf das Verbot der 
Benutzung der Aufzüge im Brandfall und auf die 
nächste notwendige Treppe hinzuweisen. Die 
Vorräume sind mit Geschossnummer zu 
kennzeichnen. 
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§ 25 Erleichterungen für Hochhäuser mit nicht 
mehr als 60 m Höhe in Zellenbauweise 

Für Hochhäuser mit nicht mehr als 60 m Höhe und 
mit Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 m2 

Grundfläche über dem ersten Obergeschoss sind 
automatische Feuerlösch-, Brandmelde- und 
Alarmierungsanlagen nicht erforderlich, wenn  

1.  die Nutzungseinheiten untereinander, zu 
anders genutzten Räumen und zu notwendigen 
Fluren feuerbeständige Trennwände haben, die von 
Rohdecke zu Rohdecke gehen, 

2.  der Brandüberschlag von Geschoss zu 
Geschoss durch eine mindestens 1 m hohe 
feuerbeständige Brüstung oder 1 m auskragende 
feuerbeständige Deckenplatte behindert wird, 

3.  die automatische Auslösung der 
Druckbelüftungsanlagen und der Brandfallsteuerung 
der Aufzüge sichergestellt ist  … 



 

Aufzugsrelevante Forderungen im Baurecht - Zusammenstellung April 2012 Seite 59 

Sachsen 
 
 
 

Sächsische Bauordnung - SächsBO - Fassung 
vom 18. März 1999 (Sächs. GVBl. S. 86, 186), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
4. Oktober 2011 (SächsGVBl Nr. 10/2011 S. 377) 

 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen und 
Bauprodukte. Es gilt auch für Grundstücke und für 
andere Anlagen und Einrichtungen, an die in 
diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses 
Gesetzes Anforderungen gestellt werden. 

... 

 

§ 2 Begriffe 

(3) Gebäude werden in folgende Gebäudeklassen 
eingeteilt: 

1. Gebäudeklasse 1:  

a) freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m 
und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von 
insgesamt nicht mehr als 400 m² und 

b) freistehende land- oder forstwirtschaftlich 
genutzte Gebäude, 

2. Gebäudeklasse 2: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und nicht mehr 
als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht 
mehr als 400 m² ; 

3. Gebäudeklasse 3: 

sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m; 

4. Gebäudeklasse 4: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und 
Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 
400 m²; 

5. Gebäudeklasse 5: 

sonstige Gebäude einschließlich unterirdischer 
Gebäude. 

Höhe im Sinne des Satzes 1 ist das Maß der 
Fußbodenoberkante des höchstgelegenen 
Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich 
ist, an den zum Anleitern bestimmten Stellen über 
der Geländeoberfläche. Die Grundflächen der 
Nutzungseinheiten im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Brutto-Grundflächen; bei der Berechnung der 
Brutto-Grundflächen nach Satz 1 bleiben Flächen in 
Kellergeschossen außer Betracht. 

(4) Sonderbauten sind Anlagen und Räume 
besonderer Art oder Nutzung, die einen der 
nachfolgenden Tatbestände erfüllen: 

1. Hochhäuser (Gebäude mit einer Höhe nach 
Absatz 3 Satz 2 von mehr als 22 m), 

2. bauliche Anlagen mit einer Höhe von mehr als 
30 m, 

3. Gebäude mit mehr als 1 600 m² Grundfläche 
des Geschosses mit der größten Ausdehnung, 
ausgenommen Wohngebäude, 

4. Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und 
Ladenstraßen eine Grundfläche von insgesamt 
mehr als 800 m² haben, 

5. Gebäude mit Räumen, die einer Büro- oder 
Verwaltungsnutzung dienen und einzeln eine 
Grundfläche von mehr als 400 m² haben, 

6. Gebäude mit Räumen, die einzeln für die 
Nutzung durch mehr als 100 Personen bestimmt 
sind, 

7. Versammlungsstätten 

a) mit Versammlungsräumen, die insgesamt 
mehr als 200 Besucher fassen, wenn diese 
Versammlungsräume gemeinsame Rettungswege 
haben, 

b) im Freien mit Szenenflächen und 
Freisportanlagen, deren Besucherbereich jeweils 
mehr als 1 000 Besucher fasst und ganz oder 
teilweise aus baulichen Anlagen besteht, 

8. Schank- und Speisegaststätten mit mehr als 
40 Gastplätzen, Beherbergungsstätten mit mehr als 
zwölf Betten und Spielhallen mit mehr als 150 m² 
Grundfläche, 

9. Krankenhäuser, Heime und sonstige 
Einrichtungen zur Unterbringung oder Pflege von 
Personen, 

10. Tageseinrichtungen für Kinder, behinderte und 
alte Menschen, 

11. Schulen, Hochschulen und ähnliche 
Einrichtungen, 

12. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen 
für den Maßregelvollzug, 

... 

17. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch 
Umgang oder Lagerung von Stoffen mit Explosions- 
oder erhöhter Brandgefahr verbunden ist, 

... 

http://cfbv/D0/D005000101000E00-2004-200-2011-377.html
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19. Anlagen und Räume, die in den Nummern 1 
bis 18 nicht aufgeführt und deren Art oder Nutzung 
mit vergleichbaren Gefahren verbunden sind. 

 

§ 39 Aufzüge 
(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig 

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern, 

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken, 

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, 

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2. 

Sie müssen sicher umkleidet sein. 

(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile 

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, 

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
feuerhemmend, 

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend 

sein. Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus 
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Abs. 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden. 

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 Prozent. der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 
m²

 
haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen 

muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen 
haben. Der Aufzug muss von allen Wohnungen in 
dem Gebäude und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar sein. 
Haltestellen im obersten Geschoss und in den § 50 
Abs. 3 Satz 1 bis 5 gilt entsprechend. Haltestellen 
im obersten Geschoss und in den Kellergeschossen 
sind nicht erforderlich, wenn sie nur unter 
besonderen Schwierigkeiten hergestellt werden 
können. 

(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhles 
von mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen 
müssen eine lichte Durchgangsbreite von 
mindestens 0,90 m haben. In einem Aufzug für 
Rollstühle und Krankentragen darf der für Rollstühle 
nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche 
durch eine verschließbare Tür abgesperrt werden. 
Vor den Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. 

 

§ 50 Barrierefreies Bauen 

(1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad sowie die Küche oder Kochnische mit dem 
Rollstuhl zugänglich sein. § 39 Abs. 4 bleibt 
unberührt. 

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Diese Anforderungen gelten insbesondere für 

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens, 

2. Sport- und Freizeitstätten, 

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 

4. Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 

5 Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstätten, 

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

Sie gelten nicht bei Nutzungsänderungen, wenn die 
Anforderungen nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand erfüllt werden können. 

(3) Bauliche Anlagen nach Absatz 2 müssen durch 
einen Eingang mit einer lichten Durchgangsbreite 
von mindestens 0,90 m stufenlos erreichbar sein. 
Vor Türen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Rampen dürfen 
nicht mehr als 6 Prozent geneigt sein; sie müssen 
mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig einen 
festen und griffsicheren Handlauf haben. Am 
Anfang und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, 
alle 6 m ein Zwischenpodest anzuordnen. Die 
Podeste müssen eine Länge von mindestens 1,50 
m haben. Treppen müssen an beiden Seiten 
Handläufe erhalten, die über Treppenabsätze und 
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu 
führen sind. Die Treppen müssen Setzstufen haben. 
Flure müssen mindestens 1,50 m breit sein. Ein 
Toilettenraum muss auch für Benutzer von 
Rollstühlen geeignet und erreichbar sein; er ist zu 
kennzeichnen. § 39 Abs. 4 gilt auch für Gebäude 
mit einer geringeren Höhe als nach § 39 Abs. 4 Satz 
1, soweit Geschosse mit Rollstühlen stufenlos 
erreichbar sein müssen. 
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(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen des Einbaus eines 
sonst nicht erforderlichen Aufzugs, wegen 
ungünstiger vorhandener Bebauung oder im 
Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit 
Behinderungen oder alten Menschen nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden 
können. 
 

§ 51 Sonderbauten 

An Sonderbauten können im Einzelfall zur 
Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 besondere Anforderungen 
gestellt werden, soweit es der Einhaltung von 
Vorschriften wegen der besonderen Art und 
Nutzung baulicher Anlagen und Räume oder wegen 
besonderer Anforderungen nicht bedarf. Die 
Anforderungen und Erleichterungen können sich 
insbesondere erstrecken auf 

... 

9. die Anordnung und Herstellung von Aufzügen, 
Treppen, Treppenräumen, Fluren, Ausgängen 
und sonstigen Rettungswegen, 

... 

 

 
Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen (Sächsische Garagenverordnung – 
SächsGarVO - ) vom 17. Januar 1995 (SächsGVBl. 
S. 86), rechtsbereinigt mit Stand vom 1. Oktober 
2004  
 

§ 12 Verbindungen zu Garagen und zwischen 
Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugsvorräume, die 
nicht nur den Benutzern der Garagen dienen, dürfen 
verbunden sein 

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur 
durch Räume mit feuerbeständigen Wänden und 
Decken sowie selbstschließenden und mindestens 
feuerhemmenden, in Fluchtrichtung aufschlagenden 
Türen (Sicherheitsschleusen); zwischen 
Sicherheitsschleusen und Fluren oder 
Treppenräumen sowie Aufzugsvorräumen genügen 
selbstschließende und rauchdichte Türen; 

... 

 

Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums 
des Innern über den Bau und Betrieb von 
Beherbergungsstätten (Sächsische 
Beherbergungsstättenbaurichtlinie - 
SächsBeBauR) vom 18. März 2005 (SächsABl. 
SDr. 2 S. 97) 

 

1 Anwendungsbereich 

Diese Richtlinie gilt für Beherbergungsstätten mit 
mehr als zwölf Gastbetten 

 

9 Alarmierungseinrichtungen, Brandmelde-
anlagen, Brandfallsteuerung von Aufzügen  

9.1 Beherbergungsstätten müssen Alarmierungs-
einrichtungen haben, durch die im Gefahrenfall die 
Betriebsangehörigen und Gäste gewarnt werden 
können. Bei Beherbergungsstätten mit mehr als 60 
Gastbetten müssen sich die 
Alarmierungseinrichtungen bei Auftreten von Rauch 
in den notwendigen Fluren auch selbsttätig 
auslösen.  

9.2 Beherbergungsstätten mit mehr als 60 
Gastbetten müssen Brandmeldeanlagen mit 
automatischen Brandmeldern, die auf die 
Kenngröße Rauch in den notwendigen Fluren 
ansprechen, sowie mit nichtautomatischen 
Brandmeldern (Handfeuermelder) zur unmittelbaren 
Alarmierung der zuständigen Stelle haben. Die 
automatischen Brandmeldeanlagen müssen in einer 
Betriebsart ausgeführt sein, bei der mit technischen 
Maßnahmen Falschalarme vermieden werden. 
Brandmeldungen sind unmittelbar und automatisch 
zur zuständigen Feuerwehr- oder 
Rettungsdienstleitstelle zu übertragen. 

9.3 Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge das Erdgeschoss (Eingangsgeschoss) 
oder das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss, unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen.  

 

 

Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern über den Bau 
und Betrieb von Versammlungsstätten 
(Sächsische Versammlungsstättenverordnung - 
SächsVStättVO) vom 7. September 2004  
 

§ 1 Anwendungsbereich  

1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für den 
Bau und Betrieb von 



 

Aufzugsrelevante Forderungen im Baurecht - Zusammenstellung April 2012 Seite 62 

1. Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 
Besucher fassen. Sie gelten auch für 
Versammlungsstätten mit mehreren 
Versammlungsräumen, die insgesamt mehr als 200 
Besucher fassen, wenn diese Versammlungsräume 
gemeinsame Rettungswege haben;  

... 

3. Sportstadien, die mehr als 5000 Besucher 
fassen. 

 

§ 2 Begriffe  

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen bestimmt sind sowie Schank- und 
Speisewirtschaften 

 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelde- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge  

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge das Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen.  

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmeldezentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle der Feuerwehr weitergeleitet werden.  
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Sachsen-Anhalt 
 
 

 
Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt - BauO 
LSA - Bauordnung Sachsen-Anhalt vom 
20. Dezember 2005 (GVBl. LSA S. 769) zuletzt 
geändert durch § 38 Absatz 2 des Gesetzes vom 
10. Dezember 2010 (GVBl. LSA Nr. 27/2010 S. 569) 
 

§ 38 Aufzüge 

 (1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig  

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern,  

2.  innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken,  

3.  zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, und  

4.  in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2.  

Diese müssen sicher umkleidet sein.  

(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile  

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen,  

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
hochfeuerhemmend und  

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend  

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus 
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden.  

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 v.H. der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 m 
haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen muss 
so gewählt werden, dass der Rauchaustritt durch 
Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird.  

(4) Gebäude mit einer nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
ermittelten Höhe von mehr als 13 m müssen 
Aufzüge in ausreichender Zahl haben. Von diesen 
Aufzügen muss mindestens ein Aufzug 

Kinderwagen, Rollstühle, Krankentragen und Lasten 
aufnehmen können und Haltestellen in allen 
Geschossen haben. Dieser Aufzug muss von allen 
Wohnungen in dem Gebäude und von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar 
sein. § 49 Abs. 3 Satz 1 bis 5 gilt entsprechend. 
Haltestellen im obersten Geschoss, im Erdgeschoss 
und in den Kellergeschossen sind nicht erforderlich, 
wenn sie nur unter besonderen Schwierigkeiten 
hergestellt werden können.  

(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10m x 2,10m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von 
mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen müssen 
eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 
0,90 m haben. In einem Aufzug für Rollstühle und 
Krankentragen darf der für Rollstühle nicht 
erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche durch 
eine verschließbare Tür abgesperrt werden. Vor den 
Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein.  

 

§ 49 Barrierefreies Bauen 

1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad sowie die Küche oder die Kochnische mit 
dem Rollstuhl zugänglich sein. § 38 Abs. 4 bleibt 
unberührt.  

(2) Bauliche Anlagen die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Diese Anforderungen gelten insbesondere für  

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens,  

2. Sport- und Freizeitstätten,  

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens,  

4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,  

5. Verkaufsstätten und  

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen.  

(3) Bauliche Anlagen nach Absatz 2 müssen durch 
einen Eingang mit einer lichten Durchgangsbreite 
von mindestens 0,90 m stufenlos erreichbar sein. 
Vor Türen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Rampen dürfen 
nicht mehr als 6 v.H. geneigt sein; sie müssen 

http://cfbv/D0/D005000101000F00-2005-769-2010-569.html
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mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig einen 
festen und griffsicheren Handlaufhaben. Am Anfang 
und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, alle 6 m 
ein Zwischenpodest anzuordnen. Die Podeste 
müssen eine Länge von mindesten 1,50 m haben. 
Treppen müssen an beiden Seiten Handläufe 
erhalten, die über Treppenabsätze und 
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu 
führen sind. Die Treppen müssen Setzstufen haben. 
Flure müssen mindestens 1,50 m breit sein. Ein 
Toilettenraum muss auch für Nutzer oder 
Nutzerinnen von Rollstühlen geeignet und 
erreichbar sein; er ist zu kennzeichnen. § 38 Abs. 4 
gilt auch für Gebäude mit einer geringeren Höhe als 
nach § 38 Abs. 4 Satz  , soweit Geschosse mit 
Rollstühlen stufenlos erreichbar sein müssen.  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen des Einbaus eines 
sonst nicht erforderlichen Aufzugs, wegen 
ungünstiger vorhandener Bebauung oder im 
Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit 
Behinderungen oder alten Menschen nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden 
können.  

 

§ 50 Sonderbauten 

An Sonderbauten können im Einzelfall zur 
Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 Abs. 1 besondere Anforderungen gestellt 
werden. Erleichterungen können gestattet werden, 
soweit es der Einhaltung von Vorschriften wegen 
der besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen 
oder Räume oder wegen besonderer 
Anforderungen nicht bedarf. Die Anforderungen und 
Erleichterungen nach den Sätzen 1 und 2 können 
sich insbesondere erstrecken auf  

… 

9. die Anordnung und Herstellung von Aufzügen, 
Treppen, Treppenräumen, Fluren, Ausgängen und 
sonstigen Rettungswegen 

… 

 

 

Verwaltungsvorschrift vom 18.10.2002 zur 
Durchführung der Bauordnung Sachsen-Anhalt, 
veröffentlicht als Art. 1 des Gesetzes zur 
Vereinfachung des Baurechts in Sachsen-Anhalt 
(MBl. LSA Grundausgabe Nr. 49) 

 

57 Barrierefreies Bauen (§ 57) 

57.3 Zu Absatz 3 

Für die Anwendung der Vorschrift kommt es auf die 
beantragte Zweckbestimmung der Geschosse der 
baulichen Anlage an. 

Aufzüge, soweit nicht besonders gesteuert und 
baulich ausgebildet, sind im Brandfall kein 

Rettungsweg. Vor der Erteilung der 
Baugenehmigung ist die Frage der Rettung (§ 17 
Abs. 1) von behinderten Personen eindeutig zu 
klären. 

 

 

Verordnung über technische Anlagen und 
Einrichtungen nach Bauordnungsrecht 
(Technische Anlagenverordnung - TAnlVO) vom 
29. Mai 2006 (GVBl. LSA S. 337) geändert durch 
Artikel 3 der Verordnung vom 8. November 2006 
(GVBl. LSA S. 519) 

 

§ 4 Dampfkesselanlagen, Druckbehälteranlagen, 
Füllanlagen und Aufzugsanlagen 

(1) Für Dampfkesselanlagen, 
Druckbehälteranlagen, Füllanlagen sowie 
Aufzugsanlagen im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 Buchst. a, b und c und Nr. 2 sowie Satz 2 der 
Betriebssicherheitsverordnung vom 
27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 Abs. 42 des Gesetzes vom 
7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 2015), in der jeweils 
geltenden Fassung, die weder gewerblichen noch 
wirtschaftlichen Zwecken dienen oder durch die 
keine Beschäftigten gefährdet werden können, 
gelten die Abschnitte 1 und 3 und § 27 Abs. 2 bis 6 
mit Ausnahme von § 13 und § 15 Abs. 3 Satz 2 der 
Betriebssicherheitsverordnung sowie § 15 Abs. 2 
des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes vom 
6. Januar 2004 (BGBl. I S. 2), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 Abs. 33 des Gesetzes vom 
7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 2014), entsprechend. 
Eine sicherheitstechnische Bewertung der Anlagen 
zur Ermittlung der Prüffristen ist nicht erforderlich. 
Bei der Festlegung der Prüffristen sind die vom 
Hersteller in der Betriebsanleitung festgelegten 
Prüffristen und die Ergebnisse der Prüfung zu 
beachten, dabei dürfen die in der 
Betriebssicherheitsverordnung genannten 
Höchstfristen nicht überschritten werden.  

(2) Die Zuständigkeiten ergeben sich aus der 
Zuständigkeitsverordnung für das Recht der 
Gerätesicherheit und verwandte Rechtsgebiete vom 
25. Juni 2003 (GVBl. LSA S. 138), geändert durch 
Verordnung vom 29. Oktober 2004 
(GVBl. LSA S. 762).  
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Richtlinie über den Bau und Betrieb von 
Hochhäusern (HochhR);  VV BauO LSA (MBl. LSA 
Nr. 49 vom 28. September 1995, S. 1885), zuletzt 
geändert am 18.10.2002 (MBl. LSA, Grundausgabe 
49, S. 949) 

 

Nr. 10 Aufzüge 

10.1. Hochhäuser müssen mindestens zwei 
Aufzüge mit Haltestellen in jedem Geschoß haben; 
beide Aufzüge müssen von jeder Stelle des 
Geschosses erreichbar sein. Die Haltestellen dürfen 
nur über Flure oder Vorräume, in fensterlosen 
Geschossen, z.B. Kellergeschossen, 
Technikgeschossen, nur über Vorräume zugänglich 
sein. Mindestens einer der Aufzüge muß zur 
Aufnahme von Rollstühlen, Krankentragen und 
Lasten geeignet und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche und von allen Geschossen mit 
Aufenthaltsräumen stufenlos erreichbar sein. Bei 
den Zugängen zu den Aufzügen ist ein Schild 
anzubringen, das auf das Verbot der Benutzung im 
Brandfall hinweist. In den Vorräumen zu den 
Aufzügen muß durch Schilder auf die 
Geschoßnummer und auf die Treppen hingewiesen 
werden. Aufzüge, die der Personenbeförderung 
dienen, müssen bei Ausfall der öffentlichen Strom-
versorgung selbsttätig - wenigstens nacheinander - 
in das Eingangsgeschoß fahren 
(Evakuierungsschaltung). 

10.2. Hochhäuser, bei denen der Fußboden 
mindestens eines Aufenthaltsraumes mehr als 30 m 
über der Geländeoberfläche liegt, müssen 
mindestens einen Aufzug haben, der im Brandfall 
der Feuerwehr zur Verfügung steht 
(Feuerwehraufzug); dieser Aufzug kann auf die Zahl 
der erforderlichen Aufzüge angerechnet werden. 
Vom Feuerwehraufzug muß jeder Punkt eines 
Aufenthaltsraumes in höchstens 50 m Entfernung 
erreichbar sein. Weitere Feuerwehraufzüge können 
verlangt werden bei Hochhäusern, bei denen der 
Fußboden mindestens eines Aufenthaltsraumes 
mehr als 60 m über der Geländeoberfläche liegt; die 
Aufzüge sollen so liegen, daß die Entfernungen zu 
den Aufenthaltsräumen möglichst kurz sind. 

10.3. Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen 
Schacht anzuordnen; er muß in jedem Geschoß des 
Hochhauses eine Haltestelle haben, die durch einen 
Vorraum zugänglich ist. Die Umfassungswände der 
Schächte sowie die Wände der Vorräume sind 
entsprechend Nr. 3.1. auszuführen. 

10.4. Der Vorraum des Feuerwehraufzuges muß 
mindestens so groß sein, daß eine belegte 
Krankentrage mit einer Breite von 0,60 m und einer 
Transportlänge von 2,25 m ungehindert in den 
Aufzug eingebracht werden kann. Der Vorraum darf 
nur Öffnungen zu allgemein zugänglichen Fluren, 
Sicherheitsschleusen, Treppenräumen oder 
Naßräumen haben. Die Öffnungen zu den Fluren 
müssen selbstschließende Türen mindestens der 
Feuerwiderstandsklasse T 30 erhalten. Der 

Vorraum muß Fenster oder Einrichtungen haben, 
durch die er im Brandfall ausreichend rauchfrei 
gehalten werden kann. 

Vor dem Vorraum ist flurseitig ein Wandhydrant 
anzubringen. Ein Vorraum ist nicht erforderlich, 
wenn der Zugang zum Feuerwehraufzug über einen 
offenen Gang im Sinne der Nr. 8.1. führt. 

10.5. Das Triebwerk für den Feuerwehraufzug muß 
in einem eigenen Triebwerksraum liegen. Wände 
und Decken des Triebwerkraumes sind 
entsprechend Nr. 3.1. und  Nr. 4 auszuführen. 

10.6. Die elektrischen Schalteinrichtungen sowie die 
Leitungen und Kabel für die Stark- und 
Schwachstromversorgung des Feuerwehraufzuges 
sind von Leitungen und Kabeln der allgemeinen 
Stromversorgung ab Hauptverteiler getrennt zu 
verlegen und von anderen Anlagen baulich zu 
trennen. Die Kabel und Leitungen des Feu-
erwehraufzuges müssen, wenn sie außerhalb des 
Fahrschachtes verlegt werden, so beschaffen oder 
so geschützt sein, daß sie bei einem Brand ihre 
Funktionsfähigkeit für mindestens 90 min. behalten. 

10.7. Im Eingangsgeschoß sind Hinweisschilder 
anzubringen, die das sofortige Auffinden des 
Feuerwehraufzuges erleichtern. 

 

Nr. 11 Sicherheitsstromversorgungsanlage 

11.1. Hochhäuser müssen eine 
Ersatzstromversorgungsanlage haben, die sich bei 
Ausfall der allgemeinen Stromversorgung selbsttätig 
innerhalb von 15 s einschaltet. An die Anlage 
müssen alle elektrisch betätigten, notwendigen 
Sicherheitsanlagen und -einrichtungen 
angeschlossen sein. Anlagen und Einrichtungen 
dieser Art sind insbesondere 

... 

b) Feuerwehraufzüge 

c) Aufzüge, die der Personenbeförderung dienen 

... 

11.2. Für das Stromerzeugungsaggregat der 
Ersatzstromversorgungsanlage ist ständig ein 
Kraftstoffvorrat für eine Betriebszeit von mindestens 
drei Stunden bei Nennlast bereitzuhalten. Batterien 
müssen für einen mindestens einstündigen Betrieb 
aller angeschlossenen Leuchten bemessen sein. 

11.3. Anlagen, die eine unterbrechungslose 
Stromversorgung erfordern, wie Gefahrenmelde- 
und Warnanlagen, müssen durch geeignete 
Maßnahmen gesichert sein. 

11.4. Die an die Ersatzstromquellen 
angeschlossenen eigenen Leitungsnetze für die 
Stromversorgung müssen mindestens bis zur 
geschoßweisen Unterverteilung so beschaffen oder 
geschützt sein, daß sie bei einem Brand ihre 
Funktionsfähigkeit für mindestens 90 min. behalten. 
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Richtlinien über den Bau und Betrieb von 
Gaststätten (Gaststättenbaurichtlinie) vom 28. 
September 1995 (MBl. LSA. 49/1995 S. 1931), 
zuletzt geändert am 18.10.2002 (MBl. LSA, 
Grundausgabe 49, S. 978 

 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb 

1. von Schank- oder Speisewirtschaften in 
Gebäuden sowie mit Gastplätzen im Freien und 

2. von Beherbergungsbetrieben mit mehr als 8 
Gastbetten. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht 
für Straußwirtschaften, Berghütten, Baracken auf 
Baustellen, für Fliegende Bauten sowie für 
vorübergehend eingerichtete Schank- und 
Speisewirtschaften und Beherbergungsbetriebe. 

 

§ 18 Personenaufzüge 

(1) Neben den Türen von Personenaufzügen ist ein 
Schild anzubringen mit der Aufschrift "Aufzug im 
Brandfall nicht benutzen". 

(2) Beherbergungsbetriebe in Gebäuden oder 
Gebäudeteilen, bei denen der Fußboden 
mindestens eines Beherbergungsraumes mehr als 
22 m über der festgelegten Geländeoberfläche liegt, 
müssen mindestens einen Feuerwehraufzug haben. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Beherbergungsstätten (Beherbergungsstätten-
verordnung - BStättVO) vom 20. Mai 2008 (GVBl. 
Nr. 9/2008 S. 160)  

 

§ 9 Alarmierungseinrichtungen, 
Brandmeldeanlagen, Brandfallsteuerung von 
Aufzügen  

… 

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 
Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen.  

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Versammlungsstätten (Versammlungsstätten-
verordnung - VStättVO) vom 20. Mai 2008 (GVBl. 
Nr. 9/2008 S. 163)  

 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge  

… 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1.000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der 
Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar 
anfahren und dort mit geöffneten Türen außer 
Betrieb gehen.  

 

 

Richtlinie über den Bau und Betrieb von 
Krankenhäusern (Krankenhausbaurichtlinie) - 
KrBauR - (Gemeinsamer Einführungserlaß zur 
Bauordnung vom 22. Oktober 1990 (BAnz. 1991 Nr. 
14 a, S. 3)) auf der Grundlage der Muster-
Krankenhausverordnung, zuletzt geändert am 
18.10.2002 (MBl. LSA, Grundausgabe 49, S. 989) 

 

§ 19 Ersatzstromversorgung 

(1) Zur Aufrechterhaltung des 
Krankenhausbetriebes bei Ausfall der allgemeinen 
Stromversorgung müssen die folgenden 
Einrichtungen (Verbraucher) über eine sich 
selbsttätig innerhalb von 15 Sekunden 
einschaltende Ersatzstromversorgung für eine 
Dauer von mindestens 24 Stunden weiterbetrieben 
werden können: 

... 

6. die haustechnischen Anlagen, insbesondere 
die Heizungs-, Lüftungs- und Aufzugsanlagen sowie 
die Ruf- und Suchanlagen, soweit diese Anlagen 
ganz oder zum Teil weiterbetrieben werden müs-
sen, 

... 

§ 24 Aufzüge, Transportanlagen und Abwurf-
schächte 

(1) In Gebäuden, in denen Pflege-, Untersuchungs- 
oder Behandlungsbereiche in Obergeschossen 
untergebracht sind, müssen Aufzüge, die für den 
Transport von Betten geeignet sind 
(Bettenaufzüge), in ausreichender Zahl, mindestens 
jedoch zwei, vorhanden sein; Ausnahmen können 
gestattet werden, wenn wegen der Zweckbe-
stimmung und Größe der Gebäude Bedenken nicht 
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bestehen. Personen- und Lastenaufzüge können 
verlangt werden. 

(2) In Hochhäusern muß mindestens einer der 
Bettenaufzüge als Feuerwehraufzug hergestellt 
sein. 

(3) Fahrkörbe von Bettenaufzügen und 
Feuerwehraufzügen sind so zu bemessen, daß 
mindestens Platz für ein Bett und zwei 
Begleitpersonen vorhanden ist; sie müssen jedoch 
eine nutzbare Grundfläche von mindestens 1,80 m x 
2,50 m haben. Die Innenflächen der Fahrkörbe 
müssen glatt, waschfest- und desinfizierbar sein; 
der Boden ist rutschsicher herzustellen. An den 
Innenwänden der Fahrkörbe sind 
Haltevorrichtungen anzubringen. 

(4) Aufzüge müssen Schächte in feuerbeständiger 
Bauart haben. 

 

 

Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern über Garagen 
und Stellplätze (Sächsische Garagen- und 
Stellplatzverordnung - SächsGarStellpIVO) vom 
13. Juli 2011 (SächsGVBl. Nr.: 8/2011 S. 312) 

 

§ 13 Verbindungen zu Garagen und zwischen 
Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugsvorräume, die 
nicht nur den Benutzern der Garagen dienen, dürfen 
mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur 
durch Räume mit feuerbeständigen Wänden und 
Decken sowie feuerhemmenden, rauchdichten und 
selbstschließenden Türen, die in Fluchtrichtung 
aufschlagen (Sicherheitsschleusen) verbunden sein. 
Zwischen Sicherheitsschleusen und Fluren oder 
Treppenräumen genügen selbst- und 
dichtschließende Türen. Abweichend davon darf die 
Sicherheitsschleuse direkt mit einem Aufzug 
verbunden sein, wenn der Aufzug in einem eigenen, 
feuerbeständigen Schacht liegt oder direkt ins Freie 
führt. Mit anderen Garagen dürfen die in Satz 1 
genannten Räumlichkeiten unmittelbar nur durch 
Öffnungen mit mindestens feuerhemmenden und 
selbstschließenden Türen verbunden sein. 

… 

... 
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Schleswig-Holstein 
 
 
 

Landesbauordnung für das Land Schleswig-
Holstein - LBO - vom 22. Januar 2009 (GVBl. Nr. 
2/2006 S. 6) zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 17. Januar 2011 (GVBl. Nr.: 1/2011 
S. 3) 
 
 
§ 2 Begriffe 

(3) Gebäude werden in folgende Gebäudeklassen 
eingeteilt, wobei sich die maßgebliche Höhe nach 
Satz 2 bestimmt:  

1. Gebäudeklasse 1:  

a) freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m 
und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von 
insgesamt nicht mehr als 400 m2 und  

b) freistehende fand- oder forstwirtschaftlich 
genutzte Gebäude, 

2. Gebäudeklasse 2: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und nicht mehr 
als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht 
mehr als 400 m2,  

3. Gebäudeklasse 3: 

sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m,  

4. Gebäudeklasse 4: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und 
Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400 
m2,  

5. Gebäudeklasse 5: 

 

§ 40 Aufzüge 
(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig  

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern,  

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken,  

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen,  

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2;  

sie müssen sicher umkleidet sein.  

(2) Die Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile  

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen,  

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
hochfeuerhemmend,  

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend  

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus 
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden.  

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 % der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 0,10 
m2 haben. Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen 
muss so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird.  

(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen mit 
Aufenthaltsräumen und erforderlichen 
Nebenräumen haben. Dieser Aufzug muss von allen 
Geschossen mit Aufenthaltsräumen und 
erforderlichen Nebenräumen im Gebäude und von 
der öffentlichen Verkehrsfläche aus stufenlos 
erreichbar sein. § 52 Abs. 3 und 4 Satz 1 bis 5 gilt 
entsprechend.  

(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von 
mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen müssen 
eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,90 
m haben. In einem Aufzug für Rollstühle und 
Krankentragen darf der für Rollstühle nicht 
erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche durch 
eine verschließbare Tür abgesperrt werden. Vor den 
Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein.  

 

§ 52 Barrierefreies Bauen  

http://cfbv/D0/D005000101001000-2009-6-2011-3.html
http://cfbv/D0/D005000101001000-2009-6-2011-3.html
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(1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar sein. In diesen Wohnungen 
müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, 
ein Bad sowie die Küche oder die Kochnische mit 
dem Rollstuhl zugänglich sein. § 40 Abs. 4 bleibt 
unberührt.  

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Diese Anforderungen gelten insbesondere für  

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens,  

2. Sport- und Freizeitstätten,  

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens,  

4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,  

5. Verkaufs- und Gaststätten,  

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen.  

(3) Für  

1. Wohnheime, Tagesstätten, Werkstätten und 
Heime für Menschen mit Behinderungen,  

2. Altenheime, Altenwohnheime, Altenpflegeheime 
und Altenbegegnungsstätten"  

3. Kindertagesstätten und Kinderheime  

gilt Absatz 2 für die gesamte Anlage und die 
gesamten Einrichtungen.  

(4) Bauliche Anlagen nach den Absätzen 2 und 3 
müssen durch einen Eingang mit einer lichten 
Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m stufenlos 
erreichbar sein. Vor Türen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. Rampen dürfen 
nicht mehr als 6 % geneigt sein; sie müssen 
mindestens 1,20 m breit sein und beidseitig einen 
festen und griffsicheren Handlauf haben. Am 
Anfang und am Ende jeder Rampe ist ein Podest, 
alle 6 m ein Zwischenpodest anzuordnen. Die 
Podeste müssen eine Länge von mindestens 1,50 
m haben. Treppen müssen an beiden Seiten 
Handläufe erhalten, die über Treppenabsätze und 
Fensteröffnungen sowie über die letzten Stufen zu 
führen sind. Die Treppen müssen Setzstufen haben. 
Flure müssen mindestens 1,50 m breit sein. Ein 
Toilettenraum muss auch für Benutzerinnen und 
Benutzer von Rollstühlen geeignet und erreichbar 
sein; er ist zu kennzeichnen. § 40 Abs. 4 gilt auch 
für Gebäude mit einer geringeren Höhe als nach § 
40 Abs. 4 Satz 1, soweit Geschosse mit Rollstühlen 
stufenlos erreichbar sein müssen.  

(5) Abweichungen von den Absätzen 1 und 4 
können gestattet werden, soweit wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, ungünstiger vorhandener 
Bebauung oder der Sicherheit behinderter oder alter 
Menschen die Anforderungen nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden 
können 
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Richtlinien über die bauaufsichtliche 
Behandlung von Hochhäusern (Hochhaus-
Richtlinien - HHR) Gl.-Nr.: 2130.53 (Amtsbl. Schl.-
H. 1983 S. 317) zuletzt geändert am 12.5.2003 
(Amtsbl. S. 332) 

 

4. Technische Einrichtungen 

4.1 Aufzüge 

Hochhäuser müssen mindestens zwei Aufzüge mit 
Haltestellen in jedem Vollgeschoß haben; beide 
Aufzüge müssen von jeder Stelle des Geschosses 
erreichbar sein. Die Haltestellen dürfen nur über 
Flure oder Vorräume zugänglich sein. 

Aufzüge dürfen in Kellergeschossen nur über einen 
Vorraum mit feuerbeständigen Wänden und Decken 
und mindestens feuerhemmenden Türen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen zugänglich sein. 
Mindestens einer der Aufzüge muß zur Aufnahme 
von Lasten, Krankentragen und Rollstühlen 
geeignet und von der öffentlichen Verkehrsfläche 
sowie von allen Geschossen mit Aufenthaltsräumen 
stufenlos erreichbar sein. Für den Anschluß an eine 
Ersatzstromversorgungsanlage gilt Textziffer 4.4. 
Bei den Zugängen zu den Aufzügen ist ein Schild 
anzubringen, das ein Verbot über die Benutzung im 
Brandfall enthält. In den Vorräumen zu den 
Aufzügen muß durch Schilder auf die 
Geschoßnummer und auf die Lage der Treppen 
hingewiesen werden. 

4.2 Feuerwehraufzüge 

4.2.1 Anzahl, Lage 

Hochhäuser, bei denen der Fußboden mindestens 
eines Aufenthaltsraumes mehr als 30 m über der 
festgelegten Geländeoberfläche liegt, müssen 
mindestens einen Aufzug haben, der im Brandfall 
der Feuerwehr zur Verfügung steht 
(Feuerwehraufzug); dieser Aufzug kann auf die 
Anzahl der Aufzüge nach Textziffer 4.1 Satz 1 
angerechnet werden. Vom Feuerwehraufzug muß 
jeder Punkt eines Aufenthaltsraumes in höchstens 
50 m Entfernung erreichbar sein. Weitere 
Feuerwehraufzüge können verlangt werden bei 
Hochhäusern, bei denen der Fußboden mindestens 
eines Aufenthaltsraumes mehr als 100 m über der 
festgelegten Geländeoberfläche liegt, oder bei 
denen nach der Art ihrer Nutzung im Brandfall mit 
höheren Gefahren zu rechnen ist. Die Aufzüge 
sollen so liegen, daß die Entfernungen zu den 
Aufenthaltsräumen möglichst kurz sind. 

4.2.2 Schächte und Vorräume 

Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen 
feuerbeständigen Fahrschacht aus nichtbrennbaren 
Baustoffen anzuordnen. Er muß in jedem Geschoß 
des Hochhauses eine Haltestelle haben, die durch 
einen Vorraum mit feuerbeständigen Wänden 
zugänglich ist. Der Vorraum muß mindestens so 
groß sein, daß eine belegte Krankentrage mit einer 
Breite von 60 cm und einer Transportlänge von 2,26 
m ungehindert in den Aufzug eingebracht werden 
kann. Der Vorraum darf nur Verbindung zu 

allgemein zugänglichen Fluren, 
Sicherheitsschleusen, Treppenräumen, Naßräumen 
oder anderen Aufzügen haben. Die Türen zu den 
Fluren müssen selbstschließend und mindestens 
feuerhemmend sein; sind andere Öffnungen in 
diesen Fluren weiter als 2,50 m entfernt, so 
genügen rauchdichte und selbstschließende Türen 
aus nichtbrennbaren Baustoffen. Verglasungen in 
den Türen sind nur mit Drahtglas von mindestens 7 
mm Dicke mit kreuzweise verschweißten Drähten 
oder in gleichwertiger Ausführung zulässig. Der 
Vorraum muß Fenster oder Einrichtungen haben, 
durch die er im Brandfall ausreichend rauchfrei 
gehalten werden kann. Textziffer 3,6.3.2 gilt 
sinngemäß. Im Vorraum ist ein Wandhydrant nach 
Textziffer 4.9.1 anzubringen. Ein Vorraum ist nicht 
erforderlich, wenn der Zugang zum 
Feuerwehraufzug über einen offenen Gang führt, 
der den Anforderungen an einen offenen Gang vor 
einem Sicherheitstreppenraum nach Textziffer 
3.6.5.1 entspricht. 

4.2.3 Triebwerksraum 

Das Triebwerk für den Feuerwehraufzug muß in 
einem eigenen Triebwerksraum liegen. Dieser muß 
feuerbeständige Wände und Decken haben; Türen 
müssen selbstschließend und mindestens 
feuerhemmend sein. Der Fahrschacht und der 
Triebwerksraum müssen voneinander und von 
anderen Fahrschächten und Triebwerksräumen 
getrennt unmittelbar oder über Schächte ins Freie 
ständig entlüftet werden. 

4.2.4 Schalteinrichtungen und Leitungen 

Die elektrischen Schalteinrichtungen und die 
Leitungen und Kabel für die Stark- und 
Schwachstromversorgung des Feuerwehraufzugs 
sind vom Hauptverteiler ab von entsprechenden 
anderen Anlagen baulich zu trennen. Die 
Kabelleitungen des Feuerwehraufzugs sind, wenn 
sie außerhalb des Fahrschachts verlegt werden, 
durch feuerbeständige Bauteile gegen 
Brandeinwirkung zu schützen. 

Der Feuerwehraufzug muß an eine 
Ersatzstromversorgungsanlage (Tz. 4.4) 
angeschlossen sein. 

4.2.5 Kennzeichnung 

Der Feuerwehraufzug ist in allen Geschossen mit 
einem Schild nach der Norm DIN 4066 Teil 2 Form 
D 1 mit der Aufschrift "Feuerwehraufzug" zu 
kennzeichnen. Im Eingangsgeschoß sind 
Hinweisschilder anzubringen, die das sofortige 
Auffinden des Feuerwehraufzugs erleichtern. 

4.4 Ersatzstromversorgungsanlage 

Hochhäuser müssen eine vom öffentlichen 
Versorgungsnetz unabhängige 
Ersatzstromversorgungsanlage mit einem bei 
Ausfall des Netzstromes sich selbsttätig innerhalb 
von höchstens 15 Sekunden einschaltenden 
Stromerzeugungsaggregat haben. An die Anlage 
sind alle elektrisch betätigten notwendigen Anlagen 
anzuschließen, die der Sicherheit dienen und für die 
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eine Unterbrechung der Stromversorgung bis zu 15 
Sekunden zulässig ist. Anlagen dieser Art sind z.B. 

... 

2.   Feuerwehraufzüge,  

... 

8.  Lüftungsanlagen von Sicherheitstreppenräumen, 
Sicherheitsschleusen, innenliegende 
Treppenräume, Fahrschächte und Triebwerksräume 
von Feuerwehraufzügen  

... 

Sind nur Anlagen nach den Nummern 4 bis 7 
vorhanden, so kann anstelle des 
Stromerzeugungsaggregates eine Batterie 
vorgesehen werden. Sind Anlagen vorhanden, die 
eine unterbrechungslose Stromversorgung 
erfordern, wie z.B. nach dem Ruhestromprinzip 
gehaltene Rauchabzugsklappen, muß eine 
unterbrechungslose Stromversorgung durch 
geeignete Maßnahmen gesichert sein. Die 
elektrischen Betriebsmittel der 
Ersatzstromversorgungsanlage müssen von den 
Betriebsmitteln der allgemeinen Stromversorgung 
getrennt sein; sie müssen feuerbeständig geschätzt 
sein. Sie brauchen nur feuerhemmend geschätzt zu 
sein, wenn wegen der Gebäudekonstruktion, der 
örtlichen Verhältnisse oder der Durchführung der 
Brandbekämpfung Bedenken nicht bestehen; das 
gilt nicht für Stromkreise der 
Ersatzstrombeleuchtung, sofern diese Stromkreise 
einzeln verlegt sind. 

Die Ersatzstromversorgung muß VDE 0108 
entsprechen. Für die Ausführung der Betriebsräume 
der elektrischen Anlagen gilt die Verordnung über 
den Bau von Betriebsräumen für elektrische 
Anlagen (EltBauVO) vom 11. Dezember 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 492). 
 

 

Landesverordnung über den Bau und Betrieb 
von Garargen (Garagenverordnung - GarVO - ) 
vom 30. November 2009 (GVOBl Nr. 21/2009 S. 
873) 

 

§ 13 Verbindungen zu Garagen oder zwischen 
Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzüge, die nicht nur 
den Benutzerinnen oder Benutzern der Garagen 
dienen, dürfen verbunden sein mit 

1. Mittel- und Großgaragen nur durch Räume mit 
feuerbeständigen Wänden und Decken sowie 
feuerhemmenden, rauchdichten und 
selbstschließenden Türen, die in Fluchtrichtung 
aufschlagen (Sicherheitsschleusen); zwischen 
Sicherheitsschleusen und Fluren oder 
Treppenräumen genügen selbst- und 
dichtschließende Türen; abweichend davon darf die 
Sicherheitsschleuse direkt mit einem Aufzug 
verbunden sein, wenn der Aufzug in einem eigenen, 

feuerbeständigen Schacht liegt oder direkt ins Freie 
führt, 

... 

 

Landesverordnung über den Bau und Betrieb 
von Verkaufsstätten 
(Verkaufsstättenverordnung) vom 04. Dezember 
1997 (GVOBl. Schl.-H. S. 3), zuletzt geändert am 
22. November 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 601) 

 

§ 21 Sicherheitsstromversorgungsanlagen 

Verkaufsstätten müssen 
Sicherheitsstromversorgungsanlagen haben, die bei 
Ausfall der allgemeinen Stromversorgung den 
Betrieb der sicherheitstechnischen Anlagen und 
Einrichtungen gewährleisten, insbesondere der 

.... 

8. Feuerwehraufzüge. 

 

§ 28 Zusätzliche Bauvorlagen 

Die Bauvorlagen müssen zusätzliche Angaben 
enthalten über 

... 

10.  Feuerwehraufzüge, 

 

 

Landesverordnung über den Bau und Betrieb 
von Versammlungsstätten (Versammlungs-
stättenverordnung) vom 05. Juli 2004, geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. September 
2009 (GVOBl. Nr. 16/2009 S. 628) 

 

§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
den Bau und Betrieb von 
1. Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 
Besucher fassen. Sie gelten auch für 
Versammlungsstätten mit mehreren 
Versammlungsräumen, die insgesamt mehr als 200 
Besucher fassen, wenn diese Versammlungsräume 
gemeinsame Rettungswege haben;  

... 

3. Sportstadien, die mehr als 5000 Besucher 
fassen. 

 

§ 2  Begriffe 

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen 
oder Teile baulicher Anlagen, die für die 
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei 
Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, 
wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, 
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künstlerischer, politischer, sportlicher oder 
unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- 
und Speisewirtschaften 

... 

§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 
Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(4) In Versammlungsstätten mit 
Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 
1000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer 
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. 
Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die 
Aufzüge das Erdgeschoss oder das diesem 
nächstgelegene, nicht von der Brandmeldeanlage 
betroffene Geschoss unmittelbar anfahren und dort 
mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen 
durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme 
gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der 
Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch 
zur Leitstelle der Feuerwehr weitergeleitet werden. 

 

 

 

Landesverordnung über den Bau und Betrieb 
von Beherbergungsstätten 
Beherbergungsstättenverordnung – BeVO - vom 
14. Oktober 2009 (GVOBl. Nr. 18/2009 S. 725) 

 

§ 9 Alarmierungseinrichtungen, Brandmelde-
anlagen, Brandfallsteuerung von Aufzügen 

(1) Beherbergungsstätten müssen 
Alarmierungseinrichtungen haben, durch die im 
Gefahrenfall die Betriebsangehörigen und Gäste 
gewarnt werden können. Bei Beherbergungsstätten 
mit mehr als 60 Gastbetten müssen sich die 
Alarmierungseinrichtungen bei Auftreten von Rauch 
in den notwendigen Fluren selbsttätig auslösen.  

(2) Beherbergungsstätten mit mehr als 60 
Gastbetten müssen Brandmeldeanlagen mit 
nichtautomatischen Brandmeldern 
(Handfeuermelder) und mit automatischen 
Brandmeldern, die auf die Kenngröße Rauch in den 
notwendigen Fluren ansprechen, haben. Die 
automatischen Brandmeldeanlagen müssen in einer 
Betriebsart ausgeführt werden, bei der mit 
technischen Maßnahmen Falschalarme vermieden 
werden. Brandmeldungen sind unmittelbar und 
automatisch zur zuständigen 
Feuerwehralarmierungsstelle zu übertragen. Die 
nichtautomatischen Brandmelder 
(Handfeuermelder) sind in den notwendigen Fluren 
in ausreichender Zahl und an gut sichtbarer Stelle 
anzubringen.  

(3) Aufzüge von Beherbergungsstätten mit mehr als 
60 Gastbetten sind mit einer Brandfallsteuerung 
auszustatten, die durch die automatische 

Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die 
Brandfallsteuerung hat sicherzustellen, dass die 
Aufzüge das nicht vom Rauch betroffene 
Eingangsgeschoss mit den notwendigen 
Ausgängen ins Freie, ansonsten das in 
Fahrtrichtung davor liegende Geschoss anfahren 
und dort mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen.  
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Thüringen 
 
 
 

Thüringer Bauordnung (ThürBO) in der Fassung 
vom 16. März 2004 (GVBl. S. 349) zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2011 
(GVBl. Nr.: 5/2011 S. 85) 
 
 
 
§ 2  Begriffe 

(3) Gebäude werden in folgende Gebäudeklassen 
eingeteilt: 

1....Gebäudeklasse 1: 

a) freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 
m und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von 
insgesamt nicht mehr als 400 m² und 

b) freistehende Gebäude, die einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Abs. 
1 Nr. 1 und 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, 
1998 I S.137) in der jeweils geltenden Fassung in 
Verbindung mit § 201 BauGB dienen, 

2. Gebäudeklasse 2: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und nicht mehr 
als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht 
mehr als 400 m², 

3. Gebäudeklasse 3: 

sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m, 

4. Gebäudeklasse 4: 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und 
Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 
400 m², 

5. Gebäudeklasse 5: 

sonstige Gebäude einschließlich unterirdischer 
Gebäude. 

Höhe im Sinne des Satzes 1 ist das Maß der 
Fußbodenoberkante des höchstgelegenen 
Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich 
ist, an den zum Anleitern bestimmten Stellen über 
der Geländeoberfläche. Die Grundflächen der 
Nutzungseinheiten im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Brutto-Grundflächen; bei der Berechnung der 
Brutto-Grundflächen nach Satz 1 bleiben Flächen in 
Kellergeschossen außer Betracht. 

(4) Sonderbauten sind Anlagen und Räume 
besonderer Art oder Nutzung, die einen der 
nachfolgenden Tatbestände erfüllen: 

1. Hochhäuser (Gebäude mit einer Höhe nach 
Absatz 3 Satz 2 von mehr als 22 m), 

2. bauliche Anlagen mit einer Höhe von mehr als 
30 m, 

3. Gebäude mit mehr als 1 600 m² Grundfläche 
des Geschosses mit der größten Ausdehnung, 
ausgenommen Wohngebäude, 

4. Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und 
Ladenstraßen eine Grundfläche von insgesamt 
mehr als 800 m² haben, 

5. Gebäude mit Räumen, die einer Büro- oder 
Verwaltungsnutzung dienen und einzeln eine 
Grundfläche von mehr als 400 m² haben, 

6. Gebäude mit Räumen, die einzeln für die 
Nutzung durch mehr als 100 Personen bestimmt 
sind, 

7. Versammlungsstätten 

a) mit Versammlungsräumen, die insgesamt 
mehr als 200 Besucher fassen, wenn diese 
Versammlungsräume gemeinsame Rettungswege 
haben, 

b) im Freien mit Szenenflächen und 
Freisportanlagen, deren Besucherbereich jeweils 
mehr als 1 000 Besucher fasst und ganz oder 
teilweise aus baulichen Anlagen besteht, 

8. Schank- und Speisegaststätten mit mehr als 
40 Gastplätzen, Beherbergungsstätten mit mehr als 
zwölf Betten und Spielhallen mit mehr als 150 m² 
Grundfläche, 

9. Krankenhäuser, Heime und sonstige 
Einrichtungen zur Unterbringung oder Pflege von 
Personen, 

10. Tageseinrichtungen für Kinder, behinderte und 
alte Menschen, 

11. Schulen, Hochschulen und ähnliche 
Einrichtungen, 

12. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen 
für den Maßregelvollzug, 

... 

17. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch 
Umgang oder Lagerung von Stoffen mit Explosions- 
oder erhöhter Brandgefahr verbunden ist, 

18. Anlagen und Räume, die in den Nummern 1 
bis 17 nicht aufgeführt und deren Art oder Nutzung 
mit vergleichbaren Gefahren verbunden sind. 

 

http://cfbv/D0/D005000101001100-2004-349-2011-85.html
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§ 37 Aufzüge 

(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen 
eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse 
ausreichend lang zu verhindern. In einem 
Fahrschacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zulässig. 

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, 
ausgenommen in Hochhäusern,  

2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 
überbrücken,  

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, 

4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; 

sie müssen sicher umkleidet sein. 

(2) Fahrschachtwände müssen als 
raumabschließende Bauteile 

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, 

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
hochfeuerhemmend,  

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
feuerhemmend  

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen 
müssen schachtseitig eine Bekleidung aus 
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke 
haben. Fahrschachttüren und andere Öffnungen in 
Fahrschachtwänden mit erforderlicher 
Feuerwiderstandsfähigkeit sind so herzustellen, 
dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden. 
(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 2,5 vom Hundert der 
Fahrschachtgrundfläche, mindestens jedoch 
0,10 m² haben. Die Lage der 
Rauchaustrittsöffnungen muss so gewählt werden, 
dass der Rauchaustritt durch Windeinfluss nicht 
beeinträchtigt wird. 
(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
von mehr als 13 m müssen Aufzüge in 
ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzügen 
muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, 
Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschossen 
haben. Dieser Aufzug muss von allen Wohnungen 
in dem Gebäude und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar sein. § 53 
Abs. 3 Satze 1 bis 5 gilt entsprechend. Haltestellen 
im obersten Geschoss, im Erdgeschoss und in den 
Kellergeschossen sind nicht erforderlich, wenn sie 
nur unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt 
werden können. 
(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage 
müssen eine nutzbare Grundfläche von mindestens 
1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhles 
von mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Türen 
müssen eine lichte Durchgangsbreite von 

mindestens 0,90 m haben. In einem Aufzug für 
Rollstühle und Krankentragen darf der für Rollstühle 
nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche 
durch eine verschließbare Tür abgesperrt werden. 
Vor den Aufzügen muss eine ausreichende 
Bewegungsfläche vorhanden sein. 

 

§ 52  Sonderbauten 
An Sonderbauten können im Einzelfall zur 
Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen 
nach § 3 Abs. 1 besondere Anforderungen gestellt 
werden. Erleichterungen können gestattet werden, 
soweit es der Einhaltung von Bestimmungen wegen 
der besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen 
oder Räume oder wegen besonderer 
Anforderungen nicht bedarf. Die Anforderungen und 
Erleichterungen nach den Sätzen 1 und 2 können 
sich insbesondere erstrecken auf: 
... 
9. die Anordnung und Herstellung von Aufzügen, 

Treppen, Treppenräumen, Fluren, Ausgängen 
und sonstigen Rettungswegen, 

... 

§ 53  Barrierefreies Bauen 

(1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
müssen die Wohnungen mindestens eines 
Geschosses barrierefrei erreichbar sein. In diesen 
Wohnungen müssen die Wohn- und Schlafräume, 
eine Toilette, ein Bad sowie die Küche oder 
Kochnische mit dem Rollstuhl zugänglich sein. § 37 
Abs. 4 bleibt unberührt. 

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. 
Diese Anforderungen gelten insbesondere für 

1. Einrichtungen der Kultur und des 
Bildungswesens, 

2. Sport- und Freizeitstätten, 

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 

4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 

5. Verkaufsstätten, 

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

... 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit die 
Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse, wegen des Einbaus eines 
sonst nicht erforderlichen Aufzugs, wegen 
ungünstiger vorhandener Bebauung oder im 
Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit 
Behinderungen oder alten Menschen nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden 
können. 
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Bekanntmachung des Ministeriums für Bau und 
Verkehr zum Vollzug der Thüringer Bauordnung 
(VollzBekThürBO) vom 13. Juli 2004 

 

37 Aufzüge (§ 37) 

Der Regelungsbereich beschränkt sich auf den 
baulichen Teil von Aufzügen im Inneren von 
Gebäuden. Außen liegende Aufzüge gehören nicht 
zum Regelungsbereich. Anforderungen an den 
maschinentechnischen Teil sind in der ThürBO nicht 
geregelt. Es gilt die Aufzugsverordnung 
(12.GPSGV). 

Die Thüringer Verordnung über die erweiterte 
Anwendung der Dampfkesselverordnung, der 
Druckbehälterverordnung und der 
Aufzugsverordnung regelt in § 3 die Anwendung der 
Aufzugsverordnung auch für Anlagen, die weder 
gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken 
dienen. 

Schutzziel: ausreichend lange Verhinderung einer 
Brandausbreitung in andere Geschosse 

 

Aufzüge GK 3 GK 4 GK 5 

Fahrschachtwände 
als Raumabschluss 

F 30 

(1) 

F 60-
BA 

(1) 

F 90-A 

 

Fahrschachttüren ausreichend lange 
Verhinderung einer 
Brandausbreitung in 
andere Geschosse 

(1) ggf. schachtseitige Bekleidung aus A-
Baustoffen  

 

53 Barrierefreies Bauen (§ 53) 

Die bundesrechtlichen Vorschriften des 
Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) vom 
27.04.2002 (BGBl. I S. 1468) bleiben unberührt. 

53.1 Die Verpflichtung zur barrierefreien 
Erreichbarkeit der Wohnungen eines Geschosses 
gilt nur bei Neubaumaßnahmen und baulichen 
Änderungen sowie Nutzungsänderungen. 
Bestehende bauliche Anlagen bleiben 
bestandsgeschützt. Die barrierefreie Erreichbarkeit 
muss von der Straße sowie vom PKW-Stellplatz aus 
gegeben sein. 

53.2 Zu den Menschen mit Behinderungen gehören 
auch Menschen mit Sinnesbehinderungen, denen in 
gleicher Weise wie anderen Menschen die Nutzung 
einer öffentlich zugänglichen Anlage ermöglicht 
werden muss. Dafür können z. B. besondere 
Farbgestaltungen oder Leiteinrichtungen 
erforderlich sein. 

„Öffentlich zugänglich“ sind bauliche Anlagen, die 
nach ihrer Zweckbestimmung grundsätzlich von 
jedermann betreten und genutzt werden können. 
Dabei kommt es nicht darauf an, ob die angebotene 

Dienstleistung öffentlicher oder privater Natur ist 
oder ob sie unentgeltlich oder gegen Entgelt 
erbracht wird.  

Die barrierefreie Erreichbarkeit und 
zweckentsprechende Nutzung muss nur in den dem 
allgemeinen Besucherverkehr dienenden Teilen 
gewährleistet sein. Bereiche, die in der baulichen 
Anlage Beschäftigten vorbehalten sind, sind von der 
Verpflichtung ausgenommen. Anforderungen an 
eine barrierefreie Ausgestaltung dieser Bereiche 
können sich aus Sonderbauverordnungen ergeben 
oder im Einzelfall auf Grund des § 52 gestellt 
werden. 

53.3 Die genannten Grundanforderungen des 
barrierefreien Bauens werden durch die als 
technische Baubestimmungen eingeführten DIN-
Normen DIN 18024 und DIN 18025 ergänzt. 

53.4 Die Regelung wird vorrangig auf bestehende 
Gebäude anzuwenden sein. Unverhältnismäßig 
kann ein Mehraufwand insbesondere dann sein, 
wenn die zusätzlichen Kosten dauerhaft nicht aus 
Erträgen erwirtschaftet werden können. 

 

 

Richtlinie über den Bau und Betrieb von 
Hochhäusern (Hochhausbaurichtlinie) - HochbR 
- (Gemeinsamer Einführungserlaß zur Bauordnung 
vom 22. Oktober 1990 (BAnz. 1991 Nr. 14 a, S. 3)) 
auf der Grundlage der Hochausverordnung des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 11. Juni 1986 

(Achtung: ersatzlos zurückgezogen, als 
Orientierungshilfe im Einzelfall noch hilfreich) 

 

§ 10 Aufzüge 

(1) Hochhäuser müssen mindestens zwei Aufzüge 
mit Haltestellen in jedem Geschoß haben; beide 
Aufzüge müssen von jeder Stelle des Geschosses 
erreichbar sein. Die Haltestellen dürfen nur über 
Flure oder Vorräume, in fensterlosen Geschossen, 
z.B. Kellergeschossen, Technikgeschossen, nur 
über Vorräume zugänglich sein. Mindestens einer 
der Aufzüge muß zur Aufnahme von Rollstühlen, 
Krankentragen und Lasten geeignet und von der 
öffentlichen Verkehrsfläche und von allen Geschos-
sen mit Aufenthaltsräumen stufenlos erreichbar 
sein. Bei den Zugängen zu den Aufzügen ist ein 
Schild anzubringen, das auf das Verbot der 
Benutzung im Brandfall hinweist. In den Vorräumen 
zu den Aufzügen muß durch Schilder auf die 
Geschoßnummer und auf die Treppen hingewiesen 
werden. Aufzüge, die der Personenbeförderung 
dienen, müssen bei Ausfall der öffentlichen Strom-
versorgung selbsttätig - wenigstens nacheinander in 
das Eingangsgeschoß fahren 
(Evakuierungsschaltung). 

(2) Hochhäuser, bei denen der Fußboden 
mindestens eines Aufenthaltsraumes mehr als 30 m 
über der Geländeoberfläche liegt, müssen 
mindestens einen Aufzug haben, der im Brandfall 
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der Feuerwehr zur Verfügung steht 
(Feuerwehraufzug); dieser Aufzug kann auf die Zahl 
der erforderlichen Aufzüge angerechnet werden. 
Vom Feuerwehraufzug muß jeder Punkt eines 
Aufenthaltsraumes in höchstens 50 m Entfernung 
erreichbar sein. Weitere Feuerwehraufzüge können 
verlangt werden bei Hochhäusern, bei denen der 
Fußboden mindestens eines Aufenthaltsraumes 
mehr als 60 m über der Geländeoberfläche liegt; die 
Aufzüge sollen so liegen, daß die Entfernungen zu 
den Aufenthaltsräumen möglichst kurz sind. 

(3) Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen 
Schacht anzuordnen; er muß in jedem Geschoß des 
Hochhauses eine Haltestelle haben, die durch einen 
Vorraum zugänglich ist. Die Umfassungswände der 
Schächte sowie die Wände der Vorräume sind 
entsprechend § 3 Abs. 1 auszuführen. 

(4) Der Vorraum des Feuerwehraufzuges muß 
mindestens so groß sein, daß eine belegte 
Krankentrage mit einer Breite von 0,60 m und einer 
Transportlänge von 2,25 m ungehindert in den 
Aufzug eingebracht werden kann. Der Vorraum darf 
nur Öffnungen zu allgemein zugänglichen Fluren, 
Sicherheitsschleusen, Treppenräumen oder 
Naßräumen haben. Die Öffnungen zu den Fluren 
müssen selbstschließende Türen mindestens der 
Feuerwiderstandsklasse T 30 erhalten. Der 
Vorraum muß Fenster oder Einrichtungen haben, 
durch die er im Brandfall ausreichend rauchfrei 
gehalten werden kann. 

Vor dem Vorraum ist flurseitig ein Wandhydrant 
anzubringen. Ein Vorraum ist nicht erforderlich, 
wenn der Zugang zum Feuerwehraufzug über einen 
offenen Gang im Sinne des § 8 Abs. 1 führt. 

(5) Das Triebwerk für den Feuerwehraufzug muß in 
einem eigenen Triebwerksraum liegen. Wände und 
Decken des Triebwerkraumes sind entsprechend § 
3 Abs. 1 und § 4 auszuführen. 

(6) Die elektrischen Schalteinrichtungen sowie die 
Leitungen und Kabel für die Stark- und 
Schwachstromversorgung des Feuerwehraufzuges 
sind von Leitungen und Kabeln der allgemeinen 
Stromversorgung ab Hauptverteiler getrennt zu 
verlegen und von anderen Anlagen baulich zu 
trennen. Die Kabel und Leitungen des Feu-
erwehraufzuges müssen, wenn sie außerhalb des 
Fahrschachtes verlegt werden, so beschaffen oder 
so geschützt sein, daß sie bei einem Brand ihre 
Funktionsfähigkeit für mindestens 90 min. behalten. 

(7) Im Eingangsgeschoß sind Hinweisschilder 
anzubringen, die das sofortige Auffinden des 
Feuerwehraufzuges erleichtern. 

 

§ 11 Ersatzstromversorgungsanlage 

(1) Hochhäuser müssen eine 
Ersatzstromversorgungsanlage haben, die sich bei 
Ausfall der allgemeinen Stromversorgung selbsttätig 
innerhalb von 15 s einschaltet. An die Anlage 
müssen alle elektrisch betätigten, notwendigen 
Sicherheitsanlagen und -einrichtungen 

angeschlossen sein. Anlagen und Einrichtungen 
dieser Art sind insbesondere 

... 

2. Feuerwehraufzüge 

3. Aufzüge, die der Personenbeförderung dienen 

... 

(2) Für das Stromerzeugungsaggregat der 
Ersatzstromversorgungsanlage ist ständig ein 
Kraftstoffvorrat für eine Betriebszeit von mindestens 
drei Stunden bei Nennlast bereitzuhalten. Batterien 
müssen für einen mindestens einstündigen Betrieb 
aller angeschlossenen Leuchten bemessen sein. 

(3) Anlagen, die eine unterbrechungslose 
Stromversorgung erfordern, wie Gefahrenmelde- 
und Warnanlagen, müssen durch geeignete 
Maßnahmen gesichert sein. 

(4) Die an die Ersatzstromquellen angeschlossenen 
eigenen Leitungsnetze für die Stromversorgung 
müssen mindestens bis zur geschoßweisen 
Unterverteilung so beschaffen oder geschützt sein, 
daß sie bei einem Brand ihre Funktionsfähigkeit für 
mindestens 90 min. behalten. 

 

 

Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen (Thüringer Garagenverordnung – 
ThürGarVO - ) vom 28. März 1995 (GVBl. S. 185) 

 

§ 12 Verbindung mit anderen Räumen und 
zwischen Garagengeschossen 

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugsvorräume, die 
nicht nur den Benutzern der Garagen dienen, dürfen 
verbunden sein 

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur 
durch Räume mit feuerbeständigen Wänden und 
Decken sowie selbstschließenden und mindestens 
feuerhemmenden, in Fluchtrichtung aufschlagenden 
Türen (Sicherheitsschleusen); zwischen 
Sicherheitsschleusen und Fluren oder 
Treppenräumen sowie Aufzugsvorräumen genügen 
selbstschließende und rauchdichte Türen, 

... 

 

 

Richtlinie über den Bau und Betrieb von 
Krankenhäusern (Krankenhausbaurichtlinie) - 
KrBauR - (Gemeinsamer Einführungserlaß zur 
Bauordnung vom 22. Oktober 1990 (BAnz. 1991 Nr. 
14 a, S. 3)) auf der Grundlage der Muster-
Krankenhausbauverordnung, Fassung Dezember 
1976  

(Achtung: ersatzlos zurückgezogen, als 
Orientierungshilfe im Einzelfall noch hilfreich) 
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§ 19 Ersatzstromversorgung 

(1) Zur Aufrechterhaltung des 
Krankenhausbetriebes bei Ausfall der allgemeinen 
Stromversorgung müssen die folgendee 
Einrichtungen (Verbraucher) über eine sich 
selbsttätig innerhalb von 15 Sekunden 
einschaltende Ersatzstromversorgung für eine 
Dauer von mindestens 24 Stunden weiterbetrieben 
werden können: 

... 

6. die haustechnischen Anlagen, insbesondere 
die Heizungs-, Lüftungs- und Aufzugsanlagen sowie 
die Ruf- und Suchanlagen, soweit diese Anlagen 
ganz oder zum Teil weiterbetrieben werden 
müssen, 

... 

§ 24 Aufzüge, Transportanlagen und Abwurf-
schächte 

(1) In Gebäuden, in denen Pflege-, Untersuchungs- 
oder Behandlungsbereiche in Obergeschossen 
untergebracht sind, müssen Aufzüge, die für den 
Transport von Betten geeignet sind 
(Bettenaufzüge), in ausreichender Zahl, mindestens 
jedoch zwei, vorhanden sein; Ausnahmen können 
gestattet werden, wenn wegen der Zweckbe-
stimmung und Größe der Gebäude Bedenken nicht 
bestehen. Personen- und Lastenaufzüge können 
verlangt werden. 

(2) In Hochhäusern muß mindestens einer der 
Bettenaufzüge als Feuerwehraufzug hergestellt 
sein. 

(3) Fahrkörbe von Bettenaufzügen und 
Feuerwehraufzügen sind so zu bemessen, daß 
mindestens Platz für ein Bett und zwei 
Begleitpersonen vorhanden ist; sie müssen jedoch 
eine nutzbare Grundfläche von mindestens 1,80 m x 
2,50 m haben. Die Innenflächen der Fahrkörbe 
müssen glatt, waschfest- und desinfizierbar sein; 
der Boden ist rutschsicher herzustellen. An den 
Innenwänden der Fahrkörbe sind 
Haltevorrichtungen anzubringen. 

(4) Aufzüge müssen Schächte in feuerbeständiger 
Bauart haben. 

... 
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Anhang A – Aussagen zur Behandlung nicht gewerblich 
genutzter Aufzugsanlagen 

 
Baden-Württemberg   LBO § 37 (2) 
Bayern       LBO § 90 (3) 
Berlin       LBO § 84 (5), PrÜbAnVO 
Brandenburg     LBO § 80 (6), BbgBauGSGV 
Bremen       LBO § 38 (1) 
Hamburg      LBO § 38 
Hessen       LBO § 80 (2) 
Mecklenburg-Vorpommern  LBO § 85 (5) 
Niedersachsen     LBO § 95 (4) 
Nordrhein-Westfalen   LBO § 39 (1) 
Rheinland-Pfalz     LBO § 87 (7) 
Saarland      LBO § 86 (6) 
Sachsen      LBO § 88 (5) 
Sachsen-Anhalt     LBO § 84 (6), TAnlVO § 4 
Schleswig-Holstein    LBO § 91 (8) 
Thüringen      LBO § 82 (5) 


	Änderungen gegenüber früheren Zusammenstellungen
	Musterbaurecht
	Baden-Württemberg
	§ 14 Aufzugsanlagen (Zu § 29 LBO)

	Bayern
	Berlin
	1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochhäusern,
	2. innerhalb von Räumen, die Geschosse überbrücken,
	3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen dürfen,
	4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2;
	sie müssen sicher umkleidet sein.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuerhemmend
	Brandenburg
	Bremen
	Hamburg
	Hessen
	Mecklenburg-Vorpommern
	Niedersachsen
	1. Versammlungsstätten
	a) mit Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen, oder
	b) mit mehreren Versammlungsräumen, die insgesamt mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen und einen gemeinsamen Rettungsweg haben,
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